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Jede w irtschaftspolitische M aßnahm e kann unter zwei Gesichtspunkten be
trachtet werden. Man kann sie einmal privatwirtschaftlich auffassen. Dann 
setzt man sie in Beziehung zu bestehenden Unternehm ungen, und wenn sich 
herausstellt, daß sie den Konkurrenten größere Vorteile bieten wird als dem 
eigenen Geschäft, so gelangt man zu einem ablehnenden Urteil. Bei dieser 
privatwirtschaftlichen Betrachtung rückt also die Frage der Selbstkosten der 
verschiedenen Unternehm ungen in den V ordergrund. Die Prüfung spitzt sich 
darauf zu, wie diese Selbstkosten durch die neue M aßnahm e beeinflußt werden.

Das ist der natürliche Standpunkt privater Interessenten. W enn auch viele 
der Besten unter ihnen den Blick über diese rein privatwirtschaftliche Be
trachtung erheben, so ist es doch ebenso unzweifelhaft ihr gutes Recht, 
ihren G esichtskreis einseitig auf dieses eigene Interesse einzuengen; gerade 
desw egen ist es aber um gekehrt Pflicht des Staates als der Organisation 
der G esam theit, sich selbständig zu einer von solchem Interessentenstand
punkt unabhängigen, das G esam tinteresse ausschließlich berücksichtigenden

x) V orgetragen in der G eneralversam m lung des Verbandes für Kanalisierung 
der Mosel und der Saar in T rier am 13. N ovem ber 1910. Vergl. die ausführ
lichen D arlegungen des V erfassers unter dem Titel „Die w estdeutsche Eisen
industrie und die M oselkanalisierung“  in Schmollers Jahrbuch für Gesetzgebung, 
V erwaltung und V olkswirtschaft 1910 H eft 3 S. 369 bis 428 und Heft  4 S. 313 
bis 408, die dem nächst auch in Buchform erscheinen werden. Sie behandeln 
insbesondere auch die finanzielle und verkehrstechnische Seite der Moselkanali
sierung (Konkurrenz von W asserstraßen und Eisenbahnen), sowie die W ett
bew erbsverhältnisse in der westdeutschen Eisenindustrie.
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volkswirtschaftlichen B etrachtung hindurchzuringen, und diese nim m t bei allen 
w ichtigen Fragen unseres W irtschaftslebens heute einen w eltw irtschaftlichen 
C harakter an.

Trotzdem  haben privatw irtschaftliche G esichtspunkte auch für den Staat 
bei der F rage d er M osel- und Saarkanalisierung im V ordergründe gestanden. 
Ja, die Selbstkostenfrage ist ausdrücklich als „m aßgebend“  fü r seine Stellung
nahm e bezeichnet w orden. Sie ha t an erster Stelle — h ier nicht zu erörternde 
finanzielle Bedenken w aren nur „w esentlich m itbestim m end“  —- zu der E r
klärung vom 7. April d. J . geführt, in w elcher die R egierung die M osel- und 
Saarkanalisierung als „zurzeit nicht zw eckm äßig und nicht durchführbar“  ab
gelehnt hat.

Diese Stellungnahm e ist so auffallend, daß sie eine besondere E rklärung 
haben m uß. Sie liegt darin, daß im M inisterium der öffentlichen A rbeiten 
der W asserbauabteilung ein starker B ruder in der E isenbahnabteilung zur Seite 
steht. D ieser starke B ruder hat nicht nur ein seiner überlegenen Stärke ent
sprechendes Selbstbew ußtsein, sondern auch viel ausgepräg tere  G ew ohnheiten  
und Traditionen und viel reichere E rfahrungen als seine schw ächere und be
scheidenere Schw ester. Auch in der bei der M oselkanalisierung eine so g roße  
Rolle spielenden F rage der K onkurrenz d er beiden H aup tg ruppen  der w est
deutschen Eisenindustrie fehlte es ihm nicht, w ie der W asserbauabteilung, an 
Erfahrungen. Denn diese Konkurrenz hat sich schon oft auf dem  G ebiete des 
E isenbahntarifw esens betätigt. Es hatten  sich daher auch hier fü r die G e
w ährung von Transportverbilligungen ganz bestim m te Form en des V erfahrens 
entwickelt, denen bisher die W asserbauabteilung Ähnliches nicht an die Seite 
zu setzen hatte. So m ußte das Vorbild verlockend erscheinen, als es sich darum  
handelte, solche Transportverbilligung n ich t im Rahm en des E isenbahntarif
wesens, sondern durch den Bau oder A usbau von W asserstraßen zu erlangen.

Man übernahm  deshalb faute de m ieux, vielleicht unbew ußt, das bei 
Tariferm äßigungen eingeschlagene, V erw altungsbeam ten und Interessenten  ver
traute V erfahren, berief nach der A rt einer erw eiterten  Sitzung des Bezirks
eisenbahnrates eine V ersam m lung der Interessenten auf den 3. und 4. Januar 
1908 und ließ hier die neue A rt der T ransportverbilligung verhandeln, w ie b isher 
die alte. D abei übernahm  man m it dem  V erfahren unm erklich auch dieselben 
G rundsätze und stellte sich insbesondere auf den S tandpunkt, daß es vor allem 
darauf ankom m e, das „G leichgew icht der produktiven K räfte des L andes“  
herzustellen und zu erhalten, und daß es n u r gerech tfertig t sei, im nachw eisbaren 
Fall einer N otlage von diesem  obersten G rundsatz abzuw eichen. Die Re
g ierung begründete ausdrücklich ihre ablehnende E ntscheidung in der F rage 
der M oselkanalisierung im A bgeordnetenhaus am 4. M ai 1910 m it den W o rten : 
„A ufw endungen in einem solchen U m fang können sich doch nur rechtfertigen, 
wenn das Interesse un terstü tzungsbedürftiger Landesteile auf dem  Spiele s teh t; 
wenn es der südw estlichen Industrie g u t geht, dann hat sie eben eine S taats
hilfe nicht nö tig .“

Doch dieser S tandpunkt verkennt, daß , so seh r auch gew isse p rivatw irtschaft
liche Analogien zwischen dem Bau einer W asserstraße und der E rm äßigung 
eines E isenbahntarifes vorhanden sind, volksw irtschaftlich zw ischen beiden 
eine tiefgreifende V erschiedenheit besteht. Das E isenbahntarifw esen stellt 
ein langsam gew ordenes, kompliziertes System dar, dessen g röß te r Schm uck
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Einheitlichkeit und Gleichm äßigkeit sind. Diese Eigenschaften müssen aufs 
sorgsam ste behütet werden, so daß Änderungen nicht leicht vorgenommen 
werden. Sie erfolgen regelm äßig nur dann, wenn der Beweis erbracht wird, 
daß  entw eder V erstöße gegen diese obersten G rundsätze jedes Tarifwesens 
vorhanden sind, oder besondere A usnahm egründe meist vorübergehender Art 
vorliegen, die eine Abweichung vom sorgsam  behüteten System entschuldigen. 
Solcher Beweis ist von den Interessenten zu erbringen. Diese bew ährten G rund
sätze des E isenbahntarifw esens gelten aber nicht für den Bau eines neuen 
V erkehrsw eges, der volkswirtschaftlich eben m ehr ist, als eine unter verschiede
nen Form en der T ransportverbilligung. Beim Tarifwesen muß das Streben 
darauf gerichtet sein, im Zweifelsfalle den bestehenden Zustand aufrecht zu 
erhalten. D arauf sind O rganisation, Verfahren, G rundsätze erfolgreich zuge
schnitten. Der Bau eines neuen V erkehrsw eges — ob Eisenbahn oder W asser
straße — bedeutet seinem W esen nach V eränderung. Ein Streben nach sorg
sam ster A ufrechterhaltung des bisherigen G leichgewichtzustandes w iderspricht 
hier dem Zweck. Jeder neue V erkehrsw eg, wie jeder positive Fortschritt 
im W irtschaftsleben, bringt notw endigerw eise V erschiebungen mit sich. Ver
schiebungen unter allen Umständen vermeiden wollen, heißt deshalb nichts 
anderes, als auf den Ausbau des Verkehrsnetzes prinzipiell zu verzichten. Es 
handelt sich um ein E ntw eder — Oder. Beides vereinigen wollen, ist ein
S treben nach der Q uadratur des Zirkels.

W enn die V erschiebungen eine erhebliche Vernichtung von Nationalkapital 
bedeuten, wird man natürlich vom N eubau eines V erkehrsw eges absehen. 
Solche Vernichtung ist wohl bei jeder größeren M aßnahm e der W irtschafts
politik behauptet w orden, aber äußerst selten nur den V erheißungen ent
sprechend auch eingetreten. Das ist regelm äßig nur dann der Fall gew esen,
wenn eine V eränderung plötzlich eintrat und eine schwache zurückgebliebene 
Industrie traf. Beides liegt hier nicht vor. An Zeit und Einsicht fehlt es 
nicht, sich, wenn es wirklich nötig  sein sollte, anzupassen; und es handelt sich 
um eine Industriegruppe, die die machtvollste nicht nur Preußens, sondern 
ganz Deutschlands, ja w ohl des europäischen Kontinents zu sein sich rühmen 
darf. Die verhältnism äßig geringfügigen Unterschiede in den Transportsätzen, 
die amtlich für die M oselkanalisierung berechnet w orden sind, können sie nicht 
Umstürzen; das bedarf keines weiteren Beweises für jeden, der die gew altige 
Lebenskraft dieser Industrie auch nur oberflächlich kennen gelernt hat. H öch
stens darum könnte es sich handeln, wo der w eitere Zuwachs dieser Industrie 
vorw iegend erfolgen wird, und davon ist in anderem Zusam m enhänge später 
noch zu sprechen. Jedenfalls w er Verschiebungen furchtsam stets zu ver
m eiden sucht, h indert jeden Fortschritt im Ausbau des Verkehrsnetzes, was 
auf dem G ebiete des Eisenbahnw esens nur darum  nicht so deutlich in die 
Erscheinung tritt, weil hier der im gew altigen V erw altungskörper lebende 
mächtige Wille bei N eubauten ganz anders in absolutem  Sinn und unab
hängig von den Interessenten sich durchzusetzen befähigt und gew ohnt ist.

Sind so die G rundsätze des E isenbahntarifw esens im allgemeinen auf den 
Bau von W asserstraßen nicht anw endbar, so auch nicht im einzelnen. Der 
Nachweis einer Notlage, dessen M angel die Regierung als Grund der Ab
lehnung der M oselkanalisierung bezeichnet hat, hat für die G ew ährung von 
Ausnahm etarifen und den Bau neuer W asserstraßen sogar fast die entgegen-
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gesetzte Bedeutung. Bei der Anlage neuer V erkehrsw ege kom m t es vielm ehr 
auf die Entw icklungsfähigkeit an, und für das G anze eines großen Volkes is t 
w ichtiger, als heilende Linderung örtlicher N ot, die w eitblickende Fürsorge fü r 
fortschreitende Entwicklung. Das gilt ganz besonders für ein in starker Z u
nahm e begriffenes Volk, das seine Lebenshaltung bekanntlich nur dann sich 
bew ahren kann, wenn es seine gew erbliche Tätigkeit, sow ie den A usland
absatz seiner industriellen Erzeugnisse in annähernd gleichem  M aße ausdehnt. 
So scheint mir ein höherer G rad der Berechtigung, als den angeführten  W orten  
des V ertreters der preußischen R egierung, dem S tandpunkt zuzukom m en, au f 
den der A bgeordnete Z i m m e r  im Landes-A usschuß von E lsaß-Lothringen am 
20. April 1910 m it den W orten  sich gestellt h a t: „gerade  weil in den letzten 
Jahrzehnten die Industrie in L othringen einen so großen A ufschw ung genom m en 
habe, sei es die moralische Pflicht der Regierung“ , die nachteiligen V erkehrs
verhältnisse möglichst zu verbessern.

D am it ist schon angedeutet w orden, daß ganz andere nicht der Sphäre 
der P rivatw irtschaft entnom m ene G ründe für den Bau g ro ß e r neuer V erkehrs
w ege entscheidend sein m üssen. N ur den Interessenten zuliebe w ird er niem als 
vorgenom m en w erden können; die erzielte T ransportverbilligung m uß viel
m ehr zugleich g roßen  volkswirtschaftlichen Zwecken der G esam theit d ienen, 
und sie sind für den Staat, als die O rganisation d e r G esam theit, das Über
geordnete. So verfolgte die g roße W asserstraßenvorlage vom  9. April 1904 
ausdrücklich den Zweck, „die w irtschaftliche A nnäherung verschiedener Lan
desteile zu fördern und die W ettbew erbsfähigkeit des Inlandes gegen  das 
A usland sow ohl auf den inländischen wie auf den ausw ärtigen M ärkten 
zu erhöhen, endlich auch solchen G ütern  einen W ert zu verleihen, die b ish er 
w egen zu hoher T ransportkosten brach lagen“ . D ieselben G ründe sprechen 
in w eit verstärktem  M aße für die M oselkanalisierung.

Z unächst „die w irtschaftliche A nnäherung verschiedener L andesteile“ . D iese 
A ufgabe hat bekanntlich von jeher in d er W irtschaftspolitik B randenburg- 
Preußens eine große, zeitweise fast beherrschende B edeutung gehabt. Jede po
litische M achtvergrößerung erzeugte das fast selbstverständliche S treben, den 
neu erw orbenen Landesteil m it dem alten Kern des Landes m öglichst eng zu 
verbinden. W ie die ganze Elbe- und Oder-Politik der B randenburger K urfürsten 
und späteren preußischen Könige durch diesen G esichtspunkt vor allem be
stim m t w urde, so sind auch fast alle früheren preußischen K analbauten au f 
dieses Streben zurückzuführen. W ie der Anfall Stettins zum Bau des w ichtigen 
Finow kanales führte, so stand die Erw erbung M agdeburgs und seiner auch an 
der Saale sich hinziehenden G ebiete m it dem A usbau der kanalisierten Saale 
und der Anlage des Plauer-K anales, die E rw erbung Schlesiens m it dem Bau 
des Klodnitz-Kanales, d er Anfall des Netzedistrikts m it dem Bau des B rom berger 
Kanales in V erbindung. Friedrich d er G roße hielt diese A ufgabe der A nnähe
rung der verschiedenen bisher getrennten  Landesteile für so w ichtig, daß  
er trotz aller Sparsam keit meinte, man m üsse derartiges unternehm en, „ohne  
vorher den Gewinn m athem atisch feststellen zu können“ .

Um die gleiche Aufgabe, nur in etw as vergrößertem  M aßstabe, handelt es 
sich auch hier bei der M oselkanalisierung. W as die preußischen K önige im m er 
als vornehm e Pflicht em pfunden haben, ist hier zur Pflicht des ganzen deutschen 
Volkes gew orden. Das durch den Krieg w iedergew onnene Reichsland g ilt
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es dem W irtschaftsleben Altdeutschlands möglichst eng anzugliedern, und das 
bezieht sich ganz besonders auf den am w eitesten nach W esten vorgeschobenen, 
abgelegensten und rheinfernsten Teil, Lothringen. Denn seine enge Ver
kehrsverbindung mit Frankreich ist 1871 zerrissen worden, ohne bisher einen 
Ersatz zu erhalten. Seine Industrie, die zum großen Teile von Altdeutschen, 
als Leitern, Beamten, W erkm eistern und V orarbeitern, aufgebaut wurde, ist wie 
kaum  eine andere auf billigen M assentransport angewiesen. Seine politische 
Lage ist dadurch ungünstig, daß im Landesausschuß der Reichslande die 
E lsässer bekanntlich die dauernde M ehrheit haben. W enn der preußische 
S taat die historische Pflicht empfindet, Vorkäm pfer der d e u t s c h e n  Sache 
zu sein, so wird e r  sich am w enigsten auf den rein p r e u ß i s c h e n  Stand
punkt zurückziehen können.

W ichtiger noch sind die w i r t s c h a f t l i c h e n  G ründe. Was zunächst die 
lokalwirtschaftliche B edeutung der M oselkanalisierung und die Schaffung neuer 
W erte durch Verleihung der Transportfähigkeit an G üter, die bisher brach 
lagen, anlangt, so ist sie, zum Unterschiede von anderen W asserstraßenbauteni, 
w ie z. B. dem  Rhein-Hannover-Kanal, nicht bestritten w orden.

Das erklärt sich in erster Linie daraus, daß eine Flußkanalisierung nicht 
d ieselben Bedenken hat w ie d er Bau eines Kanales, der neue, schw er zu 
überschreitende Grenzen in ein Gebiet legt und bisherige W irtschaftsein
heiten vielfach verm indernd und betriebstörend zerreißt. Für die G egend, 
die die Mosel durchzieht, is t die Kanalisierung nichts als ein Bringen von W ohl
taten, zumal wenn sie, wie erw artet werden darf, unter m öglichster Schonung 
des Landschaftsbildes durchgeführt wird. Das ist umso mehr der Fall, als der 
neue V erkehrsw eg in ganz anderer W eise als der Rhein-Hannover-Kanal durch 
G ebiete, die bisher dem  m odernen Verkehr fern gelegen haben, hindurchzieht. 
Viele Güter, zumal schwerwiegende, wie Steine und Baumaterialien aller Art, 
wird er erst transportfähig machen und zugleich billige W asserkraft für die 
m annigfachsten Produktionszw ecke zur V erfügung stellen. So ist es begreif
lich, daß die B ürgerm eister der Stadt- und Landgemeinden des M oseltales „nach 
eingehender Prüfung aller einschlägigen V erhältnisse“  erklärt haben, daß sie 
von der Ü berzeugung durchdrungen sind, daß die Kanalisierung der Mosel 
„von der größten wirtschaftlichen Bedeutung für das gesam te M oselgebiet ist“ .

Entscheidend aber sind die über das Lokale hinausgehenden volks- und 
w eltw irtschaftlichen G ründe. Sie vollständig und klar zu überschauen, ist 
nicht ganz leicht. Sow eit Landwirtschaft und Handel in Frage kommen, 
liegen allerdings die Verhältnisse einfach und insbesondere außerordentlich 
viel einfacher als beim Rhein-Hannover-Kanal. Denn dieser wurde bekannt
lich vor allem a ls  „E infalltor“  für fremdes G etreide oder richtiger für aus 
frem dem  G etreide hergestelltes Mehl bekämpft, und vom unparteiischen Stand
punkt aus wird man nicht leugnen können,, daß ein w ahrer Kern in diesem 
zu vielen Übertreibungen benutzten Schlagw ort enthalten ist. Ein solcher
Interessengegensatz zwischen Landwirtschaft und Industrie, der sich beim 
Rhein-Hannover-Kanal als stärkstes Hemmnis erwiesen hat, fällt hier fort. Denn 
im Mosel- und Saargebiet spielt der G etreidebau keine Rolle. Schon heute
ist man auf Zufuhr von G etreide angewiesen, so daß ihre Erleichterung
nur als Vorteil empfunden w erden wird. Der W einbau, der in der Land-
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W irtschaft des M oseltales voransteht, braucht W ettbew erb nicht zu fürchten 
und begrüß t deshalb jede V erkehrserleichterung m it Freuden.

Auch vom Standpunkte des H andels aus ergeben sich bei der M osel
kanalisierung keine Bedenken. In die Frage des Rhein-Hannover-Kanales sp ielt 
der ganze W ettbew erb zwischen den ausländischen R heinm ündungshäfen und  
den deutschen N ordseehäfen hinein. E rst die E rfahrung w ird  zeigen können, 
ob die bisher so überlegene A nziehungskraft des alten R heinstrom es oder d ie  
neue des verbesserten W asserlaufes d er W eser für das R uhrrevier sich stärker 
erweisen wird und ob die V erlängerung des D ortm und-Em s-K anales bis zum 
Rhein jener älteren künstlichen W asserstraße, sow eit sie nicht zum Teile des 
Rhein-H annover-Kanales w ird, und dem an seiner M ündung liegenden einzigen 
preußischen N ordseehafen, Em den, V erkehr entziehen oder zuführen w ird . 
Solche gew ichtigen Zweifel sind bei der M oselkanalisierung nicht m öglich. 
Denn was die Seehäfen anlangt, so bedeu te t sie eine A blenkung von A ntw erpen 
nach Rotterdam , und dam it ist bereits gesagt, daß durch die K analisierung 
von M osel und Saar zahlreiche V ersendungen, insbesondere von H albzeug  
und Fertigfabrikaten, die jetzt auf belgischen E isenbahnen erfolgen, e iner 
deutschen und insbesondere preußischen V erkehrstraße zugeführt w erden, 
wie das ähnlich auch mit dem Versand des Saarrevieres der Fall ist, der au f 
der Pfalzbahn die Rheinstraße in Ludw igshafen aufsucht.

Vom Interessenstandpunkte des H andels wie der Landw irtschaft liegen 
also die V erhältnisse ebenso einfach wie günstig . Die „außerordentlichen 
Schw ierigkeiten“ , welche die R egierung zu ihrer Entscheidung m itbestim m ten, 
sind hier nicht vorhanden. Sie könnten sich also nur beim  G ew erbe 
vorfinden. In der T a t ist hier die Interessenlage verw icke lt Suchen w ir 
sie analysierend auf ihre ursrpünglichen und einfachen Bestandteile zurück
zuführen, so ergeben sich sechs engverbundene, doch in sich verschiedene In
teressenkreise, und zw ar je drei in jedem  der beiden g roßen  Industriegeb iete , 
nämlich im Südw esten der E rzbergbau, die Kohlen- und K oksindustrie und 
die Eisenindustrie, sow ie im N ordw esten die Kohlen- und K oksindustrie und 
die Eisenindustrie, denen an dritter Stelle noch das Schiffahrtgew erbe hin
zugefügt w erden m uß. Bei diesen verschiedenen G ruppen ist das Interesse 
an der M oselkanalisierung n ich t gleichartig, w eder in se iner R ichtung, noch 
in seinem G ewicht, noch auch in der K raft seiner Äußerung.

Natürlich spielt der Interessengegensatz zwischen Käufern und V erkäufern 
auch hier eine Rolle, und zw ar nicht nur bei Erzen und Kohlen und Koks, 
sondern auch bei Roheisen und H albzeug. A ber w enn man vom Kauf im all
gem einen sagen kann, daß Käufer und V erkäufer gleichm äßig an ihm inter
essiert sind, so ha t das auch h ier im G roßen  seine G eltung. W ichtiger ist 
der territoriale Interessengegensatz. E r liegt natürlich überall do rt vor, w o  
die gleichen Produktionsunternehm ungen in beiden G ebieten  Vorkommen, findet 
sich also bei allen sechs G ruppen m it A usnahm e des E rzbergbaues und 
des Schiffahrtgew erbes.

Das hier in B etracht kom m ende Schiffahrtgew erbe hat seinen H auptsitz  
am N iederrhein. Jede V ergrößerung des W asserstraßennetzes bedeu te t 
eine W eitung seines Tätigkeitsfeldes, eine A usdehnung seines Betriebes. 
Eine K analisierung der M osel und der Saar gereich t ihm daher unzw eifei-
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haft zum Vorteil, was in der langen heißen Polem ik gebührend allerdings 
nicht zum Ausdruck gekom m en ist, weil in der M assenverfrachtung auf dem 
Rhein die Kohlenverschiffung vorherrscht und sie mit der B egründung des 
„K ohlenkontors“  zu einem Annex der Ruhrkohlenindustrie gew isserm aßen 
gew orden ist.

Einfach ist die Interessenlage auch beim lothringisch-luxem burgischen 
Erzbergbau. Das Verkäuferinteresse an möglichst großem  und möglichst günsti
gem  Absatz, d. h. an einem Absatz unter m öglichst geringen Spesen, insbe
sondere T ransportkosten, spricht lebhaft und eindeutig zugunsten der M osel
kanalisierung. Das Käuferinteresse des N ordw estens ist dagegen nicht ganz 
so k lar; denn es kom m t hier darauf an, ob Erze andersw o in genügenden M en
gen und zu befriedigenden Preisen beschafft w erden können. Das kann 
natürlich nicht beantw ortet w erden unter ausschließlicher Berücksichtigung 
deutscher V erhältnisse. H ier erw eitert sich das auf den ersten Blick rein 
binnenländische Problem der M oselkanalisierung zu einer internationalen W irt
schaftsfrage, und davon soll später geredet werden.

Bei der südw estdeutschen Kohlen- und Koksindustrie handelt es sich 
nicht um solche internationale Fragen. H ier liegt nur eine rein nationale W irt
schaftsfrage vor; ja es kom m t eigentlich nur, zumal was Koks anlangt, der 
lokale Absatz des Südwestens selbst in Betracht. Das Interesse ist daher nicht, 
wie beim Erzbergbau, auf eine V ergrößerung des Absatzes durch eine Ver
ringerung der Transportkosten gerichtet, sondern es beschränkt sich vielmehr 
auf den lokalen Preis, und der kann natürlich um so höher gehalten werden, 
je m ehr T ransportkosten im südw estlichen Preise der konkurrierenden und 
in ihrer Q ualität überlegenen Ruhrkohlen und Ruhrkoks enthalten sind. Das 
gilt nicht nur vom privaten Bergbau Lothringens, sondern auch vom staatlichen 
Bergbau des Saarrevieres. Das lokale Preisinteresse der südwestlichen Kohlen- 
und K oksindustrie spricht also gegen die M oselkanalisierung, und zwar um so 
stärker, je m ehr es sich nicht nur um die gegenw ärtige Industrie, sondern 
um Zukunftspläne handelt. Denn ein hoher Preis erleichtert jede neue Ent
wicklung nicht nur dadurch, daß er die G ewinnmöglichkeiten verbessert, son
dern er steigert auch die w irtschaftliche Möglichkeit, schlechte Kohlen, ins
besondere schlechte Koks, noch mit Vorteil zu verwenden, und setzt eine 
verlockende Präm ie auf alle Erfindungen, aus m inderw ertigen einheimischen 
Kohlen guten Koks zu erzeugen.

So w ächst aus der südw estdeutschen Kohlen- und Koksindustrie ein starkes 
Interesse gegen die M oselkanalisierung hervor. W enn es trotzdem bisher offen 
nicht zum Ausdruck gekom m en ist, so erklärt sich das aus dem besonderen 
C harakter der dortigen B ergbauunternehm ungen. Der Saarkohlenbergbau ist 
fast ganz Staatsbetrieb und als solcher daran verhindert, zum m indesten offen 
am Interessenstreite sich zu beteiligen. An dem 21 Millionen M betragenden 
Aktienkapital der in der lothringischen Kohlenindustrie voranstehenden Saar- 
und M oselbergw erksgesellschaft sind aber seit längerer Zeit bereits die von 
Thyssen & Co. beherrschte G ewerkschaft Deutscher Kaiser und neuer
dings die von H ugo Stinnes geleitete Deutsch-Luxem burgische Berg
werks- und H üttenaktiengesellschaft je ungefähr zur Hälfte beteiligt. Ihre 
Interessen w erden also von führenden Männern der Ruhrindustrie vertreten,
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ge langen deshalb nicht als so lche zum  Ausdruck, sondern  w irken verstärkend 
und m itbestim m end auf die Ste llungnahm e der nordw estlichen E isenindustrie.

U m gekehrt wie bei der Kohlen- und Koksindustrie im Südw esten muß 
natürlich die ursprüngliche Interessenlage bei ihrer älteren und heute so 
sehr überlegenen Konkurrentin an der R uhr sein. Als hochentw ickelte A us
fuhrindustrie hat sie das allgem eine V erkäuferinteresse an Erleichterung und 
Verbilligung des Absatzes. Seitdem  die K oksproduktion infolge ihrer G as
nutzung zu einem w ichtigen organischen Bestandteil in der G esam torganisation 
der Ruhrindustrie gew orden ist, ist dieses V erkäuferinteresse sogar von der 
Kohlen- auch auf die Eisenindustrie m it übertragen  w orden. F ü r beide m üßte 
es heute von fast verhängnisvoller B edeutung w erden, w enn d er b isherige 
südw estliche Jahresabsatz von etw a 5 M illionen t Koks verloren g inge. N icht 
der Ausfall eines beträchtlichen G ew innes w äre die H aup tsache; er w äre 
zu verschmerzen. Schlimm er w äre es, daß m it dem Einnahm e- auch ein 
Kapitalverlust sich verbinden w ürde. Am schlim m sten aber w äre eine andere 
Folge. Denn seit dem  geschilderten A usbau der m odernen O rganisation 
haben Kokereien wie H ochöfen ihre alte Selbständigkeit verloren und können 
nicht m ehr ohne w eitgehenden Einfluß auf die anderen Teile des G esam t
organism us ausgeschaltet w erden. W ie m it abnehm endem  R oheisenabsatz 
nicht m ehr ohne w eiteres die H ochöfen stillgelegt w erden können, so m it ab 
nehm endem  Koksabsatz auch nicht die K okereien, w enn auch bei diesen die 
Entw icklung noch nicht ganz so w eit wie bei jenen vorgeschritten  ist. 
Kokereien wie H ochöfen sind heute nicht nur Produktionsanlagen, sondern  
zugleich auch Kraftquellen. Ihre Einschränkung gew innt dam it nicht nu r 
einen unm ittelbaren Einfluß auf den ganzen Betrieb der E isenindustrie, sondern 
auch für alle anderen m it G as oder Elektrizität versorgten  Kunden, w ie andere 
U nternehm ungen und Stadtgem einden. So hat die G esam torganisation  der 
Kohlen- und E isenindustrie an der R uhr heute ganz anders als noch vor 
w enigen Jahren ein starkes Interesse, den g röß ten  und geschlossensten Ab
nehm erkreis für ihre Koks sich sorgsam  zu erhalten.

Erhalten kann sie ihn sich nu r dadurch, daß sie m öglichst das E ntstehen 
einer großen Koksindustrie im Südw esten verhindert, d. h. den Anreiz, eine 
solche m it allen Kräften zu entwickeln, m indert. Das ist — abgesehen von der 
hier nicht zu besprechenden H ochhaltung der Preise der R uhrkokskohlen — 
nur m öglich durch M inderung des südw estlichen K okspreises. Solche M inderung 
des südw estlichen K okspreises kann einmal durch H erabsetzung der V er
kaufpreise erfo lgen; das w ürde jedoch m it fühlbaren V erlusten fü r die R uhr
industrie verbunden sein. O hne V erlust kann es nur durch V erringerung 
der im südw estlichen R uhrkohlenpreis eine so g roße  Rolle spielenden T rans
portkosten geschehen. F ür die R uhrindustrie in ihrer G esam theit erg ib t sich 
som it ein starkes Interesse an H erabsetzung der K oksfrachten. D och auch 
dieses Interesse an der M oselkanalisierung kom m t auf Seite der R uhrkohlen
industrie nicht deutlich zum Ausdruck, da einerseits die reinen K ohlenzechen 
nicht untereinander organisiert sind und daher m it ihren dünnen Stimm chen 
neben den straff zusam m engeschlossenen H üttenzechen verhallen, und an
dererseits für diese die Kohlenindustrie nur ein d ienendes G lied eines g rößeren  
Ganzen darstellt. Die ursprünglichen klaren Interessengrenzen sind so durch 
die vielerlei Kombinationen und Fusionen verw ischt w orden. Bei einer V er-
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bindung verschiedener Produktionszw eige tritt, alle entgegenstehenden Inter
essen zum Schweigen bringend oder zum mindesten gew altig übertönend, 
derjenige beherrschend in den V ordergrund, der wirtschaftlich überw iegt und 
durch die machtvollsten Persönlichkeiten vertreten wird. Das ist die Eisen- 
und Stahlindustrie, die auch schon darum  unter den verschiedenen beteiligten 
Produktionszw eigen eine Sonderstellung einnimm t und die Aufmerksamkeit 
in erhöhtem , oft zu w eit gehendem  M aße auf sich konzentriert, weil bei ihr 
allein zwei gleichw ertige G egner, ausgerüstet m it allen Mitteln w irtschafts
politischen Kampfes, einander gegenüberstehen.

W as nun die Eisen- und Stahlindustrie anlangt, so  kann bei ihr natürlich 
nscht das W ettbew erbsverhältnis zw eier ihrer G ruppen entscheidend sein, son
dern nur ihre G esam tstellung auf dem W eltm arkt. Ist es möglich, durch die 
M oselkanalisierung die Stellung unserer Eisenindustrie so zu verbessern, daß 
es ihr gelingt, ihren Absatz, w ie es unsere Bevölkerungsztm ahme verlangt, 
zu erw eitern? D arauf kom m t es vom Standpunkte der G esam theit an. W o 
dieser weitere Zuw achs stattfindet, ist von nebensächlicher Bedeutung. Das 
Interesse der G esam theit verlangt vielmehr, daß er do rt eintrete, w o dauernd 
unter den günstigsten  Bedingungen gearbeite t w erden kann. U nd das steh t 
heute auch kaum noch m it dem privatw irtschaftlichen Interesse in W ider
sp ruch ; denn unsere g roßen U nternehm er sind nicht m ehr m it dem Boden 
verw achsen, können daher ebensogut im Südw esten wie im N ordw esten tätig 
sein, und zwischen beiden G ebieten haben sich in jüngster Z eit so viele die 
Interessen verbindende Bande geknüpft, daß von einem Zusam m enschluß 
zu einer E inheit fast die Rede w ird sein können, wenn der alte Zankapfel 
der M oselkanalisierung erst einmal aus der W elt geschaffen ist.

D iese w eltw irtschaftliche N otw endigkeit, die m it w achsender Dringlich
keit für die .Moselkanalisierung spricht, spiegelt im Einzelbild die w irtschaft
liche G esam tlage unseres Volkes w ieder. W ie die W eltw irtschaft bekannt
lich — von d er Z ufuhr von Lebensmitteln abgesehen — im R ohstoffbezug und 
in der Fabrikatenausfuhr in unser W irtschaftsleben und insbesondere in unsere 
gew erbliche P roduktion eingreift, so  spricht sie auch in dieser doppelten 
W eise in unverkennbarer D eutlichkeit für die M oselkanalisierung.

Die Fabrikatenausfuhr gew innt h ier n icht nu r aus den o ft dargelegten all
gem einen G ründen, sondern auch infolge der B esonderheit der Eisenindustrie 
eine im m er g rößere Bedeutung. Denn im inländischen Absatz erreicht sie früher 
als andere Industrien einen gew issen Sättigungspunkt. Der V erbrauch beispiels
weise von Textilerzeugnissen steht in unm ittelbarem  Zusam m enhänge m it der 
Zahl und dem W ohlstände der Bevölkerung; w achsen diese, so w ächst auch 
die N achfrage nach jenen Erzeugnissen. Dasselbe g ilt nicht in vollem M aße 
von der E isenindustrie; denn fü r den Eisenverbrauch ist am w ichtigsten 
das V erkehrsw esen. G ew iß sind auch bei ihr D ichtigkeit und W ohlstand 
der Bevölkerung nicht ohne Bedeutung, aber in erster Linie ist es doch die 
G röße des Landes, die m it der A usdehnung des V erkehrsnetzes auch den 
Eisenverbrauch bestim mt. W ährend w ir aber im Eisenverbrauch pro  Kopf der 
Bevölkerung von England um 10 vH  und von den Vereinigten Staaten g ar um 
50 vH  übertroffen werden, stehen w ir in dem auf die Fläche bezogenen Eisen
verbrauch ganz anders. Da übertreffen w ir die V ereinigten S taaten um das 
Sechsfache und haben w ir auch England trotz seines gew altigen Schiffbaues

2
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erst in weitem Abstande folgte Frankre ich mit 9 8 57000  t an dritter und Öster
re ich -U ngarn  mit 4 4 06500  t an vierter Stelle.

D eutsch land  ist aber nicht nu r der größte Eisenerzverbraucher, sondern 
auch  der größte  E isenerzproduzent Europas. N o ch  im Jahrfünft 1891 bis 
1S9d w u rde  es von G roßbritannien übertroffen, indem  einer durchschnittlichen 

deutschen Jahresproduktion von  11679170 t eine durchschnittliche englische 
von  12248651 t gegenüber stand. Im  folgenden Jahrfünft w ar aber das 

Verhältn is bereits um gekehrt, hatte G roßbritannien nu r eine durchschnittliche 
Jahresp roduktion  von  14255926 t, Deutsch land eine solche von 16496701 t auf
zuweisen. W ährend  der Anteil G roßbritann iens an der statistisch zu erfassenden 

W e ltp roduktion  vom  Jahrfünft 1871/1875 b is 1900 von  48,27 v H  auf 16,4 v H  
herabgegangen ist, ist der Deutsch lands gleichzeitig von  15,79 v H  auf 21,47 v H  

gestiegen. 1907 förderte D eutsch land  (einschließlich Luxem bu rg ) 27697100 t, 
n u r übertroffen von  den Vere in igten Staaten m it 52548150 t und nu r gefo lgt 

v on  fünf weiteren großen  Erzproduzenten in der W elt, näm lich von  G ro ß 
britannien mit 15983300 t, Frankre ich mit 10008000  t, Spanien mit 9896200 t, 
R uß land  m it 5524700  t und Schw eden mit 4652400  t

D ie se r R u f  D eutsch lands als größte r europäischer Eisenerzverbraucher 
und Eisenerzproduzent gew innt dadurch eine so lide  Grundlage, daß D eutsch 
land sich unter allen Ländern Eu rop a s  des größten natürlichen Reichtum es 
an E isenerzen rühm en darf. D ie  um fassenden Untersuchungen, die aus A n 
laß des internationalen G eo lo gen -K ong re sse s in Stockho lm  über die E isenerz
lager der W e lt  veranstaltet w orden  sind, haben das in erfreulicher W e ise  be
stätigt. S ie  ze igen uns, daß nach dem b isherigen Stand unseres geologischen  

W isse n s  und  technischen K önnen s der größte  europäische Vo rra t  an E ise n 
erzen im  M inettegebiet von  Lo thrin gen  sich vorfindet, das sich  auf D eu tsch
land, Frankre ich und L u xe m b u rg  bekanntlich verteilt und an dem auch Be lgien 
ganz unbedeutend noch  beteiligt ist; sein V o rra t  ist auf 1850 M illione n  t metalli
schen E isen s berechnet worden. A n  zweiter Stelle steht in Eu ropa  N o rd 
schweden, da s 673 M illio ne n  t metallisches E isen  haben soll. N u r  drei G e 

biete können diesen, sie zum  Te il übertreffend, zu r Seite gestellt werden. 
S ie  liegen säm tlich auf am erikanischem  Boden, näm lich das Erzgeb iet des 
O beren Sees m it etwa 2000 M illionen  t, das Neufund lands m it etwa 1950 

M illionen  t und  das K ub a s  m it 857 M illione n  t metallischen Eisens.

W a s  Eu ro p a  allein anlangt, so  s ind  die Erzvorräte (actual reserves) wie 

fo lgt in M illio ne n  T onnen  berechnet w orden :

E rz metalfisches
Eisen

Deutschland . . . . . . . 3607 1270

F r a n k r e ic h ................ . . . 3300 1140

S c h w e d e n ................. . . . 1158 740

Großbritannien . . . . . . 1300 455

Europäisches Rußland . . . . 865 387

S p a n ie n ..................... . . .  711 349

N o r w e g e n ................ . . .  367 124

O sterre ich-Ungam  . . . . .  294 104

O b w o h l Deutsch land  besonders g ü n st ig  dasteht, ist es doch nicht nur 
der größte europäische Eisenproduzent, sondern auch der größte  Im porteur

2*
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von Eisenerz auf der ganzen W elt. Auch das ist es allerdings erst in der 
letzten Z eit gew orden. Denn bis 1897 w ar es noch ein A usfuhrland, und bis 
1903 übertrafen die Zahlen der Erzeinfuhr G roßbritanniens die deutschen noch 
erheblich. Von 1902 bis 1909 hob  sich die deutsche E isenerzeinfuhr von 
3937402 t auf 8366599 t, also auf reichlich das Doppelte,» w ährend die eng
lische Erzeinfuhr zugleich unverändert blieb, 1909 m it 6329 000 t  die Z iffer 
von 1899 nicht erreichte.

Diesen Zahlen steht auf deutscher Seite allerdings eine E rzausfuhr gegen
über; sie bezifferte sich 1909 auf 2825000 t. W enn man jedoch nicht die 
Tonnenzahl der Erze, sondern das G esam tgew icht des in ihnen enthaltenen 
metallischen Eisens in Betracht zieht, so w ird der U nterschied hierdurch doch 
nicht völlig ausgeglichen, sondern b leibt bestehen. Denn in beiden Ländern 
sind die eingeführten Erze seh r viel reicher als die inländischen, und  dieser 
U nterschied im E isengehalt ist in D eutschland sogar noch g rö ß er als in E ng
land, da unsere Eisenerze im allgem einen etw as ärm er, die eingeführten  da
gegen reicher sind, weil sie nicht w ie die englischen Bessem ererze in ers ter 
Linie aus Spanien, sondern aus Schw eden stam m en. Die A bhängigkeit unserer 
Eisenindustrie vom Auslande, die von keinem  anderen Lande erreicht w ird, 
w ird also keinesw egs durch die bloßen Erzziffern richtig  gekennzeichnet ;  

sie ist in W'irklichkeit vielm ehr erheblich höher, nahezu doppe lt so  g roß .
Das ist eine Tatsache, die Staunen hervorrufen m uß, w enn man bedenkt, 

daß D eutschlands E rzvorrat fast dreim al so g roß  ist w ie der Englands und 
daß die englische E infuhr unvergleichlich begünstig t ist durch die Insellage 
des Landes und die B eherrschung der See sow ie durch die gew altige K ohlen
ausfuhr, die alle M assenrückfracht so sehr verbilligt. W ir haben aber nicht 
nur m it d ieser erstaunlichen Tatsache zu rechnen, sondern  unverkennbar ist 
auch eine T endenz vorhanden, die w eltw irtschaftliche B edingtheit unserer 
größten  Industrie noch w eiter zu steigern. Denn die noch kaum am Abschluß 
ihrer Entw icklung angelangten, an d er See errichteten g roßen  H üttenw erke sind 
dauernd durch ihre Lage ebenso w ie auf frem de Kohlen und Koks auf frem de 
Erze angew iesen, und unsere oberschlesische E isenindustrie w ird m it der nahen 
E rschöpfung ihrer eigenen Eisenvorräte seh r bald in derselben Lage sein.

D a d räng t sich die F rage gebieterisch au f: W erden w ir dauernd unsere 
Eisenindustrie m it frem den Erzen ausreichend versorgen können? Da die 
lothringisch-luxem burgische Industrie w ie die Saarindustrie einheim ische Erze 
verarbeitet und die Seehüttenw erke w ie die oberschlesische E isenindustrie n o t
w endig auf frem den Erzbezug angew iesen sind, sp itzt sich diese F rage  in ihrer 
praktischen B edeutung auf unser w ichtigstes E isenproduktionsgebiet, das no rd 
westliche an der Ruhr, zu. W erden w ir unsere R uhrindustrie in der Zukunft 
in derselben befriedigenden W eise m it frem den Erzen versorgen  können w ie 
b isher?

An Bedenken fehlt es schon heute nicht. Im m er allgem einer beg inn t man 
von einer E rznot zu sprechen, und die R uhrindustrie ist es selbst, d ie sich 
dazu bekennt. Denn die A nträge auf A usdehnung des E rzausnahm etarifs auf 
Sendungen aus dem  französischen Erzgebiet, die von dem Eisenw erk H oesch, 
der G ew erkschaft D eutscher Kaiser, dem H oerder Verein, dem  H asper E isen
werk, sow ie von den H andelskam m ern in D ortm und, D uisburg und H agen 
gestellt w orden sind, sind seinerzeit ausdrücklich dam it b eg ründe t w orden,
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daß „heute tatsächlich eine Erzknappheit vorherrscht, welche zu ernsten Be
sorgnissen für die Zukunft  V eranlassung g ib t“ . Solche Befürchtungen sind 
aber nicht auf Deutschland beschränkt. Sie haben internationale Bedeutung 
gew onnen. Sie sind es in letzter Linie, die die englische Regierung veran- 
laßten, durch ihren w eitverzweigten K onsularapparat eine umfassende Erhebung 
über die Eisenerzlager in der ganzen W elt zu veranstalten, und die jüngst 
w ieder m itbestim m end waren, im Internationalen G eologenkongreß diese ebenso 
w ichtige wie schw ierige Frage von neuem  aufzugreifen. Aber die Klagen über 
Erznot, mit denen unzw eifelhaft auch manche Übertreibung verbunden ist, 
haben nicht nur solchen theoretischen Einfluß ausgeübt; sie haben vielmehr 
begonnen, sich auch in d er Praxis bereits durchzusetzen. In einer ganzen 
Reihe von Ländern sind Bestrebungen neuerdings hervorgetreten, die Erz
lager sich zu reservieren und die Erzausfuhr, wenn nicht zu hindern, so 
doch zu regeln, B estrebungen, die natürlich für kein Land von erheblicherem 
Einfluß sind als für dasjenige, das seine Eisenindustrie am stärksten auf 
ausländischen Erzbezug aufgebaut hat.

Daß von den großen Erzlagern der W elt die amerikanischen für D eutsch
land w enig in Betracht komm en, braucht kaum eingehender dargelegt zu 
w erden. An eine nennensw erte A usfuhr von Erzen aus den Vereinigten 
Staaten ist natürlich überhaupt nicht zu denken. Seitdem Kuba ganz unter 
den w irtschaftlichen und politischen Einfluß der amerikanischen Union ge
bracht w orden ist, dürfte dasselbe aber auch in der H auptsache von dieser 
eisenerzreichen westindischen Insel gelten. Die drei Gesellschaften, welche 
den Eisenerzbergbau im modernen Sinne auf der Insel betreiben, stehen säm t
lich unter amerikanischer Kontrolle. Sehr ähnlich liegen die Verhältnisse 
im dritten amerikanischen Erzgebiet, in Neufundland. Auch hier wird die 
Produktion  beherrscht von zwei großen Gesellschaften, von denen die eine 
Erze nur für kanadische Eisenwerke liefert, die andere allerdings auch an 
der A usfuhr beteiligt ist. Auch hier wird man annehmen können, daß in 
erster Linie die nordam erikanische N achfrage selbst Berücksichtigung finden 
wird, und sow eit eine A usfuhr nach Europa überhaupt in Frage kommt, 
wird das so stark interessierte englische M utterland wahrscheinlich es ver
stehen, V orzugsansprüche wirksam und erfolgreich geltend zu machen. Aus 
Amerika wird daher die deutsche Eisenindustrie nur auf gelegentliche Eisen
erzsendungen, nicht auf eine nachhaltige und um fassende V ersorgung rechnen 
dürfen. Ob es m it den anderen fremden Erdteilen sehr viel günstiger steht, 
erscheint zum mindesten fraglich. Nach allem, was bisher bekannt ist, sind 
Asien und Australien an Eisenerzen auffallend arm. Die Aussichten Afrikas 
in dieser H insicht liegen anscheinend günstiger; aber was über Algier bekannt 
gew orden ist, däm pft doch auch hier die H offnungen sehr.

Allerdings ist es nicht ausgeschlossen, daß in den fremden Erdteilen, die 
bisher natürlich nur zum kleinen Teile geologisch so sorgfältig durchforscht 
sind wie Europa, noch bedeutende Erzlager ausfindig gem acht werden. Aber 
einerseits handelt es sich hier nur um Möglichkeiten, andererseits bedeutet 
bloßes V orhandensein noch keineswegs wirtschaftliche Nutzbarkeit. Die Ab
bauw ürdigkeit ist vielmehr von einer Fülle von Bedingungen abhängig. Nicht 
nur die bergm ännischen G ewinnungskosten, die vor allem durch die La
gerungsverhältnisse, die H ärte des Gesteines, die Kosten für Ausrichtung,
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V orrichtung, Förderung, W asserhaltung und  A usbau sow ie fü r die H auer
leistung bestim m t w erden, sondern auch die chemische und die physikalische 
Beschaffenheit d e r Erze, von der ihre Schmelz- und R eduzierbarkeit abhängt, 
kommen hier in B etracht; und entscheidend ist m eist die Frage, ob die g eo 
graphische Lage auch einen billigen T ransport erm öglicht. W enn aber d iese 
Bedingungen in befriedigender W eise Zusamm entreffen, so ist dam it noch 
keinesw egs gesagt, daß der neugefundene E rzvorrat unserer E isenindustrie 
zugute komm en wird. D as ist vielm ehr noch eine politische M achtfrage. 
Jedenfalls kann auf so unsichere M öglichkeiten eine g roße kapitalstarke In
dustrie sich nicht stützen.

So sieht sich die deutsche E isenindustrie und m it ihr die des übrigen E uropas 
im wesentlichen auf E uropa selbst angew iesen und das ha t zunächst nichts Be
denkliches, da Europa unzw eifelhaft besonders reich m it E isenerzen ausgesta tte t 
ist, nach den bisherigen Erm ittlungen mit einem V orrat von 12032 M illionen t 
sogar den aller übrigen Erdteile m it zusam m en 10 376 M illionen t  übertrifft 
und jedenfalls für absehbare Zeit m it diesen Rohstoffen noch ausreichend 
versorgt ist.

D och gehen auch auf europäischem  Boden bedeutsam e V eränderungen 
in der E isenerzversorgung vor sich. Das spanische Erzgebiet, das noch heute 
in der Eisenerzeinfuhr Englands w eit voransteht und noch vor kurzem es auch 
in der D eutschlands tat, w ird in Z ukunft diese g ro ß e  Rolle nicht w eiter 
spielen können; der V orrat an Bilbao-Erzen um faßt schon heute nicht m ehr 
100 M illionen t. In anderen G ebieten E uropas ist m it einer A bnahm e d er 
A usfuhr infolge w irtschaftspolitischer M aßnahm en zu rechnen. In Rußland 
und Ö sterreich-Ungarn machen sich gerade auf diesem  G ebiet A bschließungs
bestrebungen geltend, die schon heute für uns von praktischer B edeutung 
gew orden sind. V or allem aber ist das in dem fü r die deutsche E rzeinfuhr 
w ichtigsten Lande, Schweden, der Fall. D ort sind bekanntlich un ter dem 
m aßgebenden Einfluß des jetzigen schw edischen Prem ierm inisters und früheren  
D irektors der G rängesberg-Ö xelösund-Transport-A ktiengesellschaft Lindm ann 
die bisher selbständigen drei g roßen  G esellschaften — außer der soeben 
genannten die G ellivara-Erzfeld-Aktiengesellschaft und die K irunavara-Luossa- 
vara-Aktiengesellschaft — in einer einheitlichen O rganisation  zusam m engefaßt, 
an ihr ist dann dem Staate, der zugleich m öglichst alle noch nicht im A b
bau befindlichen Erzfelder an sich zu bringen gesuch t hat, eine im w esent
lichen m aßgebende Beteiligung eingeräum t, und auf dieser halbstaatlichen 
m onopolistischen G rundlage ist dann eine K ontingentierung d er gesam ten 
schw edischen E rzerzeugung für die Z eit bis 1932 in seh r kom plizierter W eise 
vorgenom m en w orden. Diese K ontingentierung bedeu te t zw ar nicht einen 
vollen Sieg der chauvinistischen A bsch ließungsbestrebungen; sie verurteilt n ich t 
die A usfuhr zum Stillstand oder g ar zum R ückgang; aber freilich regelt sie 
die A usfuhr in der W eise, daß sie sich nicht zu rasch entwickle. Auf einen 
Zuw achs des Zustrom es schw edischer Erze kann nicht m ehr in derselben 
W eise wie b isher gerechnet werden.

Das w äre ohne g roße Bedenken, wenn auf der Seite der N achfrage die 
V erhältnisse blieben w ie sie w aren. A ber m it einer F o rtdauer der V orzugs
stellung, die D eutschland b isher auf dem schw edischen Erzm arkt genossen 
hat, ist nicht zu rechnen. Diese V orzugsstellung baute sich darau f
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auf,  daß Deutschland bisher als H auptland des Thom asverfahrens auch der 
einzige G roßverbraucher phosphorhaltiger Erze war. Je m ehr das m oderni
sierte M artinverfahren sich in den alten Ländern des Bessem erverfahrens, ins
besondere in England und den Vereinigten Staaten, ausbreitet, um so m ehr 
w eitet sich der Abnehmerkreis der phosphorreichen Erze Nordschw edens.

Das w ird noch verstärkt durch einen zweiten Umstand. Da man überall 
aus begreiflichen G ründen zunächst die reichsten Erze, sow eit sie nicht unter 
besonderen M ühen zu gew innen sind, verhüttet hat, so m acht sich natür
licherweise in allen großen Eisenproduktionsländern eine gew isse Abnahme 
des Eisengehaltes ihrer Erze geltend. Z uerst zeigte sie sich in England, und 
sie kom m t dort deutlich zum Ausdruck im Preise seiner einheimischen Erze; 
auch bei uns in D eutschland, zumal im lothringisch-luxem burgischen Erzberg
bau, m acht sie sich heute bekanntlich geltend ; und am stärksten ist sie neuer
dings in den V ereinigten Staaten hervorgetreten, wo der vielgerühm te hohe 
E isengehalt der Erze vom O beren See bereits zum großen Teile der Ge
schichte angehört. Diese so allgemein, wenn auch nicht in gleichem G rade 
in den großen Eisenproduktionsländern einsetzende Erzverarm ung bedeutet 
aber eine entsprechende M inderung des Ausbringens. Das heißt aber nichts 
anderes, als eine Abnahme der Produktivität der Anlagen, die natürlich auf die 
D auer auch die Bew ertung der Eisenwerke beeinflussen muß. Nichts ist daher 
selbstverständlicher als das Streben, solche M inderung der Einnahmen und des 
Kapitalwertes zu verhindern. V erhindern kann man es nur dadurch, daß 
man von andersw oher gleich reiche oder gar reichere Erze beschafft, als man 
bisher verhüttet hat. So en tsteht eine starke N achfrage nach den reichen 
und insbesondere den reichsten Erzen des Auslandes. Zuerst ist trotz be
deutenden eigenen V orrates England großer Im porteur von Erzen gew orden; 
ihm ist das noch erzreichere Deutschland, England auch hier überflügelnd, 
schnell gefolgt, und jetzt beginnt das erzreichste aller Länder, die nordam eri
kanische Union, in derselben Richtung sich zu betätigen. D ieser som it aus 
begreiflichen G ründen w achsenden N achfrage nach reichen Erzen steht nur 
ein eng beschränktes A ngebot gegenüber. Nach P rofessor Sjögren beziffert 
sich der feststellbare V orrat an Eisenerzen von 60 vH und m ehr Eisengehalt 
in der W elt auf 1300 Millionen t (850 Millionen t metallisches Eisen), 
wovon 1095 Millionen t (709 Millionen t metallisches Eisen) auf Schweden, 
der Rest fast ganz auf Rußland und M exiko entfallen. Die Nachfrage 
nach reichen Erzen, sow eit sie sich nicht auf phosphorfreie Erze be
schränken muß, bedeutet deshalb zum großen Teil und immer mehr, je m ehr 
der saure B essem erpro^ß  zurückgedrängt wird, eine N achfrage nach schw edi
schen Erzen. Das zeigt sich schon heute. W ährend England 1900 noch 
nicht 100000 t schw edischer Erze bezog, ist sein Anteil jetzt bereits auf 
17 vH angew achsen. W eitere 6 vH entfallen auf Belgien und Frankreich. 
Insbesondere die belgische Thom asindustrie tritt im mer m ehr als W ettbe
w erber auf, da ihr V erbrauch an einheimischen Erzen von 160030 t in 1902 
auf 129170 t in 1907 zurückgegangen ist. Am meisten wird die Lage aber 
dadurch gekennzeichnet, daß die Vereinigten Staaten, die von 1903 bis 1908 erst 
ganz geringe M engen bezogen haben, neuerdings als energische Käufer auf 
dem M arkt erscheinen; 1909 haben sie 127496 t aus Schweden bezogen, 
und für das laufende Jahr  1910 wird ihr Anteil auf 400000 t geschätzt. So
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wird Deutschland m ehr und m ehr sein Anteil vom A uslande streitig  gem acht, 
und auch innerhalb D eutschlands erhebt sich im mer m ehr der W ettbew erb. 
Er geh t nicht nur von den See-H üttenw erken aus, sondern auch von der ober
schlesischen Eisenindustrie, deren V erbrauch eigener Erze von 523041 t in 
1902 auf 292077 t in 1907 ste tig  abgenom m en h a t; für diesen Ausfall m uß 
das Ausland, und zw ar w egen der ungünstigen geographischen Lage mit hoch
w ertigen Erzen, einspringen, so daß 1907 d er ausländische Erzbezug, der 1902 
hinter dem einheimischen V erbrauch noch w eit zurückblieb, diesen nahezu 
um das D oppelte übertrifft.

D iese verschiedenen V eränderungen auf der Seite der N achfrage wie 
des A ngebotes müssen natürlich zunächst einen Einfluß auf die Preise der 
schw edischen Erze ausüben. B isher ist das allerdings fü r unsere R uhrindustrie 
w enig zum Ausdruck gekom m en. Denn sie hat es verstanden, langfristige Liefer
verträge abzuschließen. So haben Phönix-H oerde, H oesch und D ortm under 
Union eine jährliche M enge von m ehr als eine Million T onnen bis 1912 ab 
geschlossen und eine zw eite G ruppe, der die G utehoffnungshütte, G elsen- 
kirchen-Rote Erde-Schalke, die G ew erkschaft D eutscher K aiser und die R heini
schen Stahlwerke angehören, eine ungefähr gleich g roße M enge bis zum 
Jahre 1917 sich gesichert. Als diese V erträge abgeschlossen w urden, erfreute 
sich die deutsche E isenindustrie noch ihres K äuferm onopoles, und für die 
Festsetzung der Preise w ar ausschließlich bestim m end, w ie viel das ein
heim ische deutsche Erz kostete. Beim A blauf d ieser V erträge ist die Lage 
durchaus anders. W enn auch die m ehrfach geäußerten  Befürchtungen, ob 
es überhaupt gelingen w erde, die langfristigen V erträge zu erneuern, sich 
inzwischen als übertrieben herausgestellt haben, so ist es andererseits ganz 
sicher, daß diese V ereinbarungen nicht unter denselben günstigen  Bedingungen 
wie bisher stattgefunden haben. Durch die vielseitigere Entw icklung der 
N achfrage ist die P reisgestaltung der schw edischen Erze vom Alleineinfluß 
des deutschen M arktes em anzipiert w 'orden. Ein W eltm arkt fü r E isenerze 
hat sich inzwischen an Stelle der zahlreichen bisherigen lokalen Märkte zu 
bilden begonnen, und er ist gekennzeichnet durch ein starkes Steigen der Preise.

Die P reisgestaltung der schw edischen Erze ist jedoch nur ein Sym ptom  
der eingetretenen V eränderungen. Sie bringt eine bevorstehende V orrats
schm älerung zum Ausdruck. Diese herannahende V orratsschm älerung selbst 
ist aber von unm ittelbarem  Einfluß, wenn auch w eniger für die G egenw art 
als für die Zukunft. Denn w enn es auch noch gelingt, die b isherige Industrie 
in derselben W eise wie früher mit schw edischen Erzen zu versorgen, für den 
Zuwachs unserer Eisenindustrie kann vernünftigerw eise! nicht darauf gerechnet 
w erden. D arauf geh t es zurück, daß die bedeutendsten U nternehm er des N ord
westens neuerdings die V ergrößerungen ih rer Betriebe nicht im R uhrrevier, 
sondern in Lothringen vorgenom m en haben. Sow eit man auf schw edische 
Erze rechnen kann und Q ualitätserzeugnisse hervorzubringen beabsichtigt, 
bleiben sie im geographisch so  viel günstiger gelegenen N ordw esten  m it 
seinen besseren A rbeitskräften; sow eit man auf schw edische Erze verzichten 
muß und M assenerzeugnisse vor allem zu produzieren trachtet, zieht man 
in das g röß te  einheimische P roduktionsgebiet desjenigen Rohstoffes, von dem 
die Eisenindustrie die größten  M engen verarbeitet. Bei der Produktion handelt 
es sich also in beiden Fällen um etw as durchaus V erschiedenes, und die Ab-
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W anderung nach Südw esten ist nicht ein Zeichen dafür, daß sich die günsti
gen Bedingungen für die Ruhrindustrie im ganzen verändert haben, sondern 
nur dafür, daß sie nicht in gleichem M aße w ie bisher erw eiterungsfähig sind. 
Die G ründe, die Kirdorf und Thyssen zu ihren großen Neuanlagen in Esch und 
H agendingen bestim m t haben, sind nicht typisch für die nordwestliche Eisen
industrie überhaupt. Sie sind unter anderem  eine Folge der V eränderung im 
schwedischen Erzbezug und drücken deutlich aus, daß in Zukunft  unsere 
Eisenindustrie ihre V ergrößerungen auf heimischen Erzbezug stützen muß, 
der von w eitaus g rößerer Nachhaltigkeit ist als der Nordschwedens.

W enn das aber so ist, dann sprechen nationale Interessen dafür, die Ver
bindung mit diesem Eisenerzgebiete durch Ausbau unserer leistungsfähigsten 
W asserstraße in den von der N atur vorgezeichneten Bahnen möglichst zu 
verbessern, wie schon rein w irtschaftliche G ründe dahin drängen, die Ver
kehrsverhältnisse zwischen dem größten  E isenindustriegebiet und dem größten 
Eisenerzrevier möglichst günstig  zu gestalten. D agegen sind allerdings Ein
w endungen erhoben w orden.

Man hat erstens gesagt, die M oselkanalisierung erm äßige die Kosten des 
Erzbezuges in einem M aße, das bedeutungslos sei. Daß an sich für den Erz
transport eine nicht unbeträchtliche Frachterm äßigung erzielt wird, wird frei
lich nur vereinzelt in allzu großer Hitze der Polemik bestritten. Auch die 
erste D uisburger Denkschrift beziffert diese Erm äßigung noch auf eine Mark 
für die Tonne. Aber unter dem G esichtspunkt des W ettbew erbes der Eisen
industrie, bezogen auf die Tonne Roheisen, w ürde diese Frachterm äßigung 
doch geringfügig sein, da die nordwestliche Industrie regelm äßig nicht 
mit einem reinen M inettemöller arbeitet, sondern nur etwa 35 vH Minette 
verw endet. Die Verbilligung der T onne Roheisen verm indert sich dam it 
auf etw a ein D rittel; auch wenn man mit einem wachsenden M inette
anteil rechnet, w ürde demnach der in dieser Richtung erzielte Vorteil im 
Rohstoffbezug gering sein, wenn er sich hierauf beschränkte. Das ist jedoch 
nicht der Fall. Die angestellte Berechnung ist nicht einwandfrei. Sie über
sieht, daß, wie jeder andere Markt, auch der Erzmarkt ein einheitliches Ganzes 
bildet. W ird ein Teil des Angebotes erm äßigt, so bleibt das nicht ohne 
Einfluß auf die anderen Teile. Der Preis des Erzes überhaupt wird dadurch 
beeinflußt. G ilt das schon im allgemeinen, so  ganz besonders, wenn die 
Verbilligung wie hier den Lieferer mit der größten Leistungsfähigkeit trifft. 
Eine Erm äßigung des nordw estlichen M inettepreises ist daher ein allgemein 
preisdrückender Umstand von größ ter Bedeutung auf dem Erzmarkt. Er 
muß auch im Preise d er schwedischen Erze zum Ausdruck kommen. Je 
m ehr die G efahr akut  gew orden ist, daß an die Stelle des für uns so günstigen 
K äuferm onopoles ein V erkäuferm onopol tritt, um so erhöhte Bedeutung hat 
jede Erleichterung des W ettbew erbes gew onnen. N ur dadurch ist es m ög
lich, wirksam einer vielleicht noch nicht heute, wohl aber in der Zukunft
drohenden Ausnutzung dieser M onopolm acht entgegenzutreten. Da gilt es 
rechtzeitig V orsorge treffen, und zwar möglichst durch M aßnahmen, denen 
jeder internationale K am pfcharakter fehlt.

Zweitens hat man eingew endet, es lohne sich nicht, für eine Verbilligung 
des lothringischen Erzbezuges erhebliche A ufwendungen zu machen, da auf
eine ausreichende, nachhaltige V ersorgung nicht zu rechnen sei. Dabei denkt

3
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man an erster Stelle nicht an den tatsächlichen Erzvorrat, sondern an seine 
V erfügbarkeit. Man behauptet, „ein selbständiger Erzbergbau, der als E r
w erb anzusehen und nu r auf den V erkauf des P roduktes angew iesen“  sei, 
sei in D eutsch-Lothringen nich t vorhanden. T atsächlich befindet sich die 
g roße M ehrzahl der Erzfelder in D eutsch-Lothringen und L uxem burg im Be
sitz von H üttenw erken. Die südw estlichen stehen natürlich an der Spitze; 
auf sie sollen nicht w eniger als 73,3 vH der Erzfelder entfallen, so daß über
haupt nur 26,7 vH  für den V ersand in Betracht kom m en. Von diesem Rest 
haben nun aber die hauptsächlichen H üttenw erke des N ordw estens den größ ten  
Teil w ieder fü r sich in A nspruch genom m en, w odurch der freie M arkt auf 
nicht m ehr als 5,2 vH  des gesam ten Erzvorrates beschränkt w ird. So ist es 
schon richtig, daß nicht die ganze nordw estliche E isenindustrie gleichm äßig 
an den M inettelagem  in D eutsch-Lothringen und Luxem burg in teressiert ist. 
A ber einerseits ist es ihr g rö ß te r und schw ierigster Teil, und anderseits ha t gerade 
die neueste Entw icklung dieses Bedenken beseitigt. W as auf deutsch-luxem 
burgischem  Boden fehlt, ist nämlich auf dem angrenzenden französischen 
Boden beschafft w orden. N icht nu r ha t do rt der gesam te lothringische Erz
vorrat eine außerordentliche Bereicherung erfahren, sondern  es b ildet sich dort 
auch ein freier Erzmarkt.

Über das Erzvorkom m en in  Lothringen ist man lange im Irrtum  gew esen. 
Es findet sich bekanntlich vor allem — von dem  südlichen Becken von 
N ancy kann hier abgesehen w erden — in dem nahe der M osel gelegenen 
Teile der lothringischen H ochebene, der das P lateau  von Briey genann t w ird. 
Bis in die achtziger Jahre des 19. Jahrhunderts w ar fü r dieses G ebiet die 
sogenannte A usbißtheorie (theorie des affleurem ents) herrschend, w onach „die 
Lager nur in einer Zone von etw a 2 km Breite an den A usbissen entlang 
abbauw ürdig  seien und darüber hinaus eine V erstaubung e in trete“ . Sie w urde 
leider auch von den zur G renzregulierung des F rankfurter Friedens hinzu
gezogenen deutschen G eologen vertreten und hat dam it zu dem heutigen V er
lauf der deutsch-französischen G renze geführt. Seitdem  hat m an jedoch e r
kannt, daß das Eisenerze führende G ebiet eine Breite nicht nur von 2 km, 
sondern von 8 bis 20 km besitzt. Es entfällt daher nicht, w ie m an einst an
genom m en hatte, das ganze Erzvorkom m en des P lateaus von Briey auf D eutsch
land, sondern nur ein schm aler östlicher Streifen, w ährend der breitere  w est
liche Frankreich verblieben ist. U nd das ist von um so g rö ß e re r B edeutung, 
als die M inetteerze m it dem  Einfallen der Lager nach W esten im m er m ächtiger 
und eisenreicher w erden. A llerdings stehen diesen V orteilen auch N achteile 
gegenüber. D enn das Schachtabteufen gesta lte t sich h ier seh r viel schw ieriger 
als diesseits der G renze, weil die Erze im allgem einen in g rö ß erer T iefe 
liegen und so starke W asserzuflüsse Vorkommen, daß vielfach das kostspielige 
G efrier- und Z em entierverfahren angew endet w erden m uß. Die A nlagekosten 
sind also groß. Um sie zu verzinsen und zu tilgen, ist eine bedeutende F ör
derung notw endig . Das ist d e r eine U m stand, der anspom end auf die E nt
wicklung einwirkt, und zu ihm kom m t ein nicht m inder einflußreicher in der 
französischen B erggesetzgebung hinzu, die vorschreibt, daß Konzessionen ver
fallen, w enn sie n icht alsbald ausgenutzt w erden. Aus diesen beiden G ründen 
zeigt die französische E rzproduktion eine geradezu staunenerregende Z unahm e. 
Es darf m it g roßer Sicherheit angenom m en w erden, daß die G esam tförderung
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Französich-Lothringens im Jahre 1914 etwa 20 Millionen t, d. h. die heutige 
Förderung D eutsch-Lothringens und Luxem burgs erreichen wird.

An dieser außerordentlichen Produktionszunahm e ist Deutschland in hohem 
M aße interessiert. Zunächst unm ittelbar. Die deutschen Eisenproduzenten 
haben es in ausgedehntem  M aße verstanden, sich einen Anteil an den französi
schen Erzlagern zu sichern. Nach sachverständigem  Urteil befinden sich 
von den 43000 ha des Briey-Beckens etw a 8000 ha im Besitz von Deutschen 
oder zum mindesten von G esellschaften, an denen deutsches Kapital beteiligt 
ist. Kaum m inder w ichtig aber ist es, daß durch die französische Entwick
lung der bisher fehlende freie M inette-M arkt geschaffen wird. Denn die 
großen M engen Erze, die aus den angedeuteten Gründen auf französischem 
Boden hinfort gefördert w erden müssen, werden schwerlich in der französi
schen Eisenindustrie V erarbeitung finden. Die neuen französischen Aufschlüsse 
an Eisenerzen bedeuten ja keineswegs eine tiefgreifende V eränderung in den 
Existenzbedingungen der französischen Eisenindustrie. Alle bisherigen H em m 
nisse ihrer Entwicklung — der M angel an Kohlen und Koks, der beschränkte 
inländische Absatzm arkt, die Disziplinlosigkeit der A rbeiter — bleiben g e 
nau im selben M aße bestehen wie bisher. Mit einem „erheblichen M ehr
verbrauch der französischen H ochofenw erke“  wird daher auch in den Kreisen 
der deutsch-lothringischen Interessenten nicht gerechnet. Ein Verbrauch der 
französischen Erze in Frankreich kom m t vielmehr nur insoweit in Betracht, 
als durch sie bisher vom Auslande bezogene Erze ersetzt w erden können. 
Der größte Teil der französischen Förderung ist vielmehr auf das Ausland 
angew iesen. Das zeigt sich auch bereits heute. Die französische Erz
ausfuhr ist in starker Zunahm e. Zunächst steht Belgien bei dieser Aus
fuhr  im V ordergrund. Doch Belgiens Industrie hat eine scharf begrenzte Auf
nahm efähigkeit. Die zuw achsende Menge der französischen M inetteförderung 
kann Unterkom m en nur auf dem deutschen Markte finden. Mit Recht ist in 
diesem Sinne der W esten und Süden D eutschlands „das natürliche Entlastungs
gebiet dieses Bezirkes“  genannt w orden. Auch heute ist das in den deutschen 
Einfuhrziffern schon deutlich erkennbar. Denn w ährend die französische Ein
fuhr  nach D eutschland im D urchschnitt des Jahrzehntes 1891 bis 1900 nur 44300 t 
betrug, ist sie seitdem  unablässig bis auf 1368610 t in 1909 angew achsen: 
in der deutschen Eisenerzeinfuhr die höchste Ziffer nach Schweden und 
Spanien und die einzige, die eine wirklich bedeutsam e Steigerung aufweist. 
So bildet sich hier auf dem Boden Französisch-Lothringens, zumal wenn man 
seine notw endige weitere Zunahm e der Erzförderung mit in Betracht zieht, ein 
g roßer freier Erzm arkt mit wachsendem A ngebot und daher mit einer im 
G egensatz zum W eltm arkt fallenden Tendenz des Preises, wie er in Deutsch- 
Lothringen und Luxem burg fehlt. W enn wir uns seiner in ausgedehntem  
Maße bedienen, so wird darunter der Minette-Absatz aus Deutschland-Lothringen 
und Luxem burg allerdings leiden. Das hat privatwirtschaftlich natürlich eine 
Reihe von N achteilen; vom Standpunkt der gesam ten Volkswirtschaft aus 
ist es dagegen nur zu begrüßen, wenn auf diese W eise ohne Schaden für 
unsere Eisenindustrie unser w ichtigstes einheimisches Eisenerzlager geschont 
und für die Zukunft vorsorgend aufbew ahrt wird. Von diesem übergeord
neten Standpunkt aus empfiehlt es sich, den Bezug der französischen M inette 
möglichst zu erleichtern, denn das Aufschließen der französischen Erzlager ent-

3*
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kräftet alle G ründe, die bisher gegen und verstärkt alle, die bisher schon 
für die V erbesserung der V erkehrsverbindung m it dem größten E isenerzvorrat 
nicht nur Deutschlands, sondern ganz E uropas sprachen.

Das ist aber auch noch von einem anderen G esichtspunkt aus der Fall. 
W enn nämlich Deutschland als natürliches E ntlastungsgebiet für den französi
schen Erzbergbau versagen w ürde, w ürde ein fast zw ingender Anreiz g e 
schaffen werden, die geförderten  Erze, um sie überhaup t zu verw erten, selbst 
zu verarbeiten. Will man daher mitwirken, den A usbau der E isenindustrie 
jenseits der französischen Grenze zu verhindern, so muß man den A bsatz der 
französischen Erze in D eutschland m öglichst erleichtern. Also auch das w elt
w irtschaftliche Problem  der französischen K onkurrenz in der Eisen- und Stahl
industrie hängt m it der Frage der M oselkanalisierung eng zusam m en.

Somit sprechen auch vom Standpunkte der w eltw irtschaftlichen Stellung 
der deutschen Eisenindustrie verschiedene G ründe für die A usführung dieses 
V erkehrsprojektes, und sie dürfen ein größeres G ew icht beanspruchen als 
die binnenländisch-privatw irtschaftlichen E rw ägungen, welche die D iskussion 
bisher so einseitig und verhängnisvoll beherrscht haben. Selten g ib t es eine 
um fassende und tiefgreifende staatliche M aßnahm e, für die eine solche stolze 
Reihe von G ründen sich anführen läßt, wie für den A usbau dieses größ ten  
europäischen V erkehrsw eges für M assengüter. Ja, man kann geradezu sagen, 
daß, wenn es auf dem G ebiete des W irtschaftslebens eine A ufgabe gibt, die 
von der N atur dem deutschen Volke vorgezeichnet ist, so ist es unzw eifelhaft 
die, den natürlichen W asserw eg, der E uropas reichstes E rzgebiet m it dem 
größten K ohlenlager des europäischen K ontinents verbindet, zu voller Leistungs
fähigkeit auszubauen. Die rein privatw irtschaftliche O rganisation des am eri
kanischen V erkehrsw esens hat dieselbe volkswirtschaftliche A ufgabe, zwischen 
dem größten  Erz- und dem größten  K ohlengebiet Amerikas den V erkehr zu ver
mitteln, so glänzend gelöst, daß nirgends in der W elt M assengüter billiger 
transportiert w erden; es w äre ein bedenkliches Zeichen fü r die staa tsw irt
schaftliche O rganisation unseres V erkehrsw esens, wenn sie hier versagen wollte.

Die lange Reihe sachlicher G ründe, die fü r die M oselkanalisierung sprechen, 
werden daher auch m it d er Zeit die H em m ungen, die sich ihr heute en tgegen
setzen, überw inden. Ebensow enig wie G ründe für eine endgiltige A blehnung 
dieses W asserstraßenausbaues anerkannt w erden können, ebensow enig läßt 
sich leugnen, daß solche sachliche H em m ungen, die für ein gew isses H inaus
schieben sprechen, vorhanden sind. Auf Seiten der R egierung liegen sie 
zunächst im Bau des Rhein-H annover-Kanales, des größ ten  Baues einer künst
lichen Binnenw asserstraße, der bisher unternom m en w orden  ist; die g leich
zeitige Inangriffnahm e der M oselkanalisierung w ürde eine V erdoppelung des 
personalen und technischen A pparates erfordern und w iderspräche daher einer 
rationellen D isposition. H inzu kom m t die V erschlechterung der E isenbahn
finanzen, die sich in zeitweiligen Einnahm eausfällen bei der allgemeinen Finanz
n o t sehr peinlich fühlbar gem acht hat. Und endlich muß verzögernd wirken, 
daß die V erkehrs Verwaltung einstweilen voll beschäftig t ist m it den großen 
Aufgaben der Rationalisierung der Finanzierung der W asserstraßen durch 
D urchführung des G ebührenprinzips und der R ationalisierung des in so w eit
gehendem  M aße im Kleinbetrieb bisher steckengebliebenen Schiffahrtsbetriebes 
durch Zentralisierung des Schleppgeschäftes. N icht m inder sind solche H em 
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mungen auf Seiten der Interessenten, zumal der nordwestlichen Eisenindustrie, 
unverkennbar vorhanden. Sie bestehen einerseits im Aufkommen des modernen 
M artinverfahrens, dessen Einfluß auf den W eltstahlm arkt sich heute nur schwer 
übersehen läßt ;  sie liegen aber auch hier im Bau des Rhein-Hannover- 
Kanales, dessen W irkungen sich im einzelnen erst nach der Eröffnung werden 
erm essen lassen; und sie werden endlich durch den Ablauf der großen Verbands
verträge, insbesondere die bevorstehende Erneuerung des Stahlwerksverbandes 
und des K ohlensyndikatcs, die durch jede Veränderung der W irtschaftslage er
schw ert wird, geschaffen. Alle diese Umstände, deren H äufung leicht eine 
gew isse nervöse Stimm ung von Überängstlichkeit erzeugt, sind nicht von 
Dauer. Sie schw inden ganz oder verlieren doch ihren beunruhigenden C ha
rakter. Sobald das auch nur teilweise der Fall ist, werden die für die M osel
kanalisierung sprechenden G ründe wuchtig in den V ordergrund rücken. Ebenso 
sicher, wie heute vieles vom Standpunkt nicht nur der Interessenten, sondern 
auch der G esam theit für die H inausschiebung spricht, ebenso sicher kann der 
heutige Zustand auf die Dauer nicht bestehen bleiben. Denn es ist ein W ider
spruch in sich, unser W asserstraßennetz allgemein auszubauen und nur das 
Projekt, das unzw eifelhaft das rentabelste von allen ist, auszunehm en; und 
wenn die nrit der Einführung der Binnenschiffahrtsabgaben geplante Rheinstrom 
kasse sich auf den Main und Neckar erstrecken soll, so wird man auch den 
wichtigsten N ebenstrom  des Rheines, der sich allerdings nicht, wie seine g e 
nannten Geschwister, zu bundesstaatlichen Zugeständnissen benutzen läßt, 
nicht dauernd ausschließen können. Das ist um som ehr der Fall, als die 
Z eit auch insofern für die M oselkanalisierung kämpft, als sie mit der zu
nehm enden Beteiligung der großen Unternehm ungen des Ruhrreviers im Süd
w esten m ehr und m ehr den bisherigen hem m enden G egensatz in der w est
deutschen Eisenindustrie in eine Interessengem einschaft w andelt. Schon heute 
w erden M änner wie Kirdorf, Thyssen, Stinnes, die kraftvoll in beiden G e
bieten Fuß gefaß t haben, schw er sagen können, ob sie an der Entwicklung 
des nord- oder des südwestlichen Industriegebietes stärker interessiert sind.

So spricht alles für die Richtigkeit der W orte, die der U nterstaatssekretär 
Zorn von Bulach am 20. April 1910 im Landesausschuß von Elsaß-Lothringen 
geäußert ha t: „Die Kanalisation der Mosel wird kommen, denn sie gehört 
zum Fortschritt, und jeder Fortschritt kann nur m om entan zurückgehalten 
w erden; es sind Bedürfnisse, die stärker sind als der W ille des M enschen.“ 
Und daß auch die preußische Regierung diesem Standpunkt nicht ganz fern 
steht, daß ihr Entscheid vom 7. April 1910 m ehr ein Aufgeschoben als Auf
gehoben bedeutet, dürfte den A usführungen zu entnehm en sein, die ihr W ort
führer, U nterstaatssekretär von Coels, am 4. Mai 1910 im preußischen Ab
geordnetenhause gem acht hat :  „Die Moselkanalisierung hat schon sehr viele 
Phasen durchgem acht. Ihre Feinde sind Freunde, ihre Freunde sind Feinde 
gew orden, und es ist nicht ausgeschlossen, daß auch in Zukunft neue Phasen 
eintreten.“ M öchte die neue positive Phase nicht zu lange auf sich w arten 
lassen!
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DIE PREUSZISCHE EISENBAHN 
UND DIE STAATSFINANZEN.

Von HEINRICH MACCO, Mitgl. d. H. d. Abg.

(Schluß von Seite 649.)
D a s  E i s e n b a h n g a r a n t i e g e s e t z  1882.

Die V erstaatlichung der preußischen Eisenbahnen, wie sie im Jahre 1882 
eingeleitet w urde, fiel in eine Zeit, in der das w irtschaftliche Leben der 
N ation w eit w eniger entw ickelt w ar als heute und der geplante g roße  Schritt 
in seinen Folgen nur von W enigen übersehen w erden konnte. Z ur B egrün
dung dieses V orgehens w urde von verantw ortlicher Stelle in erster Linie 
die A ufgabe der Bahnen, in höherem  M aße zur H ebung  des w irtschaft
lichen Lebens beizutragen, ins Feld geführt. Die politischen Ziele w urden 
w eniger erw ähnt, dem gegenüber aber der gefährliche Einfluß, den ein 
unsicheres Ergebnis des E isenbahnbetriebes auf den noch kleinen S taats
haushalt haben konnte, von den m eisten Seiten ängstlich b e to n t.-

H iervon ausgehend bestim m te das E isenbahngarantiegesetz vom  27. M ärz 
1882, daß von den E isenbahnüberschüssen jährlich höchstens 2,2 M illionen M  
zum Ausgleich eines Defizits im S taatshaushalt herangezogen w erden und 
daß alle w eiteren Überschüsse zur V erzinsung und T ilgung  der S taatseisen
bahnschulden dienen sollten. Diese an sich zw eckm äßige Bestim m ung, die 
bei ihrer D urchführung fü r die V olksw irtschaft und für die finanzielle K raft 
des Landes einen unübersehbaren A ufschw ung zur Folge g eh ab t haben w ürde, 
w urde aber durch eine w eitere Bestim m ung beeinflußt. Nach § 4 al. 2 und 3 
des G esetzes sollten die zur V erfügung stehenden Ü berschüsse zur D eckung 
der zu S taatsausgaben erforderlichen Mittel, die andernfalls durch A ufnahm e 
neuer Anleihen beschafft w erden m üßten, und zum Ankauf von S taatsschuld
verschreibungen verw endet w erden, und diese V erw endung sollte als T ilgung  
angerechnet w erden.

M it diesen Bestim m ungen w ar der S taatsverw altung die M öglichkeit g e 
geben, die Ü berschüsse der Eisenbahnen, an deren G röße man bei A bfassung 
des Gesetzes gar nicht geg laubt hatte, fast unbegrenzt für die B edürfnisse an
derer Ressorts zu verw enden. Es hing lediglich von der Ü berzeugung ab, 
ob diese Bedürfnisse so dringend w aren, daß man gegebenenfalls zu ih rer 
Deckung auf Anleihen zurückgreifen m ußte. Das Schlimm ste bei dieser L age 
aber w ar, daß m it den w achsenden Ü berschüssen der A ppetit kam und d ie  
A nsprüche der ändern Ressorts geradezu aufgem untert w urden. D am it ent
stand ein ständiger Kampf zw ischen dem Finanz- und dem  E isenbahnm inisterium . 
Ersteres w ar' zu schw ach, um die w achsenden A nsprüche entw eder zurück
zuweisen oder für andere D eckung Sorge zu tragen, und versuchte unbe
küm m ert um die Bedürfnisse d e r Eisenbahn, so viel als irgend möglich aus ih r 
herauszudrücken. H ierin w urde es von der M ehrheit der politischen Parteien  
unterstützt, die ohne wirtschaftlichen Blick, lediglich in der A ngst vor neuen  
Steuern diese grundfalsche Richtung unterstützten.
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Die E isenbahnverw altung w ar aber zu schwach gegenüber dem mächti
geren  Finanzm inister und hat seinem D rängen nicht den für die Entwicklung 
der Bahnen erforderlichen W iderstand entgegengesetzt. W ohl wurden unter 
dem klugen Finanzm inister von Miquel in dem Ordinarium des Etats der 
E isenbahnverw altung eine Anzahl Posten aufgenom m en, die den Augen der 
Parlam entarier entgingen und dam it eine gew isse Reserve bildeten. Auf 
die D auer genügten diese Reserven aber nicht, und als die vorsichtigen M aß
nahm en unter dem N achfolger Miquels aufhörten, entstanden dem Betriebe 
der Eisenbahnen Schwierigkeiten, die sich für das wirtschaftliche Leben der 
Nation in bedenklichster W eise fühlbar machten und schließlich Anleihen von 
H underten von Millionen erforderten, um den Betrieb w ieder auf leistungs
fähige H öhe zu bringen. Die Verluste, die dem wirtschaftlichen Leben durch 
diese M ängel zugefügt w urden, konnten natürlich nicht w ieder ersetzt werden.

Da die Eisenbahnverw altung für sich keine Rechnung führt  und alle 
Einnahm en und Ausgaben durch das Finanzm inisterium laufen, so besitzt sie 
auch keine verfügbaren Reserven, um die natürlichen Schwankungen in den 
Einnahm en auszugleichen oder plötzlich an sie herantretende große Bedürf
nisse selbständig decken zu können.

Es w äre ungerecht, nicht zu erw ähnen, daß die im Laufe der Jahre ein
getretenen M ißstände nicht schon bei den V erhandlungen über das Eisen
bahngarantiegesetz erw ogen w orden wären. Der w eitsichtige spätere Finanz
m inister Miquel trat schon als A bgeordneter für die Schaffung eines Reserve
fonds ein, um, wie er sagte, „zu verhüten, daß in den Jahren sehr bedeutender 
Überschüsse diese nur zur V erm ehrung der dauernden Ausgaben des Staates 
zur V erw endung kämen, so daß, wenn die Überschüsse in schlechten Jahren 
w ieder verschw änden, zwar die Ausgaben blieben, aber die Einnahm en fehlten“ . 
T rotz seiner damaligen energischen Stellung bei W ahrung des Rechtes der 
A bgeordneten konnte er sich auch nicht den Befürchtungen bezüglich einer 
dadurch entstehenden V erküm m erung des Budgetrechtes, die von vielen Seiten 
ausgesprochen w urde, anschließen.

Auch der im W esten in gutem  Andenken stehende mit reichen E rfahrun
gen ausgestattete G ustav von M evissen vertrat im H errenhause die N ot
w endigkeit finanzieller G arantien und eines Reservefonds. Diese gewichtigen 
Stimmen konnten aber ebenso wenig w ie die von Seiten der rheinisch-west
fälischen Industrie geäußerten Bedenken das Schicksal des Gesetzes auf
halten. Leider haben sich die ausgesprochenen Befürchtungen in vollem 
U m fang erfüllt.

Das G esetz von 1882, obgleich noch bestehend, hat heute keine Be
deutung mehr, und die infolge dieses Gesetzes aufgestellten jährlichen Berech
nungen am Schlüsse des E isenbahnetats haben nur eine theoretische Be
deutung gehabt.

D e r  B e s c h l u ß  d e s  A b g e o r d n e t e n h a u s e s  v o m  10. Ma i  1892.

Im ersten Jahrzehnt nach der V erstaatlichung hatte sich der rechnungsm äßige 
B etriebsüberschuß der preußischen Staatsbahnen von 138,1 Millionen M in 
1882/83 auf 336,1 Millionen M in 1892/93 gehoben.

Dieser Steigerung dürfte es wohl vorw iegend zuzuschreiben sein, daß 
am 10. Mai 1892 das A bgeordnetenhaus den Beschluß faßte:
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„D ie Königliche S taatsregierung aufzufordem , darauf Bedacht zu nehm en, 
daß tunlichst die Kosten für Anlage zw eiter und w eiterer Gleise, für Um- 
und E rneuerungsbauten von Bahnhöfen und fü r V erm ehrung von B etriebs
mitteln für die bereits bestehenden Bahnen in dem S taatshaushaltsplan aus
gebracht, und dem gem äß die M ittel zur B efriedigung dieser B edürfnisse schritt
w eise aus den Betriebseinnahm en der Staatsbahn beschafft w erden.“

Die A usführung dieses Beschlusses sollte einen Schutz bilden gegen die 
sich im mer stärker erhebenden Ansprüche der Zuschuß-R essorts der S taats
verw altung an die Ü berschüsse der E isenbahn und sollte ihre V erw endung 
zu den eigenen Bedürfnissen und der eigenen w eiteren Entw icklung sichern. 
Leider hat die spätere Erfahrung gelehrt, daß auch dies nicht m öglich war, 
daß vielm ehr die B efriedigung der Bedürfnisse der E isenbahn selbst auf das 
äußerste eingeschränkt w urde, lediglich um M ittel fü r allgem eine Bedürfnisse 
des Staates in größerem  U m fange zu gew innen. Es w ar natürlich, daß sich 
die Schw ankungen der E rträgnisse der B etriebsverw altungen und in noch 
höherem  M aße die U nterschiede der A nschläge des E tats und der ta tsäch
lichen Ergebnisse m it dem Anwachsen der V erw endung der Ü berschüsse 
dieser V erw altung in steigendem  M aße fühlbar machten. Die h ieraus sich er
gebenden M ißstände führten 1897 zu dem  Versuch, durch eine andere Re
gelung der T ilgung der Staatsschulden eine Reserve für ungünstige Jahre 
zu schaffen.

D a s  G e s e t z  v o m  8. M ä r z  1897.
Nach § 4 des G esetzes vom 27. März 1882 sollte die S taatseisenbahn- 

K apitalschuld aus den Überschüssen der V erw altung d er E isenbahnangelegen
heiten, sow eit diese reichen, alljährlich bis zur H öhe von 3/ 4 ge tilg t w erden. 
Da aber durch die Bestim m ungen desselben G esetzes, w ie auf Seite 726 ange
führt, der T ilgung auch die V erw endung der Überschüsse für andere R essorts 
gleichgestellt w urde und d a  die obligatorische T ilgung der Staatsschulden 
seit 1869 aufgehoben war, so w ar der Bestimm ung über die T ilgung der E isen
bahnschulden der praktische Erfolg entzogen. Um diese Schw äche aufzu
heben, w urde im G esetz vom 8. März 1897 vom E tatsjahre  1898/99 ab 
eine jährliche T ilgung von m indestens 3/ 5 vH der sich nach dem S taatshaus
haltetat ergebenden gesam ten Staatskapitalschuld festgesetzt. Die T ilgung  der 
S taatseisenbahnkapitalschuld nach dem  G esetz von 1882 von 3/ 4 vH  w ar 
dam it aufgehoben.

W ie der Berichterstatter in der Budgetkom m ission der letzten Session 
äußerte, hielt der dam alige Finanzm inister von M iquel eine T ilgung  d er all
gem einen Staatsschulden m it 1 / 2  vH  fü r ausreichend und glaubte  nur mit 
Rücksicht auf die B etriebsetats der B ergw erke und E isenbahn eine solche 
von 3/ 5 vH fordern zu sollen.

Auch dieses G esetz h a t keine geordneten  V erhältnisse gebracht. W ie 
im ersten Teil dieser A usführungen nachgew iesen, fielen die Rein-Überschüsse 
der E isenbahnverw altung von 1897 m it 219,8 Millionen M auf 149,3 M illionen M 
in 1901, um dann w ieder bis 1903 auf 245,7 M illionen M zu steigen. D er 
U nterschied zw ischen E tat und  W irklichkeit der E isenbahnen ergab in den Ein
nahm en fü r 1898 ein M ehr von 60,6 Millionen M und fiel in 1901 auf ein 
Minus von 83,5 Millionen M. D iese U nterschiede w urden teilw eise ausge-
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glichen durch entsprechende Mehr- oder M inderausgaben gegen den Etat.
Die auffallend große M ehrausgabe von über 50 Millionen M des- Jahres 1898 
wies bei der die preußische Verwaltung kennzeichnenden Sparsamkeit darauf 
hin, daß es sich hier schon darum handelte, Unterlassungen früherer Jahre nach
zuholen, um dem angew achsenen Verkehr entsprechen zu können. Daß in den 
Jahren der M indereinnahmen die V erkehrsausgaben nicht im gleichen Ver
hältnis beschnitten w erden können, liegt in der N atur der Dinge. So ergaben 
sich denn auch in diesem Zeitraum  gew altige U nterschiede im Abschluß des 
Staatshaushaltes gegen den Etat. Im Jahre 1890 überstieg die Einnahme
den Etat um 127,7 Millionen M, w ährend sie 1902 schon 27,3 Millionen M 
unter ihm blieb. Für einen Betrieb mit einem Jahresum schlag von 1200 bis 
1400 Millionen M, wie ihn damals die preußischen Bahnen besaßen, würden 
solche Unterschiede zwischen E tat und W irklichkeit nicht von großer Be
deutung sein, wenn er einigerm aßen mit Reserven ausgestattet wäre. Für 
die Ausgaben der Staatsverw altung spielen sie aber eine ganz andere Rolle, weil 
dieser Ausfall der Einnahm en in einem ganz anderen Prozentsatz zu den G e
sam teinnahm en steht, als dies bei der Eisenbahnverwaltung selbst der Fall ist.

Aber auch an dieser Stelle muß darauf hingew iesen werden, wie außerordent
lich schw er es ist, sich bei den widersprechenden Angaben der einzelnen
V erw altungen Klarheit über die Entwicklung und die Lage der Staats- und 
Eisenbahnfinanzen zu verschaffen. Die Jahre 1892 bis 1897 weisen nach den 
vorliegenden amtlichen A ngaben für die allgemeinen Staatsschulden eine Stei
gerung von 436,5 Millionen M, für die Eisenbahnkapitalschuld eine Ver
m inderung von 16,2 Millionen M und für das statistische Anlagekapital (da
mals Grundschuld) eine V erm ehrung von 848,7 Millionen M auf. In den 
folgenden 5 Jahren 1897 bis 1902, also nach Erlaß des Gesetzes von 1897, 
stieg die gesam te Staatsschuld um 370,9 Millionen M, die Eisenbahnkapital
schuld um 149,7 Millionen M und das statistische Eisenbahnkapital um 879,1 
Millionen M.

Man könnte hieraus entnehm en, daß die Eisenbahnverw altung ganz g e
w altige Reserven gehabt hätte, die sie für lange Jahre in den Stand setzten, 
einen wesentlich größeren V erkehr zu bedienen. Daß dies nicht der Fall 
war, w erden w ir in der Entwicklung der folgenden Jahre sehen. Unzweifel
haft liegen aber in diesen Zahlen U nklarheiten, die sicher nicht zur Über
sichtlichkeit und richtigen B eurteilung d er Finanz- und V erm ögenslage des 
Staates beitragen. Nach allen Erfahrungen sind auch di.e H erren der V er
w altung, die es angeht, nicht in der Lage, diese Verhältnisse klar zu über
sehen, und kein W under ist es, wenn unter solchen Umständen die vorge
schlagenen Mittel zur Abhülfe der Unregelm äßigkeiten im Staatshaushalt stets 
unwirksam blieben. Im A bgeordnetenhause erstrebten die wirtschaftlich g e 
schulten V ertreter von Jahr zu Jah r eine Änderung der Aufstellung des Etats und 
der N achweise und eine größere Zurückstellung von Reserven. Sowohl von 
der Finanzverw altung wie von einer mächtigen G ruppe von Palam entariem , 
die bei einer geringeren Leistung der Eisenbahn für die allgemeinen Staats
ausgaben eine E rhöhung der Steuern fürchteten, w urde diesen Bestrebungen 
Jahrzehnte hindurch ein hartnäckiger W iderstand entgegengesetzt.

4
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D a s  G e s e t z  v o m  3. M a i 1903.

Die im mer stärker redenden T atsachen führten endlich zu dem G esetz vom
3. Mai 1903 betreffend die Bildung eines A usgleichfonds für die E isenbahn
verw altung.

Im Artikel 1 dieses G esetzes w urde zunächst der § 3 des G esetzes vom 
8. März 1897, nach dem ein Überschuß des S taatshaushaltes zur w eiteren T il
gung  der Staatsschulden zu verw enden sei, aufgehoben und in § 3 des neuen 
Gesetzes bestim m t:

„E rg ib t sich nach der Jahresrechnung  ein Überschuß des Staatshaushaltes, 
so ist derselbe zunächst zur Bildung oder E rgänzung eines A usgleichfonds 
bis zur H öhe von 200 M illionen M zu verw enden.

„D er darüber hinausgehende Betrag des Überschusses w ird zu einer w ei
teren T ilgung von Staatsschulden beziehungsw eise V errechnung auf bew illigte 
Anleihen verw endet.“

Über die V erw endung des A usgleichfonds bestim m t der § 3 a :
„D er A usgleichfonds (§ 3) ist in nachstehender Reihenfolge zu ve rw en d en :
1. zur Bildung oder E rgänzung eines D ispositionsfonds der E isenbahn

verw altung bis zur H öhe von 30000000 M zur V erm ehrung der Be
triebsm ittel, E rw eiterung und E rgänzung der Bahnanlagen sow ie zu 
G runderw erbungen behufs V orbereitung derartiger E rw eiterungen im 
Fall eines nicht vorherzusehenden Bedürfnisses der Staatsbahnen bei 
zu erw artender V erkehrssteigerung;

2. zur A usgleichung eines rechnungsm äßigen M inderüberschusses der E isen
bahnverw altung, insow eit derselbe n icht durch einen etw aigen Über
schuß im gesam ten übrigen S taatshaushalte gedeckt w ird ;

3. zur V erstärkung der Deckungsm ittel im S taatshaushaltsetat behufs an
gem essener A usgestaltung des Extraordinarium s der E isenbahnver
w altung nach näherer Bestimm ung des jew eiligen S taatshaushaltsetats.“

Diesem Fonds w urden durch Artikel II zunächst 30000000 M aus Anleihe
mitteln als Bestand überw eisen.

Das G esetz schaffte hiernach keinen A usgleichfonds für die E isenbahn
verw altung, sondern fü r die allgem eine Staatsverw altung. Die so no tw endige 
scharfe T rennung w urde nicht angestrebt, und die Bildung dieses A usgleich
fonds w urde nicht von den Überschüssen der E isenbahnverw altung, sondern 
von den Überschüssen des S taatshaushaltes abhäng ig  gem acht. M an g eh t wohl 
nicht in der A nnahm e fehl, daß gerade durch diese Z usam m enlegung in den 
nächsten Jahren nach Erlaß d ieses G esetzes in der Jahresaufstellung der 
Rechnung der E isenbahnverw altung und  dem  w irklichen E rgebnis der A b
rechnung Verhältnisse eintraten, die alle V orsichtsm aßregeln über den H aufen 
w arfen. In den Jahren  1902 bis 1907 w urden die T itel 3, „persönliche“  
A usgaben, T itel 7, Inventar und B etriebsm aterial, T itel 8, U nterhaltung  der 
baulichen Anlagen, und Titel 9, U nterhaltung der Betriebsm ittel und der m a
schinellen Anlagen, also alles Titel, welche die w ichtigsten und bedeutendsten  
Ausgaben der Eisenbalm verw altung enthalten, unter dem Druck der V ertreter 
der Finanzverwaltung, lediglich zum Zweck der G leichstellung des S taatshaus
haltes, mit Beträgen in den E tat eingesetzt, die allen E rfahrungen w idersprachen.
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Der E tat der E isenbahnverw altung wird jährlich aufgestellt nach den 
Erfahrungen des zuletzt abgeschlossenen Jahres, das ist das dem Etat vorher
gehende zweite Jahr. Die Aufstellung soll unter Zugrundelegung des Er
gebnisses des abgeschlossenen Jahres die nach der wirtschaftlichen Lage an
zunehm ende V erm ehrung berücksichtigen. Da aber die Feststellung des Etats 
im Spätherbst des laufenden Jahres für das am 1. April des nächsten Jahres 
beginnende E tatsjahr erfolgt, so läßt sich im  allgemeinen auch schon zu dieser 
Zeit das Ergebnis des laufenden Jahres übersehen. Trotzdem  zeigten fast 
alle diese Titel in dem genannten Zeitraum Ansätze von so geringer Erhöhung, 
daß die übliche V erm ehrung des Verkehrs, die mit wenigen Ausnahmen mit 
3 bis 4 vH gegen das V orjahr angenomm en wird, ganz unberücksichtigt blieb, 
ja in einzelnen Positionen die Ansätze der Etats noch unter der W irklichkeit 
der E rgebnisse des zuletzt abgeschlossenen Jahres blieben. Es war natür
lich, daß auf diese W eise seh r bedeutende Überschreitungen der Etatsansätze 
durch die W irklichkeit eintraten und eine O rdnung im Finanzwesen des Staates 
nicht eingehalten werden konnte. Der zuweit gehende Druck der Finanz
verw altung und die N achgiebigkeit der Eisenbahnverwaltung vereitelten den 
Zweck des erlassenen Gesetzes.

Für das w irtschaftliche Leben der Nation, das gerade in den Jahren 
1903 bis 1907 einen großen A ufschwung genom m en hatte, ergaben sich in 
dieser Zeit ganz ungeheuerliche Zustände und schwere Verluste, die durch 
die ungenügende A usstattung der preußischen Eisenbahn verursacht waren. 
Diese Erscheinungen konnten von der Regierung nicht übersehen w erden; 
sie m achten in den Jahren 1906 und 1907 ganz ungewöhnliche Aufwendungen 
für Beschaffung von Betriebsmitteln nötig. Es wurden in diesen beiden Jahren 
nicht w eniger als 450 Millionen M aus dem Ordinarium, dem Extraordinarium  
des Etats, aus besonderen Anleihen, aus dem Dispositionsfonds und den 
Mitteln der N ebenbahnvorlagen flüssig gemacht. H iervon w urden 1906 außer 
den für dieses Jah r vorgesehenen 200 Millionen M aus Anleihen schon 50 
Millionen M ohne G enehm igung der zuständigen O rgane aus dem Etat ent
nomm en und durch den Ausgleichfonds gedeckt. Aber auch andere Mängel 
in den Einrichtungen w aren zutage getreten. In der Sitzung der Budget
komm ission vom 13. Februar 1907 erklärte der M inister der öffentlichen Ar
beiten :

„Ich halte es für eine der w ichtigsten Aufgaben der Eisenbahnverwaltung, 
der A usgestaltung der zur Zeit der V erkehrssteigerung nicht gew achsenen 
Bahnanlagen die vollste Aufmerksamkeit zuzuwenden. Ich habe daher von 
den D irektionen für die nächsten 10 Jahre ein Bauprogram m, eine Übersicht 
über die voraussichtlich erforderlichen baulichen Anlagen zur V erbesserung 
der Leistungsfähigkeit der großen V erkehrsstrecken und Stationen, aufstellen 
lassen. Das eingehend gesichtete M aterial eignet sich aus naheliegenden G rün
den nicht zur näheren Bekanntgabe. Aber ich habe daraus die Überzeugung 
gew onnen, daß die Inanspruchnahm e der Eisenbahnüberschüsse zur Befriedi
gung der eigenen Bedürfnisse der V erwaltung in den nächsten Jahren be
deutend w achsen wird. Im besonderen kann ich dem H errn Berichterstatter 
auf seine Anfrage bestätigen, daß für die nötigen Abfuhrw ege zur Bewältigung 
des Versandes der großen Industriereviere gesorgt werden m uß.“

4*
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Diese klare und ehrliche A nerkennung des ungenügenden A usbaues der 
preußischen E isenbahnen und die bestim m te Z usage einer planm äßigen V er
besserung w ar in hohem  M aß anzuerkennen. Das Program m  w eist aber auch 
schon auf die stärkere V erw endung der E isenbahnüberschüsse zur B efriedi
gung der eigenen Bedürfnisse d er E isenbahn hin, und es ist interessant, fest
zustellen, ob und wie w eit man diesem Ziel in den nächsten Jahren näher 
gekom m en ist.

Der E tat des Jahres 1908 hatte abw eichend von der bisherigen Praxis für 
die Einnahm en eine V erkehrssteigerung im Personenverkehr von jährlich 5 vH 
anstatt 4 vH und für den G üterverkehr ebenfalls von 5 vH  ansta tt / 2 vH  ange
nomm en. Das Ergebnis war, daß die gesam ten Einnahm en um 135,2 M illionen M 
hinter dem Anschläge zurückblieben und die A usgaben ihn um 55,5 M illio
nen M überstiegen, so daß im ganzen der B etriebsüberschuß einen M inder
betrag  von 190,7 Millionen M gegen den A nschlag ergab. H ierzu trug  aller
dings die Erhöhung der B eam tengehälter und der W ohnungsgeldzuschüsse, 
also V erbesserungen in den Bezügen des Personals, die allein 471/2 M illio
nen M ausm achten, wesentlich bei.

D er S taatshaushalt schloß m it einem Defizit von 200 M illionen M ab.
Solche Ergebnisse m ußten alle politischen Parteien beunruhigen, und selbst 

die konservative Partei, die bisher die geringste  N eigung zeigte, an den be
stehenden V erhältnissen etw as zu ändern, zeigte sich zugänglicher. Die V er
handlungen in der B udgetkom m ission und im Plenum  des A bgeordnetenhauses 
führten zunächst nur zu V orschlägen. Diese w urden indes entgegen den V er
handlungen früherer Jah re  von d er R egierung nicht abgelehnt, sondern ernst
lich erörtert und w eitere Prüfung  zugesagt. Den ernsten M ahnungen des Be
richterstatters in der B udgetkom m ission, eine g rößere  K larheit und Übersicht
lichkeit im E tat der E isenbahn herbeizuführen, w urde auch insow eit Rech
nung getragen, daß im E ta t fü r 1909 alle auf die E isenbahn bezüglichen Ein
nahm en- und A usgabenposten, die früher in verschiedenen Etats verzettelt 
w aren, aufgenom m en w urden. Nachdem in den E tat für 1910 auch die Be
soldung und die Besserstellung d e r E isenbahnbeam ten aufgenom m en w aren, 
g ib t er jetzt ein Bild d er gesam ten Einnahm en und A usgaben d er E isen
bahnen einschließlich der Zinsen und T ilgungsbeträge, allerdings un ter Bei
behaltung des bisherigen System s der Aufstellung.

D ie  B e s c h lü s s e  d e s  A b g e o r d n e t e n h a u s e s  v o n  1909 u n d  1910.
Im Jahre  1909 hatte das A bgeordnetenhaus eine Resolution dahin g e 

faßt, die Königliche S taatsregierung zu ersuchen, eine w irksam ere A usge
staltung des Ausgleichfonds herbeizuführen. In dem  folgenden Jahre 1910 
w urde nach langen V erhandlungen über diesen G egenstand unter Zustim m ung 
der S taatsregierung besch lossen :

„V erm erk zu Kap. 33a T i t  2 der dauernden A usgaben und Kap. 9 der 
einmaligen und außerordentlichen Ausgaben.

1. Bei Kap. 33a Tit. 2 ist derjenige Betrag des R einüberschusses zu 
verausgaben, w elcher 2,10 vH  des statistischen A nlagekapitales d er 
preußischen Staatseisenbahnen übersteig t. D ieser B etrag ist an den 
Ausgleichfonds abzuführen, auch wenn dieser Fonds bereits aus Rech
nungsüberschüssen die H öhe von 200 Millionen M erreicht hat. Er 
ist zusam men mit den M itteln des A usgleichsfonds für die diesem ob
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liegenden Zwecke zu verwenden. Die Bestimmungen der §§ 3b und c 
im Artikel 1 des Gesetzes vom 3. Mai 1903 (Gesetzsamml. S. 155) 
sind auf die Fondsverstärkung sinngem äß anzuwenden.

2. Bei der Erm ittelung des Reinüberschusses sind die einmaligen und 
außerordentlichen Ausgaben (Kap. 9) nur bis zu 1,15 vH des statisti
schen Anlagekapitales und, solange sich hierbei ein geringerer Betrag 
als 120 Millionen M ergeben sollte, nur bis zu diesem Betrag in Rech
nung gestellt.

3. Von den einmaligen und außerordentlichen Ausgaben sind die Kosten
für Anlage zweiter und w eiterer Gleise,
für V erm ehrung des Fuhrparkes für die bestehenden Bahnen über 

den Ersatz der W ertverm inderung hinaus, 
für den A usbau von N ebenbahnen zu H auptbahnen, 
für den Ausbau und die erstmalige A usrüstung der Bahnanlagen beim 

Übergang zu anderer Betriebsweise 
auf die Eisenbahnanleihegesetze zu übernehm en, wenn und insoweit 
dam it die einmaligen und außerordentlichen Ausgaben nicht unter die 
in Ziffer 2 angegebenen Sätze herabsinken.

4. Bei Erm ittelung der den vorstehenden Prozentsätzen entsprechenden 
Beträge ist das statistische Anlagekapital nach dem Stande am Schlüsse 
des zweitletzten E tatsjahres zugrunde zu legen; die hiernach erm ittelten 
Beträge sind auf volle 100000 M nach oben abzurunden.“

Im Anschluß an diesen Etatsverm erk beschloß das A bgeordnetenhaus 
unterm  11. April 1910, „die Königliche Staatsregierung zu ersuchen,

a) dem E tat der E isenbahnverw altung für 1911 eine Denkschrift 
über die G rundsätze beizufügen, nach denen bei Aufstellung des 
Betriebsetats (Kap. 10 der Einnahm e und Kap. 23 der Ausgabe) 
und insbesondere bei der Entschließung darüber verfahren wird, 
welche Ausgaben für B auausführungen und Beschaffungen auf das 
Ordinarium  (Tit. 8 und 9) und welche auf das Extraordinarium  
zu übernehm en sind,

b) unter Beachtung der zu 8a festgestellten G rundsätze den Eisen
bahnetat unabhängig und unbeeinflußt von den Rücksichten auf 
den gesam ten Staatshaushalt, allein den W irklichkeitsverhältnissen 
entsprechend, aufzustellen.“

Zu diesen Beschlüssen dürfte folgendes zu bemerken sein:
Die Bestimm ungen in denselben sind kein Gesetz, sondern können in

jedem  Jahre je nach der A uffassung und der Stellung der politischen Par
teien geändert werden. Der Ausgleichfonds, wie er als R e s e r v e f o n d s  
f ü r  d ie  a l l g e m e in e  S t a a t s v e r w a l t u n g  im G esetz von 1903 festgelegt 
war, bleibt bestehen und wird nicht für die Eisenbahn getrennt verwaltet. 
Die Festsetzungen für die Auffüllung des Ausgleichfonds beziehen sich sämtlich 
auf das s t a t i s t i s c h e  A n la g e k a p i t a l ,  ohne daß diesem Anlagekapital ein 
bestim m ter Begriff zugrunde geleg t wird. Einen Anhalt dazu bieten nur 
d ie  gelegentlichen Erklärungen der M inister, die jederzeit, je nachdem die 
Aufstellung des Etats es zw eckmäßig erscheinen läßt, anders aufgefaßt werden 
können. Der Ausgleichfonds wird dotiert aus den Überschüssen, die ver
bleiben, nachdem  2,1 vH  des statistischen Anlagekapitales für Zwecke der
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allgemeinen Staatsverw altung abgeführt sind. H iernach steig t also diese Ab
gabe m it dem jährlich steigenden statistischen A nlagekapital, also entgegen 
dem allgemein üblichen G ebrauche, daß eine A b g a b e  a u s  e in e m  w i r t s c h a f t 
l i c h e n  B e t r i e b e  s ic h  n a c h  d e s s e n  E r t r ä g n i s s e n ,  n ic h t  n a c h  s e in e n  
A n la g e k o s t e n  r i c h t e n  m u ß . Im m erhin w eisen aber diese Beschlüsse einen 
kleinen Fortschritt in der Erkenntnis des N otw endigen auf, und es ist zu hoffen, 
daß sich diese Erkenntnis auch allmählich w eiter in T aten  übersetzt. W ir 
können aber zu diesen V erhandlungen eine allgem eine Bem erkung nicht un ter
drücken.

Es ist eine eigentüm liche Erscheinung, daß in allen V erhandlungen über eine 
Sanierung der Verhältnisse der E isenbahn im m er davon ausgegangen  wird, 
welche Beträge die F i n a n z v e r w a l t u n g  zu einer jährlichen G leichstellung 
im S taatshaushalte nötig  hat. M it A usnahm e einer Stimme, die verhallte 
wie die Stimme des Predigers in der W üste, dachte niem and daran, daß in 
erster Linie g e s u n d e  w i r t s c h a f t l i c h e  V e r h ä l t n i s s e  d ie  v o r n e h m s t e  
G r u n d la g e  f ü r  e in e  g e s u n d e  F i n a n z w i r t s c h a f t  b i ld e n .  Ferner, daß 
solche V erhältnisse in P reußen nur m öglich sind, w enn die das w irtschaft
liche Leben beherrschende Staatsbahn ihre A ufgabe nach allen Seiten richtig 
erfüllen kann. Dies sow ohl, indem  sie den w echselnden Lagen durch d ie  
Frachten Rechnung trägt, als auch indem sie selbst so ausgerüstet w ird, 
daß sie den an sie herantretenden Aufgaben stets ganz gew achsen ist. In 
dieser R ichtung hatte die E rklärung des M inisters vom 13. F ebruar 1907 
offenbar schon 1910 ihre W irkung verloren. Daß eine besondere Reserve 
für einen wirtschaftlichen Betrieb in einem U m fang ohnegleichen, wie ihn 
die S taatsbahn hat, eine Lebensbedingung ist und in  a l l e r e r s t e r  L in ie  g e 
schaffen w erden muß, um gu te  E rgebnisse zu erzielen, w urde nicht beachtet.

U nseres Erachtens m uß in e r s t e r  L in ie  d ie  F r a g e  b e a n t w o r t e t  w e r 
d e n ,  w ie  d ie  S t a a t s b a h n  a u s g e s t a t t e t  w e r d e n  m u ß , um  ih r e  A u f 
g a b e  u n a b h ä n g i g  v o n  d e n  w e c h s e ln d e n  L a g e n  d e s  a l l g e m e i n e n  
S t a a t s h a u s h a l t e s  zu  e r f ü l l e n .  Diese B eantw ortung ist allerdings g lich t 
leicht, da die bisherige E tataufstellung und der B etriebsbericht keine Klar
heit über die einzelnen Bedürfnisse geben. Bau und Betrieb sind zusam m en
laufend geführt, können genau  nicht übersehen und ebensow enig  in ihren 
einzelnen Positionen gep rü ft und vergleichend von Jah r zu Jah r kontro lliert 
w erden.

S tu d i e  v o n  D r. H e r m a n n  K ir c h h o f f .

Der frühere M inisterialdirektor im Eisenbahnm inisterium  Dr. H erm ann 
Kirchhoff hat in klarer Erkenntnis der Schwächen der Eisenbahn- uiid F inanz
verw altung aus dem Schatz seiner reichen E rfahrung V orschläge gem acht, 
die, w ie er glaubt, zur Abhülfe geeignet sind.

Kirchhoff sag t darüber:
„Bei der system atischen N euordnung der Preußischen E isenbahnfinanzen 

w ird man nicht um hin können, hinsichtlich der V eranschlagung und V er
rechnung der Einnahm en und A usgaben streng zu unterscheiden zwischen d er 
laufenden V erw altung und der N eubauverw altung. Die neue O rdnung w äre 
wie folgt zu denken: Die laufende V erw altung erhält als E in n a h m e  die Be
triebseinnahm e, zuzüglich der sonstigen dam it zusam m enhängenden etats
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m äßigen Einnahm en, ferner die Erlöse für verkaufte eisenbahnfiskalische G rund
stücke und einen etwaigen Zuschuß aus dem Ausgleichungsfonds. Sie bestreitet 
daraus die B e t r i e b s a u s g a b e n  sowie die sonstigen damit zusam m enhängen
den etatsm äßigen Ausgaben, wozu auch die Zentralfonds des gegenw ärtigen 
E isenbahnextraordinarium s und unter diesen d er D ispositionsfonds zu un
vorhergesehenen außerordentlichen Ausgaben gehören, außerdem  die Zinsen 
und Tilgungsbeträge für die Eisenbahnschulden, sodann einen J a h r e s b e i 
t r a g  zu  d e n  K o s te n  d e r  N e u b a u v e r w a l tu n g  und endlich e in e n  J a h r e s 
b e i t r a g  z u r  D e c k u n g  d e r  a l l g e m e in e n  S ta a t s a u s g a b e n .

„V erbleibt nach Erfüllung aller dieser Verpflichtungen bei der Eisenbahn
verw altung noch ein Überschuß, so hätte derselbe zunächst in einen Aus
gleichungsfonds zu fließen, bis dieser seine M aximalhöhe erreicht hat, w äh
rend der etw aige Rest durch V errechnung auf bewilligte Eisenbahnanleihen 
weiterhin an die N eubauverw altung abzuführen wäre.

„D ie N eubauverw altung w ürde das bisherige Extraordinarium  außer den 
Zentralfonds und die jetzt den Kreditgesetzen zuzuweisenden Aufgaben in sich 
vereinigen. Ihre Einnahm en und Ausgaben würden alljährlich in einer be
sonderen Vorlage — sei es als Kreditgesetzvorlage, als Bauetat oder als 
außerordentlicher E tat — zu veranschlagen sein. Die Vorlage wäre gleich
zeitig m it dem  Staatshaushaltsetat, aber getrennt von diesem, beim Landtag ein
zubringen. Die Einnahm en der N eubauverw altung würden bestehen aus dem 
festen Jahresbeitrag  der laufenden V erwaltung, sowie aus den Beträgen Dritter, 
ferner aus etwa verbleibenden R echnungsüberschüssen der laufenden Ver
w altung und endlich aus dem Erlös von Staatsschuldverschreibungen in der 
H öhe, wie er alljährlich zur Deckung des weiteren G eldbedarfes erforderlich 
ist. Die Ausgaben der N eubauverw altung hätten die A ufwendungen des ge
genw ärtigen Extraordinarium s, ohne Zentralfonds, und die der jetzigen Kredit
gesetze zu umfassen. Auch die letzteren Ausgaben w ürden lediglich in Raten, 
die dem Jahresbetrag  entsprechen, zu veranschlagen sein.

„D as sind — kurz gesag t — die Bausteine, welche einer systematischen N eu
ordnung der Eisenbahnfinanzen als Fundam ent zu dienen hätten.

„E rreicht w ürde mit dieser N euordnung zunächst, daß für die Inanspruch
nahm e der Eisenbahneinnahm en zu den außerordentlichen Bau- und Beschaf
fungsbedürfnissen eine Grenze gefunden w äre, ohne diesen Bedürfnissen an 
sich einen Zw ang anzutun, den sie nicht vertragen können. Über die zahlen
m äßige Bedeutung der Begrenzung soll im nachstehenden noch besonders 
verhandelt werden. Z ur materiellen, also qualitativen Seite sei vorw eg be
merkt, daß es begründet erscheint, den gegenw ärtigen Zentralfonds des Etats- 
extraordinarium s dadurch eine Sonderstellung zu geben, daß sie, wenn auch 
im inneren Zusam m enhang mit der N eubauverwaltung, doch auf dem E tat der 
laufenden V erw altung veranschlagt w erden. Die G ründe liegen in der N atur 
der Sache. Sie spricht einerseits dafür, sowohl den D ispositionsfonds zu un
vorhergesehenen A usgaben, wie den sonstigen zu Bauzwecken bestimmten 
Zentralfonds den etatlichen C harakter zu wahren, bei ihnen also den W eg der 
Anleihe für die Regel auszuschließen. A ndererseits folgt aus ihr, daß die
jenige V erm ehrung des Fuhrparkes, die der veranschlagten V erkehrsentwick
lung entspricht — wenigstens der Regel nach —, Aufgabe des Etats ist.
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„D er weitere, noch höher zu bew ertende Vorteil der N euordnung w äre der, 
daß der H aushalt des Staates von den unverm eidlichen Schw ankungen der 
E isenbahnüberschüsse unabhängig w ürde.

„Soll die M aterie in d ieser Form system atisch geordnet werden, so w ürde 
solches w ohl in Form  eines G esetzes geschehen m üssen, zum al bestehende 
G esetze, wie das E isenbahngarantiegesetz, das Schuldentilgungsgesetz und 
das G esetz über den A usgleichfonds d e r  E isenbahnverw altung, davon getroffen, 
zum Teil sogar aufgehoben w erden w ürden, und es nicht korrek t erscheint, 
von Bestimm ungen bestehender G esetze ohne deren Ä nderung abzuw eichen.“

Diesem G edanken hat Kirchhoff einen bestim m ten A usdruck in der A b
fassung eines seiner Broschüre beigefügten G esetzentw urfes gegeben. Die 
Durchführung seiner A nregung w äre eine fü r die form ale Seite segensreiche 
Änderung d e r bestehenden O rdnung.

Seine V orschläge sind jedoch in den V erhandlungen des Jahres 1910 
vollständig unbeachtet geblieben, es ist dagegen  etw as höchst U nvollständiges 
und auf die D auer U nhaltbares geschaffen w orden. Auffallend ist übrigens, 
daß auch Kirchhoff von den Bedürfnissen der Finanzverw altung ausgeh t und 
daraufhin seinen G esetzentw urf aufbaut. Er will als Regel in dem E ta t der 
E isenbahn einen für gew isse Perioden festzusetzenden Beitrag zu den all
gem einen S taatsausgaben aufnehm en.

U nserer A uffassung nach m üssen g roße w irtschaftliche Betriebe zunächst 
reichlich ausgestatte t und selbständig gestellt w erden, w enn man volle Leistung 
und E rträge aus ihnen erzielen will. Das ist b isher bei d er preußischen 
Eisenbahn nicht der Fall gew esen, und an diesem  K rebsschaden leidet sie noch 
heute. — W enn es an allen Enden stockt, w enn man zu spät kom m t, um 
die K onjunkturen auszunutzen, wenn man nicht einheim sen kann, w enn die 
w irtschaftlichen W ogen hochgehen, so  kann man g roße Erfolge nicht bean
spruchen.

Es w äre im hohen M aße wertvoll gew esen, wenn Kirchhoff auf G rund seiner 
g roßen  E rfahrung V orschläge gem acht hätte, w ie zunächst die E isenbahn
verw altung zu stellen und auszustatten w äre, um so zu arbeiten, daß sie den  
billig an sie zu stellenden A nsprüchen jederzeit voll entsprechen kann.

D ie  A u f g a b e n  d e r  S t a a t s b a h n e n .

D iese A nsprüche an die staatlichen E isenbahnen sind einesteils U nterstü tzung 
und F örderung  des w irtschaftlichen Lebens der N ation, anderseits eine g e 
nügende V erzinsung des in dem U nternehm en angelegten Kapitales. Dies 
sind die ursprünglichen und natürlichen A ufgaben fü r die E isenbahnen. Daß 
sich in P reußen das Bestreben, m öglichst hohe E innahm en zur B estreitung 
allgem einer S taatsausgaben aus den E isenbahnen zu erzielen, als w ichtigste 
Aufgabe hinzugesellt hat, m uß als eine V erirrung bezeichnet w erden, w elche 
unnatürliche V erhältnisse schafft, aus denen seh r schw er w ieder herauszu
kom m en ist.

D er E isenbahnverw altung fü r d ie  A ufgabe der U nterstü tzung des w irt
schaftlichen Lebens eine bestim m te G renze zu ziehen, is t n icht möglich. Un
zw eifelhaft ist sie h ier in schw ieriger Lage, da  die G efahr der V erallgem eine
rung zw ar wirklicher aber nur lokaler Bedürfnisse stets in ihren Folgen vorliegt. 
Es ist manches geschehen, aber man hat bisher ängstlich vermieden, die Eisen
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bahn zur U nterstützung des großen Inland- und Auslandverkehres heranzu
ziehen. Die Frachteinnahm en zeigen in ihrem D urchschnittsergebnis für die 
Einheit seit vielen Jahren einen vollständigen Stillstand. Dem Bedürfnis selbst 
hat der Staat sich nicht entziehen können; er baut für Hunderte von Millio
nen Kanäle, läßt sich aber vorsichtiger W eise die Zinsen der Anlagekosten von 
den Beteiligten garantieren. Auf die D auer wird aber auch die Staatsbahn sich 
•der gleichen A ufgabe nicht entziehen können. Die Erfüllung hängt lediglich 
von den vorhandenen Mitteln ab. Der feste Zusam m enhang der Eisenbahn
ergebnisse mit dem Staatshaushalt läßt, wenn hier keine Änderung eintritt, 
Jeeine Aussicht, daß in absehbarer Zeit Mittel für solche Zwecke vorhanden sind.

Die w eitere natürliche Aufgabe einer sachgem äßen Verzinsung der ange
leg ten  Kapitalien kann nur dann gesichert werden, wenn die Staatsbahn die 
Bedürfnisse des Verkehres sicher und billig befriedigen und ihre eigenen 
B etriebskosten auf das geringste Maß herunterdrücken kann. Daß der Verkehr 
auf dem  bisherigen W ege nicht sicher befriedigt w orden ist, beweisen die 
Tatsachen. Auch hier liegt in der Abhängigkeit von den allgemeinen Finanzen 
und deren  Nöten ein schw eres Hemmnis, das in der Regel überw unden wird, 
w enn es zu sp ä t ist. Bei den Ausgaben kann ein billiger Betrieb nur dann 
eine w esentliche Erleichterung bringen, wenn die Erträgnisse eines solchen 
Betriebes d er Eisenbahn zu ihren Zwecken erhalten bleiben. Um ihn zu er- 
xeichen, ist es aber unbedingt notw endig, eine vollständige Klarheit und 
Übersichtlichkeit der A usgaben und der Selbstkosten der Bahnen sachlich 

oind persönlich getrennt zu erhalten.
D a s  R e c h n u n g s w e s e n  d e r  S t a a t s b a h n .

Jedes gew erbliche U nternehm en muß, um eine normale Entwicklung ein- 
auhalten , eine zuverlässige Jahresrechnung über die Ergebnisse seines Be
triebes und den Stand seines V erm ögens aufstellen. Je g rößer ein solches 
U nternehm en ist, umso peinlicher muß diese Rechnung für die einzelnen Ab
teilungen und für das G anze durchgeführt werden. Die preußische Eisen- 
'bahnverw altung ist allerdings als solche kein abgeschlossenes selbständiges 
U nternehm en. Ihre geldliche V erw altung liegt im Finanzministerium, eine 
Änderung dieses V erhältnisses wird vorläufig nicht zu erreichen sein. Da
gegen können unzw eifelhaft ihre Bemühungen darauf gerichtet werden, die 
Betriebe in allen Teilen in ihren Ergebnissen genau zu übersehen und von 
Jahr zu Jah r nachzuprüfen. H eute w erden die Ergebnisse des Betriebes ledig
lich dam it gegeben, daß das tatsächliche Ergebnis den im E tat aufgestellten 
Zahlen gegenübergestellt und w esentliche Abweichungen einigerm aßen be
gründet werden. Eine Kontrolle der Leistungen ist w eder in den einzelnen 
Abteilungen des Betriebes noch in einem Vergleich der geographisch und 
wirtschaftlich so sehr von einander abw eichenden Teile dieser Verwaltung 
vorhanden. Jedem  Bestreben, einen Fortschritt nach dieser Richtung zu er
zielen, wird der entschiedenste W iderstand geleistet. Man hält die Auf
stellung der Selbstkosten der w esentlichsten Teile der Verwaltung, also des 
Personen- und G üterverkehres getrennt, für undurchführbar. Die Schwierig
keiten, sow eit sie die erste A nordnung betreffen, sollen nicht verkannt werden, 
und ebenso ist zuzugeben, daß  eine große Anzahl A usgabeposten allge
m einer N atur nicht m it absoluter Richtigkeit aufgestellt w erden können. Das 

ä st aber doch bei allen großen wirtschaftlichen Betrieben der Fall, und doch
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wird kein g u t geleitetes U nternehm en sich aus diesem G runde vor der D urch
führung solcher Rechnung scheuen und sich der hieraus folgenden unbestreit
bar wertvollen Ergebnisse entschlagen. A bsolut richtig können bei d e r Eisen
bahn eine g roße  Zahl A usgaben im Personen- und G üterverkehr ge trenn t 
aufgestellt werden. H ierzu gehören  u. a. die K osten fü r das Fahrpersonal, 
den Zugverkehr, die M aterialien, die U nterhaltung der Betriebsm ittel und die Ex
pedition des G üterverkehres. Das ist schon ein g roßer Teil der A usgaben. 
F ür den sonstigen allgem eineren Teil, der angreifbar ist, kann eine besondere 
Rechnung aufgestellt w erden, deren R esultat man entw eder nicht verteilt, 
die aber in dem  jährlichen Vergleich einen großen W ert erhält, oder sie w ird 
nach den Einnahm en der einzelnen Teile verteilt und gibt dann in dem  jährlichen 
Vergleich einen w ertvollen Anhalt.

Der W ert einer solchen A ufstellung liegt aber nicht bloß in den 
dadurch erhaltenen Zahlen im ganzen, noch w ichtiger w ird sie durch den 
Vergleich der verschiedenen G ebiete des Betriebes, also etw a der D irektions
bezirke, untereinander. D adurch wird es möglich sein, die persönlichen Leistun
gen und Fähigkeiten der leitenden Beam ten zu kontrollieren, für A bhülfe 
Sorge zu tragen und tüchtige M enschen zu erkennen. O hne w eiter auf d ieses 
so unendlich w ichtige G ebiet einzugehen, verw eisen w ir darauf, daß auch hervor
ragende E isenbahn-Fachleute wie u. a. d er leider zu früh verstorbene P ro f. 
v. B o r r i e s  auf dem selben S tandpunkte stehen. Sparsam keit, billiger Betrieb 
und Fortschritt sind nur durch Kontrolle und ständigen Anreiz in allen Stellen 
zu erreichen. Diese A u s n u tz u n g  d e r  i n d i v i d u e l l e n  T ä t i g k e i t  b irg t in 
den staatlichen Betrieben und insbesondere in der E isenbahnverw altung un
endlich g roße W erte, die im Interesse des V aterlandes ausgenutzt w erden 
m üssen.

Überblickt man den Lauf der Entw icklung der preußischen S taatsbahn , 
wie e r  sich in unseren A usführungen darstellt, so m uß, ohne die T üchtigkeit 
und die hervorragenden L eistungen der preußischen E isenbahnbeam ten in 
Zweifel zu ziehen, zugegeben w erden, daß die heutige O rdnung d er E isen
bahn zu der allgem einen F inanzverw altung unm öglich auf die D auer b e
stehen kann. O rdnung w ird nu r dann möglich sein, w enn der E isenbahn
verw altung eine größere Selbständigkeit und U nabhängigkeit von der Finanz
verw altung gegeben wird, wenn ihr g rößere M ittel gegeben  w erden, um ihren 
eigenen Bedürfnissen jederzeit nachkom m en zu können und sich selbst Re
serven zu schaffen, aus denen sie die unverm eidlichen Schw ankungen aus- 
gleichen und dam it den A nforderungen der Finanzverw altung in regelm äß iger 
und sicherer W eise entsprechen kann. Es dürfte nach den gem achten E rfahrun
gen nich t richtig sein, diese Reserven in die H and der F inanzverw altung zu 
geben ; sie müssen, dam it unberechtigten Übergriffen vorgebeug t w ird, einer be
sonderen A bteilung der E isenbahnverw altung unterstellt w erden. Selbstver
ständlich m uß mit einer solchen O rdnung eine scharfe gesetzliche B egrenzung 
derjenigen Ausgaben festgelegt w erden, die aus den M itteln des laufenden Be
triebes und aus denen der Anleihen geleistet w erden, wie dies auch K irchhoff 
verlangt. G eschieht dies und wird der G eist der V erw altung w eniger bureau- 
kratisch, m ehr geschäftlich und wirtschaftlich, so liegt nach unserer festen 
Überzeugung in dem  Betriebe d er preußischen S taatsbahn noch eine Quelle 
reicher E rträge, die dem w irtschaftlichen Leben und der F inanzverw altung 
Segen bringen können.
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TECHNIK UND VERSICHERUNG.
Von Prof. Dr. ALFRED MANES. Berlin.

Das m oderne V ersicherungsw esen ist sow ohl in seiner G estalt als Sozial
versicherung, wie auch in vielen Erscheinungsform en der Privatversicherung 
ein Kind des Zeitalters der Technik. O hne die Umwälzungen, die im Laufe 
des vorigen Jahrhunderts die technischen Fortschritte in unser gesam tes 
W irtschaftsleben gebrach t haben, w äre das Aufkommen einer sozialen Arbeiter
versicherung garnicht denkbar. Die neu entstandene industrielle Produktions
weise hat erst die soziale V ersicherung überhaupt notw endig gemacht. Aber 
nicht anders verhält es sich m it der der Privatversicherung zugehörigen 
H aftpflichtversicherung, wie mit der privaten Unfallversicherung. Auch sie sind 
erst aufgetaucht mit der E rfindung der Eisenbahn, mit der allgemeinen Ver
w endung von M aschinen; und sie haben sich ausgebreitet mit der Zunahme 
des V erkehres. Aber auch andere Versicherungszweige, die schon vor dem 
Aufkomm en der g roßen technischen Erfindungen vorhanden waren, wie die 
Seeversicherung, namentlich aber der Feuerversicherung, haben ihre großen 
Fortschritte in erheblichem M aße dem durch die Fortschritte der Technik 
bedingten Aufschw ünge zu verdanken, wie diese auch neue G üterversiche
rungen geschaffen hat und fortgesetzt w eiter anregend wirkt. Die M aschinen
versicherung, die V ersicherung elektrischer Anlagen, die Automobil- und Luft
schiffversicherung, sie alle hängen, wie schon ihr Name andeutet, auf das 
innigste m it der m odernen Technik zusammen.

Allein sehr kurzsichtig und unzutreffend wäre es, würde man nun be
haupten, die V ersicherung hätte sehr viel der Technik, nicht aber um gekehrt 
die Technik seh r viel der V ersicherung zu verdanken. Es ist schw er zu sagen, 
w er von beiden der anderen größere Vorteile gebracht hat. Sie befruchten 
sich gegenseitig , die eine fö rdert die andere, bald in geringerem , bald in 
stärkerem  M aße.

F ast alle g roßen  technischen Fortschritte bringen neue G efahren für Leben 
und G üter der M enschen mit sich. W äre da nicht seit Jahrzehnten die Ver
sicherung in ihren verschiedenen Form en und Arten bem üht gewesen, w enig
stens die materiellen Schadenfolgen der durch neue technische Erfindungen 
eintretenden Unglücksfälle auszugleichen, so hätte zweifelsohne manche E r
findung nicht m it gleicher Schnelligkeit die W elt erobert. So sehen wir, 
daß Technik und V ersicherung gegenseitig  enge Beziehungen zu einander 
haben, daß die eine d e r anderen nicht entraten kann, daß es daher auch im 
Interesse beider ist, einander näher zu rücken, sich kennen zu lernen.

Da ist es denn eine ganz überraschende und gerade für uns D eutsche 
beschäm ende Erscheinung, daß in den w eitesten Kreisen der Techniker die 
V ersicherung auf das stiefm ütterlichste behandelt wird und daß die Früchte der 
V ersicherungsw issenschaft von den Ingenieuren nur ganz ausnahm sw eise 
begehrt werden.

Seit Mitte der neunziger Jahre hat man in Deutschland begonnen, die 
V ersicherung in umfassendem M aße wissenschaftlich zu pflegen, zu fördern,
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zu lehren. Die G ründung eines Königlichen Seminars fü r V ersicherungs- 
W issenschaft an der U niversität G öttingen, eines der V erdienste des viel ver
kannten A l th o f f ,  ist der M arkstein, von dem  aus unsere junge deutsche 
V ersicherungsw issenschaft ihren A usgang nim mt. W enige Jahre später w urde 
d er D eutsche Verein für V ersicherungs-W issenschaft in Berlin gegründet, der 
zum ersten Male wohl program m atisch auseinander setzte, w as unter V er
sicherungsw issenschaft zu verstehen ist. In seinen Satzungen heiß t es, daß 
darunter falle „ebensow ohl die rechts- und w irtschaftsw issenschaftlichen, wie die 
m athem atischen und naturw issenschaftlichen W issenszw eige, deren  Bestand 
und Fortbildung dem V ersicherungsw esen dienlich sind.“  Die in diesem 
V ereine bestehenden Abteilungen für V ersicherungsm athem atik, V ersicherungs
medizin, V ersicherungsrecht und -W irtschaft m it Sektionen für Privat- und 
Sozialversicherung zeigen, daß diese neue W issenschaft Bestandteile aufw eist, 
w elche abgesehen von der theologischen Faku ltä t aus allen übrigen Fakul
täten ausgeschält sind. Als äußerst w ichtiger B estandteil hinzu kom m t dann 
noch, wie schon erw ähnt, die Technik im w eitesten Sinne.

W enn w ir nun aber U m schau über die bei der g roßen Jugend  der V ersiche
rungsw issenschaft allerdings noch sehr bescheidenen Leistungen der Forscher, 
Lehrer u nd  Schriftsteller au f diesem  neuen G ebiete halten, so fällt uns 
so fo rt auf, daß un ter ihnen die T echniker, Ingenieure, A rchitekten usw . eine 
ganz verschw indend kleine Rolle spielen. Ä ußerst gering  ist die Zahl der lite
rarischen A rbeiten auf diesem  G ebiete . Das muß um som ehr überraschen, als 
sow ohl in den V ereinigten Staaten von A m erika wie in G roßbritannien  gerade 
au f diesem A rbeitsfelde quantitativ  w ie qualitativ B edeutendes geleiste t w ird. 
Amerika besitzt beispielsw eise eine hervorragende M onatszeitschrift, den 
Insurance-Engineer, der eine Fülle von M aterial auf dem G ebiete der F euer
versicherungstechnik bietet, instruktive A bbildungen bem erkensw erter Brände 
m it ausführlichen E rläuterungen bringt, sich auch auf Feuersicherheits- sow ie 
Feuerlöschw esen und ähnliche, m it d er Feuerversicherung eng verbundene 
G ebiete erstreckt. D aneben w eist die am erikanische w ie auch die eng
lische L iteratur zahlreiche einschlägige W erke auf, die Ingenieure zu V erfassern 
haben, w elche sich ausschließlich oder vorw iegend in den D ienst der F euer
versicherung gestellt haben. Ferner finden sich, w enn auch naturgem äß in 
geringem  U m fange, literarische w ertvolle D arstellungen, die sich m it der 
Technik insow eit befassen, als diese für andere g rößere  oder kleiner Arten 
d er Sachversicherung in B etracht komm t.

Auch im persönlichen V erkehre m it Ingenieuren und Technikern des 
A uslandes habe ich w iederholt gefunden, daß  diese m it den verschiedenen 
E inrichtungen des V ersicherungsw esens w eit m ehr vertrau t sind, als ich dies 
häufig bei unseren, im übrigen ihre ausländischen Kollegen doch durchw eg 
überragenden Technikern gefunden habe. Allein diese E rfahrung m ag viel
leicht auf Zufall beruhen.

Dem erw ähnten V orgehen G öttingens im Jahre 1895 sind andere U niver
sitäten m it A usnahm e von Freiburg, w oselbst 1908 ein Sem inar fü r V ersiche
rungsw issenschaft eröffnet w urde, nicht gefo lg t; und bis auf den heutigen 
T ag  finden sich V ersicherungsw irtschaft, V ersicherungsrecht, V ersicherungs
politik, V ersicherungsstatistik nur ausnahm sw eise und höchst dürftig  in den 
Lehrplänen der deutschen Universitäten vertreten.
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M it umso größerem  Eifer und Beifall haben die Handelshochschulen, die 
m odernste Form unseres Hochschulensystem s, sich zu Trägern und Förderern 
der V ersicherungsw issenschaft gem acht. W ir haben keine H andelshoch
schule in Deutschland, die nicht wenigstens einen Dozenten für Versicherungs
w issenschaft hat, zum Teile bestehen sogar m ehrere Lehrstühle für Versiche
rungsw issenschaft, z. B. in Berlin, F rankfurt a. M., Köln.

Man kann darüber streiten, welche H ochschule die geeignetste für den 
Sitz der V ersicherungsw issenschaft ist. H ierüber ist manches geschrieben 
und gesprochen w orden, und bei der E rörterung dieser Frage ist auch 
w iederholt geltend gem acht w orden, daß die besten Lehrstätten für Ver
sicherungsw issenschaft die technischen H ochschulen wären. Aber von wenigen 
Ausnahmen abgesehen, haben unsere deutschen technischen Hochschulen das 
V ersicherungsw esen so g u t wie vollständig bis auf den heutigen T ag vernach
lässigt. Freilich wird durchw eg ein Kolleg über die Arbeiterversicherung 
gehalten, und auch eine V orlesung über erste Hülfe bei Unglücksfällen wie 
auch über U nfallverhütung pflegt in den Lehrplänen angekündigt zu sein; 
allein von dem ganz großen, gerade für die Technik so ungeheuer wichtigen 
G ebiete der Privatversicherung findet sich nicht das geringste — abgesehen 
von zwei A usnahm en.

Diese A usnahmen sind Dresden und Aachen, ln Dresden wird die m athe
m atisch-technische Seite der Lebensversicherung in einem 1896 errichteten 
versicherungstechnischen Seminar berücksichtigt, welches die Aufgabe hat, in 
erster Linie den S tudierenden der M athematik G elegenheit zu geben, sich 
mit den Elem enten der Versicherungsm athem atik vertraut zu machen und 
A ufgaben aus der Praxis der Arbeiter-, Beam tenpensionskassen oder kleinerer 
S terbekassen zu lösen. Besonders wird der G ebrauch der Rechenmaschine geübt 
und überhaupt W ert darauf gelegt, die Praxis des Zahlenrechnens zu fördern. 
Auch S tudierende der technischen Fachabteilung, Lehrer der M athematik und 
junge Leute, die sich dem V ersicherungsw esen ausschließlich widmen wollen 
und zum Zwecke w eiterer Studien später insbesondere nach G öttingen zu 
gehen beabsichtigen, kommen als Teilnehm er an dem Seminar in Betracht. 
In Aachen, dessen H ochschule bekanntlich finanziell in erheblichem M aße von 
einer unserer größten  Feuerversicherungsanstalten gefördert wird, hat man 
nach Schließung der dortigen H andelshochschule Kurse für Feuerversicherungs
technik seit O ktober 1908 eingerichtet. Die Einrichtungen und Lehrkräfte 
w urden von der technischen H ochschule übernom men, um nun ausschließlich 
der w irtschaftlichen A usbildung der Ingenieure zu dienen. Der Lehrkörper 
ist durch m ehrere Dozenten ergänzt, d er U nterrichtsbetrieb in einer der neuen 
A ufgabe entsprechenden W eise um gestaltet w orden, und unter diesen neuen 
A ufgaben ist die bisher in Deutschland gänzlich unbekannt gew esene Ausbil
dung von Feuerversicherungsingenieuren als die wohl hervorragendste zu 
nennen.

Es sei gestattet, über die Einrichtung den Studiendirektor Prof. Dr. Kahler 
zu W orte kommen zu lassen, der in der Zeitschrift für die gesamte Versiche
rungs-W issenschaft (Bd. 8) u. a. sag t: „Bei d er Verurteilung der V ersicherungs
objekte wie bei der Regulierung d er Feuerschäden müssen sehr oft Fragen auf
tauchen, welche nur von Ingenieuren sachgem äß beantw ortet werden können. 
Die Gesellschaften waren dabei bisher darauf angewiesen, entw eder von Fall
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zu Fall das sachverständige G utachten von Ingenieuren einzuholen, denen aber 
nicht im m er die für den D ienst der Feuerversicherung wesentlichen G esichts
punkte vertrau t w aren. O der die G esellschaften m ußten sich Ingenieure, die 
irgend eine besondere Fachrichtung — Bau- oder M aschinenfach, Chem ie — 
stud iert hatten, für ihren D ienst praktisch heranbilden, w obei sich vielfach 
herausstellte, daß das Fachstudium  diesen Ingenieuren vieles bot, w as sie 
später nicht verw enden konnten, w ährend andere für diesen D ienst w ichtige 
Kenntnisse nicht an den Technischen H ochschulen geleh rt w urden. Zudem  
w ar diese A usbildung im praktischen D ienst m it m ancherlei U nannehm lich
keiten verbunden. W enn dagegen an einer Technischen H ochschule die an sich 
vorhandenen Lehrkräfte und Lehrm ittel zw eckm äßig benutzt und durch  besondere 
U nterrichtseinrichtungen ergänzt w erden konnten, so  w ar die M öglichkeit ge
geben, dem Bedürfnis der Feuerversicherung gerech t zu w erden und Ingenieure 
zu bilden, welche ohne nötigen Ballast doch auf den fü r ihre künftigen A ufgaben 
notw endigen m annigfaltigen G ebieten eine gründlich w issenschaftliche Schulung 
erhielten. Zu diesem  Zweck m ußte den künftigen F euerversicherungsinge
nieuren einerseits eine allgem eine technologische und w irtschaftliche Aus
bildung geboten , andererseits schon auf der H ochschule eine E inführung in 
die besonderen A ufgaben und G eschäftsm ethoden der Feuerversicherung g e 
geben w erden. Aus diesen E rw ägungen ergab sich ein auf sechs Sem ester be
rechneter Studienplan, der zum Teil die B eteiligung an den allgem einen einführen
den V orlesungen der Technischen H ochschule vorsieht, zum Teil besondere V or
lesungen für die Feuerversicherungsingenieure anbietet. Um ihn durchzu
führen w ar es notw endig, einige besondere V orlesungen durch bereits vor
handene Lehrkräfte d e r  Technischen H ochschule neu  einrichten zu lassen. 
A ußerdem  muß auch ein erfahrener Fachm ann der Feuerversicherungspraxis 
und des Feuerlöschw esens m it der A bhaltung von besonderen V orlesungen 
und  Übungen be trau t w erden .“

Aus den folgenden Studienplan ergib t sich, w ie der G ang des Studium s 
gedach t ist. Es sollen nicht konstruktiv  tätige Ingenieure geb ildet w erden, 
sondern  V erw altungsingenieure, die fü r den besonderen Zw eck ihrer V er
w altungstätigkeit eine gründliche D urchbildung erhalten. Zu diesem Zweck 
ist eine gründliche E inführung in die Baukonstruktion, die M aschinenelem ente, 
die Elektrotechnik, d ie  W arenkunde (R ohstofflehre) und die chemische T ech
nologie in den ersten Sem estern in A ussicht genom m en. D am it sind die all
gem einen V oraussetzungen fü r die T ätigkeit des Feuerversicherungsingenieurs 
in industriellen und kaufm ännischen Betrieben gegeben. Im letzten S tudien
jahr tritt dann die Z usam m enfassung dieser verschiedenen Fächer unter die 
E inheit der Feuerversicherungspraxis in den V ordergrund und soll zugleich 
die w irtschaftliche T ätigkeit zum Abschluß gebrach t w erden.

S tu d ie n  p la n  fü r  F e u e r v e r s ic h e r u n g s in g e n ie u r e .
(Die Zahl in K lamm em g ib t die w öchentlichen V orlesungs- und ü b u n g s

stunden an.)
I. (W in te r - )  S e m e s te r :  Abriß der M aschinenelem ente (3)

Experimentalchemie (enzykl. Kurs) (2) Statik der Hochbaukonstruktionen (4 +  2)
Experimentalphysik (enzykl. Kurs) (2) Organisation und Betrieb industrieller
W ärm etechnik (2) U nternehm ungen (2).
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II. (S o m m e r-)  S e m e s te r :  
E lem ente der darstellenden Geometrie

(2 4- 2)
Experimentalphysik (enzykl. Kurs) (2) 
W ärm etechnik (2)
Abriß des M aschinenbaues (2)
Statik der Hochbaukonstruktionen (4 -+- 2) 
Einführung in die organische Chemie (2) 
O rganisation und Betrieb kaufmänni

scher Unternehm ungen (2)
III. (W in te r - )  S e m e s te r :  

Physikalische Technik (2) 
Physikalisches Laboratorium 
Baukonstruktionen (3 -+- 6)
Baustofflehre (2)
Einleitung in die Elektrotechnik (2) 
Chemische Technologie (4) 
G ewerbehygiene (1)
Rohstofflehre (2)
Rechtsenzyklopädie (2)
Buchführung (2)
D eutsche Volkswirtschaft im 19. Jahr

hundert (1)
IV. (S o m m e r- )  S e m e s te r :  

Baukonstruktionen (3 -+- 6)
Einleitung in die Elektrotechnik (2) 
Ü bersicht über das H üttenw esen (2) 
Chemische Technologie (4)

Übungen im chemisch-technischen La
boratorium 

Rohstofflehre (1)
Gewerbehygiene (1)
Rechtsenzyklopädie (1)
Bücherrevision (2)
Deutschland und der W eltmarkt (1)

V. (W in te r - )  S e m e s te r :  
Heizung und Lüftung (2)
Installation (2)
Feuersichere Baukonstruktionen (2) 
Nationalökonomie (2)
Soziale Gesetzgebung (2) 
Versicherungsrecht (1)
Einführung in das Bilanzwesen (1) 
Technik des Versicherungsgeschäftes (2) 
Nationalökonomische Übungen (2)

VI. (S o m m e r-)  S e m e s te r :  
Installation (2)
Feuersichere Konstruktionen (2) 
Nationalökonomie (2)
Geld-, Bank- und Börsenwesen (2) 
V ersicherungswesen (1)
Statistik (1)
Industrielle Selbstkostenrechnung (1) 
Löschwesen (2)
Technik des Versicherungsgeschäftes (2) 
Privatwirtschaftliche Übungen (2)

„D er Erfolg dieser N euerung w ürde aber — wie Henne in einem V ortrag1) 
ausführt — nur halb sein, wenn er einseitig dem V ersicherungswesen zugute 
käme und nur eine neue Art Spezialisten geschaffen w ürde, ohne weitere Be
deutung für die A llgem einheit der Technik. Es besteht die Hoffnung, daß 
die Studierenden der Technik bei ihrer dem Zuge der Zeit folgenden wirt
schaftlichen A usbildung auch in das G ebiet der Versicherung einzudringen 
geneig t sein werden, und zwar nicht nur ganz allgemein nationalökonom isch, 
wie es b isher wohl schon der Fall war, sondern auch besonders versicherungs
technisch. E rstens w ird ihnen das bei w irtschaftlicher Betätigung in der 
Industrie nützlich sein, zweitens b ietet sich auf diese W eise dem w erdenden 
Ingenieur der V orteil, daß ihm der Übertritt in die Laufbahn der Feuerver
sicherung und in die m it ihr zusam m enhängenden technischen Beschäftigungen 
seh r erleichtert w ird, drittens w ird dann die Feuerversicherung ein besseres 
V erständnis für industrielle Verhältnisse gew innen“ .

E iner unserer universellsten U niversitätslehrer hat unlängst darauf hin
gew iesen, daß unser deutsches Hochschulw esen vom amerikanischen über-

i) Vergl. Z. 1909 S. 2089 u. f.
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troffen zu w erden G efahr läu ft; es ist ein schw acher T rost, w enn w ir heu te  
sagen können, daß w ir w enigstens an einer technischen H ochschule se it 
zwei Jahren E inrichtungen haben, die d rüben in Amerika an einer ganzem 
Reihe technischer B ildungsanstalten se it längerer Z eit vorhanden sind!

So verfehlt es nun wäre, wollte man das V orbild der Technischen H och
schule in Aachen (welche das Glück hat, einen sow ohl theoretisch wie praktisch 
hervorragenden Dozenten für Feuerversicherungstechnik zu besitzen, der auf 
eine langjährige T ätigkeit bei V ersicherungsanstalten zurückblicken kann und 
auch heute noch nicht nur Dozent, sondern  daneben Feuerversicherungs
beam ter ist) auf alle technischen H ochschulen ausdehnen, so bedarf es doch 
der eingehenden Prüfung, ob eine einzige technische H ochschule als L ehrstä tte  
für V ersicherungstechnik ausreicht.

Auch w enn dies der Fall sein sollte, m üßte doch  unbed ing t an je d e r  
technischen H ochschule jedem  Studenten G elegenheit gebo ten  w erden, ü b e r 
das gesam te V ersicherungsw esen, nicht nur über die A rbeiterversicherung 
un terrichtet zu w erden. Im Rahmen der an sich schon knapp bem essenen 
allgem einen nationalökonom ischen V orlesungen w ird hierfür w ohl in der R egel 
kaum Platz vorhanden sein. Es w äre dah e r vielleicht zu erw ägen, ob n ich t 
die V orlesungen über die A rbeiterversicherung in V orlesungen über die g e 
sam te V ersicherungsw issenschaft auszubauen w ären.

Die Überzeugung, daß die Kenntnisse vom V ersicherungsw esen einer A us
breitung in allen Schichten unserer B evölkerung bedürfen, hegte m an v o r 
m ehreren Jahren nicht w eniger im Reichsam te des Innern, als sie in den 
V erhandlungen zutage trat, die d er D eutsche Verein fü r V ersicherungs-W issen- 
schaft auf A nregung dieses Reichsam tes zur E rörterung  der F rage veranstaltete, 
was zur Ausfüllung der vorhandenen Lücke zweckmäßig erscheine2).

In den dam als aufgestellten Leitsätzen heiß t es:
Die Kenntnis der privat- und volksw irtschaftlichen B edeutung des gesam ten  

V ersicherungsw esens m uß G em eingut des ganzen Volkes w erden. Zu diesem  
Zweck em pfiehlt s ich : die Belehrung d er Schüler über die elem entarsten 
Begriffe der V ersicherung; die Förderung  gem einverständlicher D arstellungen 
des V ersicherungsw esens, insbesondere auch in d er T agespresse.

Den A ngehörigen der G elehrtenberufe muß auf den U niversitäten und den  
sonstigen H ochschulen im G egensatz zu den bisherigen unzulänglichen Z u
ständen ausreichend G elegenheit geboten  w erden, sich über die G rundzüge d es  
gesam ten V ersicherungsw esens zu unterrichten. Zu diesem Zwecke ist zu er
streben: eine entsprechende Berücksichtigung des V ersicherungsw esens in den 
V orlesungen über die V olksw irtschaftslehre, Privatrecht, H andelsrecht, V er
w altungsrecht, M athem atik, G eschichte der Medizin, ärztliche Rechtslehre u sw .;

2) Siehe die „Veröffentlichungen des Deutschen Vereines für V ersicherungs- 
W issenschaft“  H eft 3, Berlin 1904. Vergl. ferner M anes: V ersicherungs-W issen
schaft auf deutschen Hochschulen, Berlin 1903, und desselben „V ersicherungs- 
Lexikon“ , T übingen 1908, Artikel „U nterrich t“ . Zu verw eisen ist auch au f 
Bischoff, „K ulturaufgaben der V ersicherung“ , Berlin 1907. E ine Chronik der ver- 
sicherungs-wissenschaftlichen Betrachtungen unter besonderer Beachtung auch 
des U nterrichtsw esens findet sich in d er vom V erfasser geleiteten „Z eitschrift 
für die gesam te V ersicherungs-W issenschaft“ , Berlin, jetzt 10 Jahrgänge.
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-die V eranstaltung besonderer V orlesungen über das Versicherungswesen unter 
hauptsächlicher Beachtung seiner w irtschaftlichen Seite.

Den Staats- und Privatbeam ten sow ie den Kaufleuten, welche sich beruflich 
mit dem V ersicherungsw esen zu beschäftigen haben, ist G elegenheit zur Aus
bildung und Fortbildung zu geben. Zu diesem Zweck ist erforderlich: ein
gehende Pflege aller Zweige der Versicherungsw issenschaft auf den H andels
hochschulen, den Akademien für praktische Medizin, der Vereinigung für 
staatsw issenschaftliche Fortbildung und ähnlichen Instituten; die Abordnung 
von S taatsbeam ten zwecks Studiums des praktischen Betriebes in den Ver
sicherungsanstalten .

Neben der Förderung der Kenntnisse über das Versicherungswesen in 
w eiteren Kreisen ist die Pflege des wissenschaftlichen Studiums seitens der 
theoretischen wie praktischen Fachm änner ins Auge zu fassen. Diesem Zwecke 
könnten dienen: die Errichtung einer wissenschaftlichen Zentralstelle, welche 
die gesam te Literatur und alle sonstigen in Betracht kom m enden Drucksachen 
usw., die für das Versicherungsw esen des ln- und Auslandes von Bedeutung 
sind, zu sammeln und den Fachkreisen zugänglich zu machen hat; die Förde
rung des Fachstudium s in- und ausländischer V ersicherungseinrichtungen durch 
V erleihung von Stipendien, die Anregung und U nterstützung literarischer 
V eröffentlichungen aus dem G ebiete der gesam ten V ersicherungswissenschaft 
durch Preisausschreiben u. dgl. m.

Als R edakteur dieser Leitsätze bekenne ich offen, daß der Techniker und 
Ingenieur in ihnen keineswegs ausreichend bedacht ist. In sofern sind diese 
Leitsätze ergänzungsbedürftig. Zu fordern wäre beispielsweise nachdrücklich, 
daß dem V ersicherungsw esen in den Fortbildungskursen für Techniker eine 
S tä tte  gew ährt wird!

Die gänzliche oder auch nur teilweise N ichtbeachtung der Privatversiche
rung an den technischen Hochschulen hat nämlich eine außerordentlich große 
sozial-psychologische Bedeutung. H ören die Techniker und Ingenieure nur 
o d e r fast nur etw as von der obligatorischen Sozialversicherung, wie es heute 
der Fall ist, so ist es nur allzu selbstverständlich, wenn sie in eine einseitige 
G edankenrichtung in bezug auf die V ersicherung gedrängt werden. Sie müssen 
sich dann sagen, daß, wenn ihnen von der Privatversicherung nichts gelehrt 
w orden ist, d iese Einrichtung offenbar etwas ist, was überhaupt keine oder 
gegenüber der sozialen Zw angsversicherung eine ganz untergeordnete Be
deutung  hat. Sie w erden Heil und Segen nu r in der vom Staat befohlenen 
und vom Staat auch finanziell unterstützten Versicherung erblicken; und wo 
im m er ihnen im Leben ein Problem  der V ersicherung begegnet, w erden sie 
sehr leicht zu der A uffassung kommen, daß diese nur durch den Staat und mit 
■dem Staate verwirklicht w erden kann und soll.

Man m ag nun ein überzeugter Freund sozialer Versicherung sein, man 
kann sogar die Auffassung teilen, daß in diesem oder jenem Fall eine 
vom  Staat befohlene, von ihm organisierte, selbst eine von ihm betriebene 
Versicherung sehr zweckmäßig, förderlich und erstrebensw ert is t; aber kein 
k lar Sehender wird, mag er auch Staatssozialist reinster Färbung sein, die 
Ü berzeugung haben, daß wenigstens für unser Vaterland und für unsere Zeit 
als Ideal eine staatliche Zwangsversicherung sozialpolitischen Charakters auf 
allen G ebieten zu erstreben wäre. Selbst der extrem ste Staatssozialist wird
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da U nterscheidungen machen. Ein U nterricht aber, der von der Privatversiche
rung  nichts lehrt, w ird ein G eschlecht heranzüchten, das extrem er als alle 
heutigen Extrem e ist. Selbst im Rahmen der sozialen Z w angsversicherung 
kennt man die freiw illige V ersicherung, und die R eichsversicherungsordnung 
bau t dieses System  aus. Aus d er Stellung, die der freiw illigen Zusatzver
sicherung gerade in der R eichsversicherungsordnung eingeräum t wird, g eh t 
hervor, daß derselbe G esetzgeber, der die soziale Zw angsversicherung festlegt,, 
auch eine aus eigener Initative hervorgehende V ersicherung nicht nur fü r 
denkbar, sondern für em pfehlensw ert hält, und diese A uffassung ist die heu te  
herrschende in allen K ulturstaaten. Das hat sich insbesondere deutlich auf 
dem letzten in Rom veranstalteten internationalen A rbeiterversicherungs-K ongrefi 
im Jahre 1908 gezeigt, w o als G rundsatz d er Sozialpolitiker aller Richtungen, 
und aller Länder aufgestellt w orden ist, durch V ersicherungszw ang ein M indest
maß der V ersicherung herbeizuführen, von diesem  M indestm aß aber bis zum. 
H öchstm aß der eigenen Initiative eine freiwillige V ersicherung zu überlassen..

So w enig wie es den w irtschaftlichen, sozialen und politischen V erhält
nissen der G egenw art entsprechen w ürde, w enn man ausschließlich die frei
willige, die Privatversicherung lehren und fördern, die bedeutsam e Sozialzwangs
versicherung aber vernachlässigen wollte, so w enig darf in der B ürgerkunde 
wie in der staatsbürgerlichen Erziehung überhaup t unter B eiseitelassung d e r  
Privatversicherung dje Sozialversicherung ausschließlich oder in unverhältnis
m äßig w eitgehendem  U m fange behandelt w erden. D as ist eine Forderung  
der W issenschaft, w ie einer verständigen Sozialpolitik; und nicht m inder liegt, 
die Erfüllung dieser Forderung  im Interesse der Erziehung des Volkes.

Es freut mich außerordentlich, in bezug auf die hier aufgestellte Forderung,, 
daß man in den Kreisen d er Techniker und Ingenieure d ie  V ersicherungsw issen
schaft w eit m ehr als bisher beachten soll, zum eigenen Vorteil wie zu dem des- 
V ersicherungsw esens, auf einen hervorragenden Franzosen hinweisen zu können,, 
der, selbst Ingenieur, auf dem  G ebiet gerade der w irtschaftlichen Seite der V er
sicherung sich auch in D eutschland einen N am en erw orben hat: auf Maurice- 
Bellom. In einer kleinen unlängst erschienenen Schrift „Les questions ouvrières, 
et la science actuarielle“  sucht Bellom die versicherungsw issenschaftliche. 
U nterw eisung der Techniker als notw endig  darzustellen m it G ründen, die 
nam entlich auch für D eutschland in B etracht komm en.

G erade in einer Zeit, in d er man an die A usbildung von V erw altungsinge
nieuren denkt, in der man streb t, das Juristenm onopol zu durchbrechen, ist. 
es erforderlich, dem  Techniker auf denjenigen G ebieten Kenntnisse beizubringen,, 
w o die des Juristen zum großen Teile m angelhaft sind. Und das g ilt v ie lle ich t 
m ehr als von irgend einer anderen M aterie der Staatsw issenschaften hinsichtlich, 
des gem ischten G ebietes d e r V ersicherung.

Die vorstehenden A usführungen w ollen nichts sein als eine A nregung; 
das Problem  der w ichtigen V erbindung zw ischen V ersicherung und Technik, 
kann nur gelöst w erden, wenn es zunächst einmal auch von Seiten d e r  
Techniker erö rtert w ird ; ich w ürde mich freuen, hierzu durch meine kurzem 
A usführungen V eranlassung gegeben  zu haben.
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II. DER GELD-, WAREN- UND ARBEITS-MARKT*
Der Versand des Stahlwerks

verbandes.
Der Versand des Stahlwerksverbandes an Pro

dukten A betrug im August 446 589 (i. V. 419016) t, 
im September 449082 (438904) t; er war mithin 
um 27 573 bezw. 10178 t höher als in 1909. Auf 
die einzelnen Gruppen entfallen folgende Men
gen: auf Halbzeug im August 115162 (120926) t, 
im September 134340 (136487) t; auf Formeisen 
im August 149700 (135404) t, im September 
154608 (137192) t; auf Eisenbahnmaterial im 
August 181717 (162686) t , im September 160134 
(165225) t. Der Gesamtversand von Januar bis 
September hat die Mengen des Vorjahres über
troffen, dagegen ist der Halbzeugversand schon 
seit einigen Monaten hinter dem des Vorjahres 
zurückgeblieben, immerhin ist er, wenn man nur 
die Monate des Jahres 1910 miteinander ver
gleicht, weiter gestiegen. Im ganzen ist das 
Halbzeuggeschäft im In- und Auslande in den 
letzten beiden Monaten lebhafter gewesen. Der 
Absatz von Formeisen bewegte sich, wenn 
man die einzelnen Monate des laufenden Jahres 
miteinander vergleicht, nach der sommerlichen 
Stille wieder in aufsteigender Linie; gegenüber 
den entsprechenden Vorjahrsmonaten ist der 
vor allem auch durch die Entwicklung des in
ländischen Geschäftes geförderte Mehrversand 
nicht unerheblich gewesen. Damit scheinen die 
Nachwirkungen des großen Bauarbeiterausstan- 
des, die den Inlandabsatz in früheren Monaten
gehemmt haben, völlig ausgeglichen zu sein, 

er Versand von Eisenbahnmaterial übertraf im 
August die Mengen in den vorhergehenden Mo
naten, während sich der Versand im September 
etwas unter dem vorjährigen bewegte. Eine Er
höhung der Halbzeugpreise hat jedenfalls ange
sichts des Umstandes, daß man noch eine größere 
Entfaltung des Geschäftes für erforderlich hält, 
nicht stattgefunden, vielmehr ist der Verkauf 
nach dem Inlande für das erste Vierteljahr 1911
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DER GELD-, WAREN- UND ARBEITSMARKT

Wa/zc/raOf

zu den bisherigen Bedingungen freigegeben 
worden. .

Der Versand des Stahlwerksverbandes in Pro
dukten B stellte sich für Stabeisen im August auf 
289069 (242 553) t, für Bleche auf 84917 (72 051) t, 
für Walzdraht auf 58949 (55360) t, für Guß- und 
Schmiedestücke auf 45917 (40459) t, für Röhren 
auf 14 497 (9716) t. Insgesamt sind die August
zahlen nicht unbeträchtlich höher als die vor
jährigen, höher aber auch als die des Juli, wäh
rend mit Ausnahme des Röhrenversandes die 
Junizahlen nicht wieder erreicht werden konnten. 
Im September betrug der Versand für Stabeisen 
280102 (261346) t, für Bleche 83 010 (75692) t, für 
Walzdraht 60933 (58791) t, für Guß- und Schmiede
stücke 46346 (42 845) t, für Röhren 13 247 (10026) t 
Der Gesamtversand an Produkten B stellte sich 
im August auf 493 349 (420139) t ,  im September 
auf 483 638 (448700) t Rohstahlgewicht.

Die Roheisenerzeugung 
Deutschlands.

(Siehe das Schaubild S. 747.)
Die Roheisenerzeugung Deutschlands betrug 

im August 1 262 804 t gegen 1100671 t i. V., oder 
162133 t mehr, im September 1232 477 t gegen 
1068346 t ,  oder 164131 t mehr. Die Augustzahl 
stellt eine Rekordziffer dar. Der leichte Rück
gang im September ist aber nur auf die geringere 
Zahl von Arbeitstagen zurückzuführen, denn die 
durchschnittliche Tageserzeugung weist in diesem 
Monat mit 41015 t gegen 40735 t im August 
noch eine kleine Steigerung auf. In den ersten 
neun Monaten dieses Jahres wurden 10 925 629 t 
Roheisen erzeugt gegen 9509037 t i.V., oder 
1416 592 t mehr, das sind im Monatsdurchschnitt 
157 399 t mehr.
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Die Roheisenerzeugung 
der Vereinigten Staaten von 

Nord-Amerika Januar bis 
September 1909 und 1910.

Die Roheisenerzeugung stellte sich im August 
aut 2,11 Mill. (i. V. 2,25 Mill.) t, im September auf
2,05 (2,38) Mill. t. Die August- und September
erzeugung sind die kleinsten seit dem Juli 1909. 
Die leichte Besserung, die der amerikanische 
Eisenmarkf in der letzten Zeit verzeichnete, ist 
nicht zum wenigsten auf die starke Einschränkung 
der Erzeugung zurückzuführen. Man darf an
nehmen, daß nunmehr, wo eine wesentliche Er
holung eingetreten ist und auch seitens der In
dustrie und der Eisenbahnen Aufträge auf Schie
nen und Eisenkonstruktionen vorliegen, die Roh
eisenerzeugung allmählich wieder zunehmen wird.

Die Ein- und Ausfuhr von Roh
eisen, die Einfuhr von Eisenerz 

und die Ausfuhr von Koks 
im August und September 1910.

Die E i n f u h r  v o n R o h e i s e n  betrug im August 
12319 (i. V. 10260) t, im September 15 043 (9490) t, 
oder 2059 t bezw. 5553 t mehr. In den ersten 
neun Monaten wurden 97 242 (102 267) t einge
führt. Bemerkenswerterweise hat sich mit der 
Besserung der Wirtschaftsverhältnisse in den 
letzten beiden Monaten auch die Einfuhr seit 
einiger Zeit wieder gegenüber den Vorjahrs
monaten gehoben, während allerdings die Ge
samteinfuhr seit Beginn des Jahres noch um 
5025 t hinter der des Vorjahres zurückbleibt. Es 
besteht kein Zweifel, daß, wenn diese Verhält
nisse weiter anhalten, schließlich die Jahresein
fuhr die vorjährige erreichen oder vielleicht über
treffen wird. Die A u s f u h r  von Roheisen stellte 
sich im August auf 64489 (38792) t, im Septem
ber auf 63410 (40033) t , das heißt um 25697 t 
bezw. 23377 t höher, während in den ersten neun 
Monaten des laufenden Jahres 564 761 t Roheisen 
gegen 310739 t i.V., oder 254022 t mehr, aus
geführt wurden. Der Ausfuhrüberschuß beträgt 
mithin 467 519 t gegen 208472 t i. V., das heißt 
weit mehr als doppelt soviel. Obgleich sich, 
wie erwähnt, die Einfuhr in den letzten 
Monaten gehoben hat, ist doch die Ausfuhr von 
Roheisen, allerdings entsprechend der außer
ordentlichen Zunahme der Roheisenerzeugung, 
recht bedeutend. Von der Ausfuhr erhielten bis
lang im laufenden Jahre Belgien 345737 (182918) t, 
Frankreich 61816 (42043) t, England 49891 (6785) t, 
die Niederlande 18008 (14126) t, Oesterreich-Un
garn 27488 (2437211, die Schweiz 32475 (25608) t, 
Schweden 4401 (1505) t, die Vereinigten Staaten 
10735 (595) t. Beachtenswert ist vor allem das 
Steigen der Ausfuhr nach Belgien, England und 
den Vereinigten Staaten, von denen letztere im 
Vorjahre nur verschwindende Mengen abgenom
men haben. An E i s e n e r z e n  wurden im August 
1016849 t gegen 1171518 t i. V., im September 
942764 (606851) t eingeführt, seit Beginn des 
Jahres 6948926 t gegen 6418606 t, oder 530320 t 
mehr. Zugenommen hat namentlich die Einfuhr 
von Eisenerz aus Frankreich mit 1275863 (982 541) t, 
aus Spanien mit 2085095 (1874502) t, aus Ruß
land mit 577100 (437086) t, während die Einfuhr 
aus Belgien mit 212593 (216475) t, aus Oester
reich-Ungarn mit 148843 (177000) und aus 
Schweden mit 2212297 (2302716) t zurück-
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gegangen ist. Die K o k s a u s f u h r  betrug im 
August 350088 (311512) t, im September 299666 
(309918) t; seit dem 1. Januar wurden 2981291 
(2517 6451 t Koks ausgeführt, mithin 463646 t 
mehr. Die Koksausfuhr, die wie in den Vor
monaten auch im August die vorjährige noch 
übertroffen hat, ist erst im September um einen 
geringfügigen Betrag unter die desV orjahres 
gegangen.

KoKserzeugung.
Die Kokserzeugung betrug im August 1985535 t 

gegen 1826681 t i. V., im September 1977 938 
(1 783 947) t; die Erzeugung ist mithin um 158 854 t 
bezw. 193 991 t gestiegen. Von Januar bis Sep
tember wurden 17 351543 t Koks erzeugt gegen 
15 775206 t i.V., oder 1576337 t mehr. Im Mo
natsdurchschnitt sind bis jetzt 175148 t mehr als 
im Vorjahre hergestellt worden. Die außer
ordentliche Zunahme der Kokserzeugung spiegelt 
die Besserung der geschäftlichen Lage der Eisen
industrie, welche zur Mehrerzeugung ihres Roh
eisens entsprechend größere Mengen Koks ver
braucht, wieder; anderseits aber sind die Koks
lager bei der gesteigerten Erzeugung noch immer
hin recht beträchtlich.

Ein- und Ausfuhr von Stein- 
Hohle, Einfuhr von Braun- 

Kohle.
Die E i n f u h r  von Steinkohle betrug im August 

1090540 t gegen 1006598 t i.V ., im September 
1147387 (1181397) t;  von Januar bis einschließ
lich September wurden 82597341 gegen 8690855 t 
i. V. eingeführt, oder 431121 t weniger. Die A u s 
f u h r  stellte sich im August auf 2 261049 t gegen 
2170267 t, im September auf 2 056620 (1982179) t, 
sie betrug mithin 90782 t bezw. 74441 t mehr. 
Von Januar bis September wurden 17114947 t 
Kohlen ausgeführt gegen 16767 860 t i. V., oder
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347 087 t mehr; der Ausfuhrüberschuß stellt sich 
im laufenden Jahr auf 8855 213 t gegen 8077004 t 
i.V . Die E i n f u h r  von B r a u n k o h l e  betrug 
im August 565 736 (656776) t, im September 
666716 (665681) t; der bisherige Rückgang, der 
noch im August stark hervortrat, ist also im 
letzten Monat zum Stillstand gekommen. Von 
Anfang Januar bis Ende September wurden 
5458806 t gegen 6060876 t i. V. eingeführt, oder 
602070 t weniger, das heißt 66 896 t im Monat 
weniger.

Die Kohlenförderung des 
Deutschen Reiches von Januar 

bis September 1910.
Die S t e i n k o h l e n  förderung betrug im August 

13358759 t gegen 12714100 t ,  im September 
13020537 t gegen 12739966 t; die Zunahme stellte 
sich mithin auf 644659 t bezw. 280571 t gegen
über dem Vorjahr, ln diesen Zahlen spricht sich 
gleichfalls die entschiedene Besserung der indu
striellen Lage aus, die freilich auf dem Kohlen
markte selbst noch nicht so lebhaft in die Er
scheinung tritt. Von Januar bis September wur
den 112 740266 1 Steinkohlen gefördert gegen 
110339981 t, oder 2400285 t mehr, das sind für 
den Monat 266698 t mehr. Die B r a u n k o h l e n 
förderung betrug im August 5 920 287 t gegen 
5 665179 t , im September 5982 429 t gegen 
5816755 t, das sind 255108 t bezw. 165674 t 
mehr. In den ersten neun Monaten wurden 
49930607 t Braunkohlen gegen 49999987 t i.V. 
gefördert, oder 69380 t weniger; die Mehrerzeu
gung in den letzten Monaten hat den Unter
schied, der noch immer zugunsten des Vorjahres 
steht, erheblich verringert.

Der Arbeitsmarkt.
In den ersten neun Monaten kamen nach der 

Statistik der Zeitschrift „Arbeitsmarkt“ im Ver
gleiche mit dem Vorjahr auf 100 offene Stellen 
Arbeitsuchende:

1910
männl. weibl. zusammen

Januar . 209,9 88,2 158,0
Februar. 197,5 82,8 146,8
März . . 143,1 82,8 119,7
April . . 
Mai . .

155,7 91,0 130,6
163,2 87,6 133,3

Juni . . 145,3 87,7 125,4
Juli 142,8 88,7 125,0
August . 134,2 82,2 116,7
September 123,9 79,3 107,7

1909
männl. weibl. zusammen

Januar . 250,3 92,8 184,9
Februar . 289,4 89,8 198,9
März . . 230,6 81,8 165,4
April . . 
Mai . .

190,0 84,9 147,4
187,3 91,0 151,1

148,9Juni . . 181,3 93,2
Juli . . 174,6 96,2 147,2
August . 153,3 87,1 130,07
September 142,6 84,8 120,8

u n d  B ra u t

Sfe/n/ro/r/e

d o b /e n fo rd e ru n g  /rr M M ’o n e u  t

ßraur/roMe
Mit der Belebung, die das Herbstgeschäft 

brachte und die auch sonst die Industrie aus
zeichnete, hat der Andrang auf dem Arbeits
markte schon im August erheblich nach
gelassen; die günstigen Verhältnisse haben 
dann im September weiter angehalten. Von 
den einzelnen Gewerben hat vor allem die leb



752 DER GELD-, WAREN- UND ARBEITSMARKT

hafte Bautätigkeit durch ihren starken Bedarf 
an Arbeitskräften dem Gesamtbilde des Arbeits
marktes sein Gepräge gegeben. Weniger be
friedigend lag die Nachfrage nach Arbeitskräften 
im Bergbau, der erst, als das Geschäft in Haus
brandkohle mit Eintreten des Herbstes bedeuten
der wurde, mehr Arbeitskräfte als bisher heran
zog. Die Metallindustrie hat anfangs ziemlich 
bedeutende Arbeitskräfte beansprucht, doch haben 
Arbeitskämpfe u. a. im Schiffbaugewerbe die an
fängliche Besserung in der Metallindustrie wieder 
stark beeinträchtigt. Recht lebhaft war infolge 
der Ernte die Nachfrage nach landwirtschaftlichen 
Arbeitern, die oft nicht befriedigt werden konnte.

In der Textilindustrie hat erst der September 
eine durchgreifende Besserung des Arbeits
marktes, die mit dem lebhafteren Geschäfte selbst 
zusammenhing, gebracht. Im Bekleidungsgewerbe 
herrschte zeitweise Arbeitermangel, während die 
Nachfrage nach hauswirtschaftlichen Arbeits
kräften, besonders im September, zurücktrat.

ReichsbanK, Bank von England, 
Bank von Frankreich 

im September und Oktober 
1908 bis 1910.

Von der durch die Finanzierung der Ernten 
bedingten Geldversteifung, die alljährlich vom Sep
tember ab einzutreten pflegt, und die diesmal 
durch die lebhaftere Beschäftigung in der Indu
strie, vor allem aber durch eine noch immer be
deutende Börsenspekulation verstärkt wurde, 
sind die großen Zentralnotenbanken nicht unbe
trächtlich mit betroffen worden. Die Reichsbank 
hat in den abgelaufenen Monaten ihren Diskont 
einmal von 4 auf 5 vH erhöht, während die Bank 
von England, um den Ansturm auf ihre Kassen 
zu verringern, sogar zu einer zweimaligen Her
aufsetzung des Bankzinsfußes von 3 auf 5 vH 
schreiten mußte. Die Geldversteifung ist an
fangs nur durch den Umstand, daß ausländische, 
vor allem mexikanische Gelder in Deutschland in 
beträchtlichen Mengen im offenen Markte zur Ver
fügung standen, weniger stark fühlbar geworden. 
Später, als die Kündigung dieser Guthaben er
folgte, ist sie um so schärfer und unverhüilter in den 
Ausweisen der Reichsbank zutage getreten. Um 
die September- wie auch um die Oktoberwende 
ist die Reichsbank außerordentlich stark in An
spruch genommen worden. Allerdings zeigen die 
dem Ultimo folgenden Wochen auch immer wie
der eine entsprechende Entlastung. Die W e c h 
s e l b e s t ä n d e  standen im September und Okto
ber dauernd höher als im Vorjahre; der Unter
schied hat mindestens 100 bis 120 Mill. M be
tragen. In der letzten Septemberwoche war der 
Wechselbestand rd. 230 Mill. M höher als im Vor
jahr; er stellte sich auch noch in der ersten 
Oktoberwoche um fast 200 Mill. M höher. Gegen
über dem Jahre 1908 waren durchschnittlich für 
250 bis 300 Mill. M Wechsel mehr vorhanden- 
Der höchste Wechselbestand wurde am 30. Sep
tember mit 1534 Mill. M erreicht, der niedrigste 
Wechselbestand war in der ersten September
woche mit 970 Mill. M vorhanden. Die B a r v o r 
r ä t e  der Reichsbank hielten sich ungefähr auf 
der Höhe des Vorjahres und waren im September 
meist etwas geringer, im Oktober etwas höher 
als an den entsprechenden Zeitpunkten des Jahres 
1909. Im allgemeinen ist der Metallbestand wäh
rend des September gesunken, und zwar von 
1040 Mill. M in der zweiten Septemberwoche auf 
908 Mill. M Ende September. In der entspre
chenden Zeit des Vorjahres war der Barbestand 
von 1043 auf 909 Mill. M zurückgegangen. Im 
Oktober hat sich dann der Metallbestand wieder 
auf 992 Mill. M gehoben, um in der letzten Okto
berwoche auf 947 Mill. M zurückzugehen. Die 
t ä g l i c h  f ä l l i ge n  V e r b i n d l i c h k e i t e n  hielten 
sich stets unter denen des Vorjahres. Im Sep
tember erreichte der Unterschied zeitweise eine 
Höhe von 150 bis 160 Mill. M. Im Oktober haben 
die täglich fälligen Verbindlichkeiten nicht den 
Betrag von 610 Mill. M überschritten; sie sanken 
schließlich auf 559,7 Mill. M herab gegen 579 
bezw. 610 Mill. M in den Vorjahren. Der N o t e n 
u ml a u f  war eine Kleinigkeit höher ais in 1909; 
er erreichte seinen höchsten Stand am 30. Sep-
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tetnber mit 2056 Mill. M gegen 2023 Mill. M Ende 
September 1909 und 1897 Mill. M Ende September 
1908. Den niedrigsten Notenumlauf hatte, wie 
im Vorjahre, die zweite Septemberwoche mit 
1514 Mill. M (1505 Mill. M i. V.) zu verzeichnen. 
Am Schluß des dritten Vierteljahres wurde die 
Reichsbank so stark in Anspruch genommen, daß 
die steuerpflichtige Notenreserve 608,4 Mill. M 
gegen 570 Mill. M i. V. betrug. Nur zweimal. Ende 
1907 mit 626 Mill. M und Ende 1909 mit 618 Mill. M, 
war eine größere Steuerpflicht vorhanden, die 
aber damals durch starke Ansprüche seitens des 
Reiches bedingt wurde; diesmal liegen solche 
keineswegs vor, so daß die Belastung der Reichs
bank im wesentlichen einer Uebertreibung der 
Spekulation unter gleichzeitiger starker Inan
spruchnahme durch die Industrie zuzuschreiben 
ist. Wenn nach dem kritischen Septembertermin 
die Rückflüsse wieder bedeutend gewesen sind, 
so hat das daran gelegen, daß namhafte Geld
beträge seitens der Hypothekenbanken dem Geld
märkte zur Verfügung gestellt wurden, während 
die auswärtigen Geldmärkte und demgemäß auch 
ihre Noteninstitute noch mindestens so ungün
stig wie das deutsche dagestanden haben.

Bei der Ba nk  v on  E n g l a n d  hat sich an
fangs der Status nur wenig geändert. Der 
Barvorrat ging langsam zurück. Auch der 
Wechselbestand hat sich zunächst etwas gemin
dert. Stark geschwächt wurde der Barvorrat der 
Bank von der dritten Septemberwoche an bis 
Ende Oktober. Innerhalb der beiden Monate 
September und Oktober ist er von 39,4 auf 31,3 
Mill. £ zurückgegangen, während 1909 ein Rück
gang von 40,3 auf 32,3 Mill. £ , 1908 ein solcher 
von 38,1 auf 36,3 Mill. £  eingetreten war. Die 
Wechselbestände waren meist beträchtlich höher 
als im Vorjahre, besonders im Oktober, wo die 
Entlastung nicht so rasche Fortschritte gemacht 
hat. Ein Höchstmaß der Belastung verzeichnete 
die zweite Oktoberwoche mit 30,27 Mill. £ gegen
29,05 Mill. £ i. V. und 25,91 Mill. £  1908. Ende 
Oktober hatte sich das Wechselportefeuille auf 
28,44 Mill. £ entlastet, während in den Vorjahren 
26,91 bezw. 25,66 Mill. £  an Wechsel vorhanden 
waren. Die S t a a t s g u t h a b e n ,  die anfangs die 
Beträge des Vorjahres stark übertrafen, naben 
sich rasch gemindert und kommen Ende Oktober 
denen des Vorjahres gleich. Die Privatguthaben 
waren anfangs erheblich niedriger als im Vor
jahre, stiegen dann aber Ende September und in 
den ersten Oktoberwochen, um schließlich wieder 
auf den Stand von Anfang September zurück
zugehen.

Bei der Ba nk  von F r a n k r e i c h  ist de r Me-  
t a l l b e s t a n d  allmählich aber stetig zurück
gegangen, freilich ungefähr in dem gleichen Sinne 
wie im Voriahre, so daß der Unterschied gegen 1909 
dauernd durchschnittlich 350bis 360 Mill. Frs betrug. 
Immerhin steht der Metallbestand im September 
80 bis 100 Mill. Frs günstiger als im Jahre 1907, 
um dann aber Ende Oktober auch noch unter die 
Zahlen dieses Vergleichjahres zu fallen. Der 
W e c h s e l b e s t a n d ,  der schon seit Monaten 
erheblich höher als in den Jahren 1909 und 1908 
gewesen war, hat sich beträchtlich gemehrt, so 
daß am 26. Oktober nicht weniger als 1353 Mill. 
Frs vorhanden waren gegen nur 820 i. V. und 
823 Mill. Frs Ende Oktober 1909 und 1908, das 
heißt über 530 Mill. Frs mehr. Die P r i v a t g u t -  
h a b e n  hielten sich im September meist unter 
denen des Vorjahres; in der zweiten Oktober
woche trat dann eine sehr starke Zunahme ein. 
Der N o t e n u m l a u f  war meist größer als im 
Vorjahre und erreichte seinen höchsten Stand am 
19. Oktober mit 5281 Mill. Frs gegen 5128 bezw. 
4888 Mill. Frs in den Vorjahren. Der niedrigste 
Notenumlauf bestand am 22. September mit 5024 
gegen 4969 bezw. 4748 Mill. Frs in den Vorjahren. 
Im ganzen sind die Ausweise der Bank von 
Frankreich wenig günstig gewesen.
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III. M IT T E IL U N G E N
AUS LITERATUR UND PRAXIS; BUCHBESPRECHUNGEN. 

INGENIEUR-STANDESFRAGEN.
Das Dienstzeugnls des Ingenieurs. Ein

Ingenieur war 9Va Jahre in einer großen 
Schiffswerft und Maschinenfabrik in lei
tender Stellung tätig gewesen. Bei 
seinem Ausscheiden erhielt er von der 
Firma ein Zeugnis, in dem ihm nur 
ganz kurz bestätigt wurde, daß er 
9'/» Jahre in dem schiffbautechnischen 
Bureau der Werft beschäftigt gewesen 
sei und die ihm übertragenen Arbeiten 
zur Zufriedenheit ausgeführt habe. Mit 
diesem Zeugnis war der Ingenieur nicht 
einverstanden, vielmehr verlangte er im 
Klagewege von der Firma ein neues 
Zeugnis, das genauen Aufschluß 
darüber gebe, daß er eine l e i t e n d e  
Stellung innegehabt habe, und in w el
chen Arbeitzweigen er beschäftigt ge
wesen sei.

Die beklagte Firma erklärte dagegen, 
das von ihr ausgestellte Zeugnis sei 
völlig ausreichend und entspreche auch 
den Gepflogenheiten ihrer und anderer 
Maschinenfabriken und W erften.

Das angerufene O berlandesgericht 
hat den Anspruch des Ingenieurs für 
b e r e c h t i g t  erklärt. Einen entscheiden
den Grund für sein Urteil leitete das 
Gericht aus dem Umstande her, daß 
der Kläger fast 10 Jahre bei der Be
klagten tätig  gew esen ist. Hierin liegt, 
so meinte der Gerichtshof, ein Stück 
Lebensarbeit; für das Fortkommen des 
Klägers ist m aßgebend, in welcher W eise 
er die lange Zeit hindurch beschäftigt

gewesen ist. Die Beklagte darf ihm 
daher kein so allgemein gehaltenes 
Zeugnis ausstellen, wie es vielleicht 
für eine kurze Arbeitzeit genügen 
könnte. Ob solche Zeugnisse allgemein 
ausgestellt werden, ist unerheblich. Be
steht ein solcher Brauch, so ist er als 
Mißbrauch anzusehen, durch den der 
Anspruch auf ein dem Gesetz ent
sprechendes Zeugnis nicht beseitigt 
werden kann. Das dem Kläger erteilte 
Zeugnis ist jedenfalls völlig ungenü
gend, denn es läßt nicht erkennen, ob  
er nur in einem Sondergebiete oder in 
allen Geschäftszweigen der Beklagten 
gearbeitet hat. Die spätere Verwend
barkeit des Klägers hängt aber gerade 
von der Vielseitigkeit seiner früheren 
Tätigkeit ab, über die das Zeugnis kei
nen Aufschluß gibt. Auch die Bezeich
nung des Klägers als »Ingenieur« ist 
nicht genügend, denn diesen Titel füh
ren Personen auch ohne Hochschulbil
dung, deren Tätigkeit oft eine ganz 
untergeordnete ist, während Ingenieure 
m it Hochschulbildung oftmals l e i 
te n d e  Stellungen bekleiden. Auch 
diese Verschiedenheit muß aus dem 
Zeugnis erkennbar sein, denn für die 
Entscheidung der Frage, ob der Kläger 
in Zukunft für eine leitende Stellung 
zu verwenden ist, ist seine Uebung im 
A nordnen, Ueberwachen der Arbeiten 
und im Fassen selbständiger Beschlüsse 
unerläßlich. A. R.

BILDUNGSWESEN.
Zum Rechtsunterricht an den tech

nischen Hochschulen.
(E in e  E rw id e ru n g .)

H err Professor K o e h n e  hat meinen 
Vorschlag über eine N eueinteilung des 
juristischen Lehrstoffes an technischen 
Hochschulen nach wirtschaftlichen 
G rundsätzen an Hand eines kleinen Ar
tikels von mir in der Deutschen Juristen
zeitung einer eingehenden Kritik unter
worfen (s. T. u. W . S. 627). Zunächst 
möchte ich dem gegenüber darauf hin- 
weisen, daß dieser Artikel nur ein ge
drängter Auszug aus einem Aufsatz in 
der Zeitschrift für die gesam te Staats

wissenschaft 66. Jg. H. 4 war. Infolge
dessen mußte schon jede Begründung 
m einerForderung wegfallen. Vieles wird 
aber erst durch die Begründung klar.

So w ar es niemals meine Absicht, 
ein allgemein gültiges Vorlesungsschema 
aufzustellen. Ich wollte nur eine prin
zipielle N euordnung des Rechtssystems 
anregen, innerhalb dessen jedem Do
zenten mindestens ebenso viele Freiheit 
b leibt, wie innerhalb des allgemein 
gültigen.

Ich ging dabei von der M einung aus, 
daß bei einem Studium, bei dem die 
Jurisprudenz nur Nebenfach ist, diese
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grundsätzlich anders zu lehren sei als 
da, w o sie Hauptfach und Lebensberuf 
ausmacht. Im letzteren Falle ist es 
v i e l l e i c h t  gerechtfertigt, ein beson
deres abstraktes, von allen wirklichen 
Lebensverhältnissen abweichendes Sy
stem  der Rechtswissenschaft nach rein 
logischen G rundsätzen aufzustellen und 
zu lehren; denn es steht die hierzu 
nötige Zeit zur Verfügung. W o aber 
die Jurisprudenz nur ein Hilfsmittel für 
eine ganz andere Praxis sein soll, da 
wird sich richtigerweise das System des 
juristischen Unterrichts den Begriffen 
und Erfahrungen anpassen, welche den 
Studenten nach ihrem sonstigen Lehr
gang  oder aus dem praktischen Leben 
geläufig sind. G erade w as also Pro
fessor Koehne fordert und mir ent
gegenhält, die Einrichtung nach päda
gogischen G rundsätzen und nicht nach 
rein begrifflichen, scheint mir auf diese 
W eise erfüllt zu sein. Denn zweifellos 
wird jeder Techniker es leichter ver
stehen , w enn ihm z. B. in einem ein
heitlichen Zyklus von Stunden das ganze 
Recht des »Güteraustausches» vorge
tragen wird. Dabei hört er im Zu
sam m enhang, w ie ein Kaufvertrag, sei 
es unter Kaufleuten oder nicht, ge
schlossen wird, w ie der Zweck des
selben, E igentum serw erb, erreicht und 
wie dieser Erwerb, geschützt wird, 
in welcher W eise der Verkäufer zu 
seinem Entgelt kom m t, wie er sich 
dasselbe sichert, wie er die Zahlung 
beitreibt usw . usw.

Nach der allgemein üblichen, auch 
von Koehne im w esentlichen beibehal
tenen M ethode dagegen w erden alle 
diese Fragen so vorgetragen, wie es 
die althergebrachte, nach rein logischen 
Grundsätzen oder historischen Zufällig
keiten geordnete Gesetzesfolge mit sich 
bringt. Jede dieser zusam mengehörigen 
Materien gehört zu einem ändern Rechts
gebiete. Sie w erden deshalb von den 
übrigen durch eine Reihe von V orlesungs
stunden über ganz andere G egenstände 
getrennt, oder überhaupt in ändern 
K ollegien, die sie naturgem äß auch in 
einem ganz anderen Zusam m enhänge 
lassen, vorgetragen. Außerdem  geht 
dem allen eine komplizierte und schwie
rige A useinandersetzung über den Ver
trag als solchen, ein ganz abstraktes 
Kapitel voraus, dem an sich praktische 
Bedeutung nicht zukommt.

Drastisch ist in dieser Beziehung auch 
das Beispiel der verschiedenen Gesell

schafts- und Gemeinschaftsformen. 
W enn diese alle, sow ohl das M iteigen
tum  wie die Gesellschaft, die G enossen
schaft wie der Verein und die Aktien
gesellschaft zu einem Lehrstoffe zusam 
mengefaßt, statt daß sie wie gewöhnlich 
da untergebracht w erden , w ohin sie 
nach der rein logisch-juristischen A b
straktion aus ihren Konstruktionslinien 
gehören , ist es leichter, sow ohl ihre 
U nterschiede klar zu m achen, wie das 
allen G em einsam e hervorzuheben. Dann 
wird auch der Praktiker leichter ersehen 
können, welche Figur der ganzen Reihe 
auf den gegebenen Fall am besten paßt, 
als w enn jede in einem ändern W inkel 
des juristischen Begriffshimmels steht 
und die U ebersicht und das w echsel
seitige V ergleichen durch eine M enge 
dazwischen stehender anderer Figuren 
erschwert w ird. D ieses Vergleichen 
wird übrigens bei der herkömmlichen 
M ethode überhaupt nicht geübt. W e
nigstens liegt es nicht im System be
gründet. V ielm ehr w ird diese für den 
Praktiker wichtigste Arbeit ihm allein, 
und zw ar ohne A nw eisung überlassen.

Da für weitere Beispiele und nähere 
A usführungen hier kein Platz is t, sei 
nur noch auf die M aterie verwiesen, 
die Professor Koehne selbst anführt. 
Darnach w ürde w ie bisher ganz selb
ständig und an verschiedenen Stellen 
behandelt w erden: der Anstellungsver
trag  des Technikers, des H andlungs
gehilfen, des Arbeiters, des V orstandes 
einer Gesellschaft u sw ., und zw ar je 
nachdem , ob es sich um einen W erk
oder D ienstvertrag handelt, w iederum  
getrennt. Nach m einem Vorschlag wird 
das alles zusam m engefaßt unter einem 
Begriff des »Arbeitsvertrages«, dessen 
G rundsätze gegeben und dessen ver
schiedene tinzelheiten  je nach dem 
A rbeitsgegenstand, der A rbeitsart und 
den in Betracht kom m enden Personen 
im Zusam m enhang darzustellen sind. 
An der Beurteilung der Folgen dieser 
beiden verschiedenen M ethoden zeigt 
sich am besten die T endenz, die jede 
verfolgt. Koehne verwirft m eine M e
thode, weil dadurch z. B. der U nter
schied zwischen W erk- und D ienst
vertrag , der theoretisch eine so große 
Rolle sp ielt, verw ischt w erde. Ich 
komme zu m einem Vorschläge gerade 
deshalb, w eil auf diesem  W eg eine 
U nterscheidung in den H intergrund ge
drängt w ird , die praktisch überhaupt 
kaum gefaßt w erden kann und nur in
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den seltensten Fällen in die Erschei
nung tritt oder Bedeutung erlangt

Wenn ich in diesem Zusammenhang 
auch auf Lothmars »Arbeitsvertrag* hin
gewiesen habe, so geschah dies, um 
einen bedeutenden Lehrer als Eides
helfer für diese Art der Systematisie
rung anzuführen. Dagegen lag es mir 
fern, zu sagen, daß dieses Buch sich 
etwa für den praktischen Unterricht an 
technischen Hochschulen eigne.

Professor Koehne meint ferner, mein 
System würde bedeutend mehr Zeit 
beanspruchen als das übliche, und zwar 
deshalb, weil die sogenannten allge
meinen Lehren, die sonst am Anfang 
als ein abstraktes Kapitel für sich vor
getragen werden, verschiedentlich wie
derholt werden müßten. Mit diesem 
Einwand habe ich mich aber bereits im 
voraus in dem erwähnten größeren 
Aufsatz auseinandergesetzt.

Ebenso mit dem damit zusammen
hängenden der Begriffsverwirrung. Ich 
möchte hier nur kurz nochmals darauf 
hinwetsen, daß das Beibringen und 
Verstehenlernen von rein abstrakten 
Lehrsätzen jedenfalls viel zeitraubender 
und schwerer ist als das Lernen dieser 
Sätze am Beispiel selbst Ich würde 
um dieses Vorteiles wißen sogar ein 
kleines Zeitcpfer nicht scheuen ganz 
davon abgesehen, daß eine Wieder
holung wichtiger Hauptlehren nur er
wünscht sein kann.

Indes ist solches nicht einmal nötig. 
Denn einmal muß auch bei der 
bisherigen Methode bei den spezießen 
Lehren immer wieder auf die allgemei
nen zurückgegriffen werden, und zum 
ändern steht bei meinem Vorschläge ja 
die ganze sonst auf diese Kapitel von 
den allgemeinen Lehren verwendete und 
nun eingesparte Zeit zur Verfügung.

Des weiteren legt Koehne das Haupt
gewicht auf die strenge Scheidung von 
öffentßchem und privatem Recht Er 
meint, diese komme bei mir zu kurz. Ich 
gebe zu, daß ich diese Trennung ge
rade für den Techniker nicht für so 
bedeutsam halte. Denn auch in dieser 
Hinsicht — ich verweise z. B. auf das 
Enteignungs-, Versicherungs-, ja das 
ganze Prozeßrecht — vermischen sich 
im tätigen Leben, und zwar selbst in 
dem der Juristen, die Begriffe viel mehr, 
als man es nach der Theorie erwartete. 
Es erscheint mir daher viel wichtiger, 
den sachlichen Kem, also z. B. die 
Frage, wie versichere ich mich, in den

Mittelpunkt der Erörterung zu steflen 
und von hier aus die Antwort in die 
verschiedenen Rechtsgebiete hinein zu 
verfolgen. Dabei ist dann genügend 
Gelegenheit, auf den Unterschied zwi
schen öffentlichem und privatem Recht 
hinzuweisen. Denn auch hier ist es 
nicht so wichtig, zu untersuchen, was 
öffentliches und was privates Recht ist, 
als daß man im gegebenen Falle weiß, 
ob man sich an die Gerichts- oder die 
Verwaltungsbehörde zu wenden habe. 
Das ist viefleicht nur ein Unterschied 
in der Formulierung, aber es • ist be
deutsam für die Praxis.

Richtig ist, daß ich bei meinen Vor
schlägen in erster Linie von dem Zivil
recht ausgegangen bin. Auf diesem 
Gebiet ist aber auch die Reform 
am dringlichsten; denn das öffentliche 
Recht insbesondere das der Verwal
tung ist relativ neueren Ursprungs. 
Es folgt daher auch schon in seiner 
bisherigen Einteilung modernen Grund
sätzen. Zusammengehöriges ist in ein
zelnen Gesetzen zusammengefaßt, und 
deshalb wird bereits in viel höherem 
Maße als im Zivürecht Gemeinsames 
unter gemeinsamen Gesichtspunkten 
vcrgetragen.

Ferner habe ich in erster Linie bei 
meinem Artikel die Handelshochschule 
im Auge gehabt und ausdrücklich er- 
wrähnt, daß der Lehrplan für technische 
oder andere Spezialhochschulen ent
sprechende Aenderungen erleiden müsse. 
Denn wenn mich bei meinen Vorschlä
gen vor allem der Grundsatz leitete, 
daß andere Ziele andere Mittel heischen, 
so gilt dies nicht nur für das Prinzip, 
sondern natürlich auch für den Ausbau.

Im übrigen ist es bekannt, daß 
Professor Koehne auf dem Gebiet 
des juristisch-technischen Unterrichts
wesens Autorität ist Ich brauche hier 
deshalb kaum zu sagen, daß innerhalb 
des hergebrachten Systems seine Vor
lesung, so wie er sie in seiner Kritik kurz 
skizziert, jedenfaßs ganz vortrefflich und 
zweckentsprechend is t  Was ich aber 
angreife und zu ändern suche, ist eben 
das System.

Dr. Wimpfheimer-Mannheim.
Rechtsanwalt und Dozent

S c h lu ß w o r t
1. Wimpfheimers Aufsatz, der mir zur 

Besprechung von der Redaktion zuge
sandt war, ist betitelt Reform des 
Rechtsunterrichts an Fachhochschulen
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und nennt als solche ausdrücklich auch 
<lie t e c h n i s c h e n ;  sein neuer Aufsatz 
bezeichnet sich sogar als »Der Rechts
unterricht an den t e c h n i s c h e n  und 
Fachhochschulen«. D aher m uß auch 
•der Rechtslehrer an einer technischen 
H ochschule zu W im pfheimers Vor
schlägen — und zw ar genau nach 
ihrem  W ortlaut trotz der Bemerkung 
im vorletzten Absatz seiner Erwide
rung — Stellung nehm en. D er G e
danke der Einteilung des g e s a m te n  
Rechtsstoffes, den W im pfheim er in der 
D eutschen Jur.-Ztg., oder auch nur des 
Z iv i l r e c h t s ,  den er neuerdings in den 
Jahrb. f. Nationalökonomie vertritt, nach 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten bildet 
aber keinen geeigneten W eg  zum Ziele 
kurze Zeit erfordernder U ebertragung 
d e r  beruflich notw endigen Rechts
kenntnisse an den Studierenden der 
technischen Hochschule; dieser bringt 
a u s  den früher besuchten Lehranstalten 
so  w enig Kenntnis des wirtschaftlichen 
wie des Rechtslebens mit sich, und was 
« r  in ersterer Beziehung in der W erk
stättentätigkeit kennen lernt, ist auch 
nicht sehr ausgedehnt. Ich gebe gern 
zu, daß, sow eit in Handelshochschulen 
Personen unterrichtet w erden, die schon 
praktisch im kaufmännischen Leben 
tätig w aren, W im pfheimers M ethode 
m anches für sich hat. Namentlich 
w ird sie dann w eit nützlicher als die 
überhaupt nicht anzuratende m echa
nische U ebertragung der V erteilung des 
Lehrstoffes wirken, die in den juristi
schen Fakultäten üblich ist, w enn zu
nächst dasW esentlichste aus d e n  Lehren 
vorgetragen wird, die allen Rechts
geb ieten  gem einsam  sind. Auch muß 
innerhalb der Abschnitte, die w irtschaft
lich Zusam m engehöriges betrachten, 
öfters auf die ganz verschiedene recht
liche O rdnung wirtschaftlich zusam m en
gehöriger Tatbestände und auf deren 
rechtlichen Zusam m enhang mit bereits 
früher dargestellten verw iesen werden. 
Dies läßt W im pfheim er in der Erwide
rung, aber nicht in dem ursprünglichen 
A ufsatze als seine Absicht erkennen, 
ln  solcher Beschränkung läßt sich 
W im pfheim ers M ethode auch für den 
Rechtsunterricht an technischen H och
schulen mancherlei A nregung entneh
m en; indessen nicht für die Kollegien, 
sondern nur für Besprechungen, und 
zw ar für solche, deren Teilnehm er be
reits einige Kenntnis der in Betracht 
Tom m enden Rechtsvorschriften haben.

2. W ahrscheinlich w ird sich W im pf
heimer, der offenbar zum Hochschul- 
unterricht w eit besser als diejenigen 
geeignet ist, welche lediglich nach dem 
Vorbild ihrer eigenen Lehrer und im 
Anschluß an gebräuchliche Lehrbücher 
vortragen, noch zu anderen erheblichen 
Einschränkungen der von ihm vorge
schlagenen M elhode entschließen, so
bald er sich in Besprechungen und 
Prüfungen überzeugt hat, wie viele 
M ißverständnisse gerade beim Rechts
unterricht entstehen. D enn w ie aus 
dem Aufsatz in den Jahrb. f. National
ökonomie (S. 736) hervorgeht, handelt 
es sich vorläufig nur um  einen S t u 
d i e n p l a n ,  der praktisch noch gar- 
nicht erprobt w urde.

3. Daß W im pfheim er das Buch von 
Lotm ar als geeignet »für den U nter
richt an technischen Hochschulen«« be
zeichnet, habe ich gam icht gesagt, son
dern nur auf S. 629 Zeile 1 und 2 den 
Nutzen der »darin angew andten B e 
t r a c h tu n g s w e i s e «  für den A nfänger 
bestritten.

4. Auf W im pfheim ers Beispiele für 
seine M ethode kann ich in dieser Zeit
schrift schon aus Raumrücksichten nicht 
eingehen. Im Interesse solcher Leser, 
die in der R echtsordnung der Ar
beitsverträge w eniger bew andert sind, 
möchte ich aber doch hervorheben, 
daß W im pfheim ers B ehauptungen über 
die U nterscheidung zwischen W erk- 
und D ienstvertrag wohl nur durch den 
Eifer der Polem ik zu erklären sind. 
Der mit Recht herrschenden Auffassung 
der Rechtsgelehrten und der Gerichte 
entspricht es jedenfalls in keiner W eise, 
daß jener U nterschied »praktisch kaum 
gefaßt w erden kann und nur in den 
seltensten Fällen in die E rscheinung 
tritt oder Bedeutung erlangt«. N atür
lich w äre es indessen ganz unange
bracht, an dieser Stelle über derartige 
juristische Fragen zu diskutieren.

Berlin. C a r l  K o e h n e .
Ingenieurausbildung in Amerika.

F r e d e r ic k  W. T a y lo r  hat in einem 
vor der Society for the Prom otion of 
Engineering Education gehaltenen V or
trage die Frage untersucht, w oher die 
Abneigung der am erikanischen Industrie 
gegen studierte Ingenieure s tam m e1).

]) F r. W . T a y lo r :  Pourquoi les in
dustriels n’apprécient pas les diplômés 
des universités et écoles techniques. 
Revue de M étallurgie 1910 Nr. 8.
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Taylor hat in seiner großen industri
ellen Praxis mit hunderten von Hoch- 
schulingenieuren zu arbeiten gehabt 
lind erkennt die guten Seiten und den 
hohen W ert des technischen U nter
richtes durchaus an. Dennoch hatte 
e r  es sich früher zur Regel gemacht, 
grundsätzlich keine Ingenieure anzu
nehm en, die nicht mindestens schon 
zwei Jahre die Hochschule hinter sich 
hatten. Vor Ablauf dieser Frist seien 
sie für den praktischen Dienst einfach 
unbrauchbar. »Neun Anfänger von zehn 
sind mit ihrer Lage unzufrieden, be
klagen sich über ihre Vorgesetzten, 
finden, daß sie nicht ihren Kenntnissen 
entsprechend verw endet w erden; sie 
brauchen zwei oder drei Stellen, bevor 
sie dahin kommen, das Leben wie es 
ist zu verstehen, bevor sie fähig sind, 
sich nützlich zu machen.«

Taylor macht für diesen bedauer
lichen Zustand zweierlei verantwortlich. 
Die große Freiheit, die die jungen 
Leute auf den Hochschulen genießen, 
verw öhnt sie. Vorlesungen, Uebungen 
w erden versäumt, aufgetragene Arbeiten 
nicht ausgetührt, ohne daß ein Hahn 
danach kräht. D erselbe junge Mann, 
d er aber nicht pünktlich zum Dienst 
in der Fabrik erscheint, wird scharf 
zurechtgewiesen und im W iederholungs
fall entlassen. W ährend auf den Schu
len ferner viel mit W enn und Aber ge
arbeitet wird, fragt man in der Industrie 
nur nach den E r g e b n is s e n .  »Schaffen 
und nochmals Schaffen heißt es da; 
m an verkauft nicht schöne Worte.«

In dieser verschiedenen Art der Be
handlung auf den Schulen und in den 
Fabriken sieht Taylor den H auptgrund 
für die Unzufriedenheit der Anfänger, 
für die ihnen mangelnde Fähigkeit, sich 
nützlich zu machen, und für die Ab
neigung der Industrie, sie einzustellen. 
Um diesem Uebelstand abzuhelfen, 
schlägt er vor, daß jeder Student nach 
Ablauf des ersten Studienjahres ein 
Jahr in einer Fabrik als Arbeiter unter 
Arbeitern, der gleichen Disziplin unter
w orfen, verbringt, mit dem ausgesproche
nen Endzwecke,daß hierdurch den jungen 
Leuten ein Bild von den Pflichten, die 
sie ihr ganzes weiteres Leben zu er
füllen haben werden, gegeben und sie 
so  zur besseren Ausnutzung ihrer drei 
w eiteren Studienjahre veranlaßt werden. 
»Der Aufenthalt in der Fabrik, unter 
strenger Zucht, bildet zudem den C ha
rakter und füllt somit eine ausge

sprochene Lücke der Unterrichtsan
stalten aus. Die jungen Leute lernen 
die unvermeidliche Eintönigkeit der 
Tagesarbeit kennen und erwerben sich 
nach und nach die Charaktereigen
schaften, die nötig sind, ohne Ver
ärgerung unangenehm e und ermüdende 
Dinge zu verrichten; darin liegt der 
Haupterziehungsw ert des Aufenthaltes 
in der Fabrik.« Eine andere sehr 
wichtige Erkenntnis werden sie hieraus 
m itnehm en: die, daß der gewöhnliche 
Arbeiter ihnen intellektuell durchaus 
nicht nachsteht, wenn er auch die 
Grammatik nicht beherrscht. Die ge
naue Kenntnis des Arbeiters, seiner 
Art, sich Gedanken zu machen, ihnen 
Ausdruck zu geben, seiner Vorurteile 
ist heut ein Haupterfordernis für jeden, 
der irgendwie als V orgesetzter mit Ar
beitern zu tun hat. Man kann diese 
höchst wichtige Kunst auch nur lernen, 
wenn man Schulter an Schulter mit 
ihnen arbeitet, ganz unter ihnen auf
geht, so daß sie ohne jeden Rückhalt 
ihre Gedanken mitteilen. »Meiner An
sicht nach ist man unfähig, Arbeiter 
gut zu leiten, wenn man nicht versteht, 
mit den ersten zehn W orten ihr Ver
trauen zu gewinnen.« Taylor weist auf 
die Schwierigkeiten hin, die England 
in der Behandlung der Arbeiter hat, 
die seine Industrie durch die plan
mäßige Beschränkung in der Produktion 
(C a’canny - System) herunterbringen. 
Das gleiche Unheil droht Amerika. 
»Um es wirksam zu bekämpfen, muß 
man aus unmittelbarer Nähe gesehen 
haben, wie die Arbeiter langsam ar
beiten, um so wenig wie nur möglich 
zu schaffen, muß wissen, wie sie es 
anfangen, aus einer Maschine möglichst 
w enig herauszuholen, muß mit ihnen 
die Gründe und die Vorteile durch
gesprochen haben, die sie geltend 
machen, um diese Handlungsweise zu 
rechtfertigen.«

Einen weiteren sehr wichtigen Grund 
für die mangelnde Verwendbarkeit stu
dierter junger Ingenieure in der Praxis 
sieht Taylor in der ausschließlich in
dividualistisch gerichteten Erziehungs
weise der Schulen. Heute, wo bei der 
Leitung industrieller Unternehmungen 
alles von dem richtigen Zusam m en
arbeiten abhängt, wo Syndikate und 
Gruppierungen aller Art eine große 
Rolle spielen, ist das ein großer Fehler. 
Der junge Ingenieur versteht nicht, 
sich einzufügen, ein Teilchen im Räder-
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werke der ganzen großen M aschine zu 
werden. Er scheut sich, seine »wunder
baren wissenschaftlichen Kenntnisse« 
an Arbeiten zu verschwenden, die kaum 
eines 14jährigen Jungen w ürdig sind, 
ist gekränkt darüber, sich anderen w e
niger kenntnisreichen Anfängern gleich
gestellt zu sehen, und w eigert sich, 
W erkführern zu gehorchen, die ihrer 
Ansicht nach intellektuell w eit unter 
ihm stehen. Um all dem zu entgehen, 
ziehen viele von ihnen das Zeichen
bureau dem Betriebe vor. Sie können 
dort sofort ihre Kenntnisse verwerten, 
haben kürzere Arbeitzeit und angeneh
mere Gesellschaft. Das genügt ihnen 
zunächst, später jedoch haben sie den 
Mangel praktischer Ausbildung bitter 
zu bereuen.

Aus all den angeführten G ründen 
hält Taylor die Ableistung des prak
tischen Jahres nach dem ersten Studien
jahre für durchaus geboten. D er Stu
dierende ist in diesem  Alter noch jung 
genug, um sich den V erhältnissen der 
Fabrik gut anzupassen, und wird, so 
vorgebildet, beim V erlassen der H och
schule sofort in den Betrieben gute 
Dienste leisten können.

Verbreitung und Verwendung der 
Hülfsprache Esperanto.

Esperanto macht in allen Ländern 
und Berufskreisen sehr erfreuliche Fort
schritte, dank der kräftigen W erbearbeit 
der Esperantisten und dem lobenswerten 
In teresse, das Regierungen und Be
hörden der Bewegung entgegenbringen.

Es bestehen auf der Erde rd. 2000 
Vereine mit vielen H underttausenden 
von M itgliedern, die in den meisten 
Kulturstaaten zu großen nationalen 
G esellschaften zusam m engeschlossen 
sind. Die O rtsgruppen veranstalten 
Unterrichtskurse gegen sehr m äßiges 
Entgelt. Die einzelnen Länder halten 
ihre jährlichen nationalen K ongresse 
ab, bei denen viel für den Ausbau der 
Organisation und die P ropaganda ge
arbeitet wird. Der sechste internatio
nale Kongreß fand im August d. J. in 
W ashington statt. Infolge der beson
deren Einladung der Regierung der 
Vereinigten Staaten w aren bei diesem 
Kongreß 16 V ertreter von Regierungen 
anw esend.

Esperanto ist als Pflicht- oder W ahl
fach schon an einer großen Zahl von 
höheren, mittleren und H andelsschulen 
des In- und Auslandes eingeführt und 
gilt an einigen Universitäten Frank-

reichs und Englands als gleichw ertig 
mit nationalen Sprachen.

In Deutschland w erden über E spe
ranto V orlesungen gehalten an den 
Technischen Hochschulen von D resden 
und D arm stadt, ferner in Cöthen, an 
der Freien H ochschule in Berlin, an 
der H andelshochschule in Leipzig.

Es erscheinen gegen hundert Zeit
schriften in dieser Sprache, darunter 
m ehrere rein w issenschaftlichen C ha
rakters, wie die Internacia Scienca 
Revuo, O rgan der Internacia Scienca 
Asocio, der an tausend G elehrte aller 
Länder angehören. Die Zeitschrift 
bringt auch häufig interessante Auf
sätze aus dem G ebiete der Technik.

Die Literatur ist ‘schon sehr reich
haltig und um faßt m ehr als zw eitausend 
Bände mit W erken (teils Originale, 
teils U ebersetzungen) hervorragender 
Schriftsteller aller Kulturvölker.

G roß ist die Zahl von internationalen 
Berufsvereinigungen, die Esperanto als 
Verkehrssprache der M itglieder unter 
sich und zur Behandlung allgemein 
interessierender Fragen benutzen. Es 
sind zu erw ähnen Aerzte, Juristen, 
Seeleute, Bankbeamten, Zahnärzte, Va
rietekünstler, Post- und Eisenbahn
beam te, M itglieder des Roten Kreuzes, 
Arbeiter u. a. m. In Bildung begriffen * 
ist ein internationaler Bund der Kauf
leute und Industriellen. H underte von 
hervorragenden Firmen des In- und 
A uslandes, darunter Seidel & N aum ann 
in D resden, Ica Akt.-Ges. in D resden, 
Bahlsens Cakesfabrik, die Continental 
C aoutschouc Co. und G ünther W agner 
in Hannover, Zigaretten- und Z igarren
fabriken, W ein- und Schaumweinfirmen 
usw. geben Preislisten und Kataloge 
in Esperanto heraus und benutzen im 
Briefverkehr diese Sprache.

W enn sich den bereits recht zahl
reichen Ingenieuren und Technikern, 
die den großen W ert des Esperanto 
für die Technik erkannt haben, recht 
viele Berufsgenossen anschließen w ür
den , könnte bald ein internationaler 
Bund esperantistischer Techniker gebil
det werden. Zunächst w äre w ünschens
w ert, daß sich die jetzt schon in die
sem Berufe vorhandenen Esperantisten 
der »Universala Esperanto-Asocio« (Sitz 
in Genf) anschließen, durch welche die 
besondere O rganisation leicht ins Leben 
gerufen w erden kann.

Diese Vereinigung hat den Zweck, 
Esperanto den verschiedensten Berufs
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kreisen mit internationalen Beziehungen 
praktisch dienstbar zu machen. Sie hat 
über 7000 Mitglieder in allen Teilen 
der W elt und an annähernd 900 Plätzen 
Delegierte, die verpflichtet sind, den 
Mitgliedern über alle Fragen des öffent
lichen Lebens, besonders über Handel, 
Verkehr und Reisen, Auskunft zu ge

ben und Reisende mit Rat und Tat zu 
unterstützen.

Diese Gesellschaft ist vorzüglich or
ganisiert und leistet der Bewegung 
wertvolle Dienste durch ihre vielseitige 
Kulturarbeit.

W. A. V o g le r ,  Hamburg.

HANDEL UND VERKEHR.
Zu Land nach Indien durch Persien, 

Se'fstan, Belutschistan. Von S v en  H e- 
d i n. 2 Bände mit 300 Abb. nach pho
tographischen Aufnahmen, Aquarellen 
und Zeichnungen des Verfassers und 
m it 2 Karten. Leipzig 1910, S. A. Brock- 
haus. M 20,—.

Das vorliegende W erk des berühmten 
Forschungsreisenden schildert den er
sten  in das Jahr 1905/96 fallenden Teil 
seiner fünften großen Reise nach Zen
tralasien , an den sich dann die Reise 
durch Ostindien nach T ibet mit der Ent
deckung des Transhimalaya-Gebirges 
angeschlossen hat. Ueber diesen zwei
ten Teil seiner Reise hat Hedin bereits 
im  vorigen Jahr in dem W erke »Trans- 
himalaya« berichtet, das somit die Fort
setzung  des jetzt erschienenen bildet. 
Dieses letztere führt uns, beginnend 
in Trapezunt am Schwarzen Meer, über 
Erzerum  und Eriwan am Fuße des 
A rarat nach Täbris und Teheran und 
w eiter in südöstlicher Richtung an der 
Salzwüste Kewir vorbei, die in einem 
A bstecher hin und zurück durchmessen

w ird, quer durch Persien und Belut
schistan bis nach Nuschki an der indi
schen G renze, wo der Reisende die 
Bahn besteigt, um in die Indus-Ebene 
hinabzufahren.

Der bedeutende Forscher, der die wis
senschaftlichen Arbeiten, welche seine 
Entdeckungsreisen in so hohem Maße 
fruchtbringend gemacht h aben , mit 
mustergültiger Gewissenhaftigkeit und 
Genauigkeit durchgeführt hat, ist zugleich 
auch der liebenswürdigste Schilderer der 
Tageserlebnisse seiner Fahrten, und so 
wird wie seine früheren Bücher auch 
dieses w ieder einem weiten Leserkreise 
hohen G enuß gewähren. W enn wir zu
dem daran erinnern, daß die beschriebene 
Reise zu einem großen Teil durch ein 
Land führt, das gerade heute in H in
sicht auf seine wirtschaftliche Erschlie
ßung im Mittelpunkt des Interesses der 
Kulturmächte steht, so glauben wir 
sicher zu sein, daß diese W eihnachts
gabe, die vom Verlage in vornehm ster 
W eise ausgestattet ist, auch bei unsern 
Lesern rege Teilnahme finden wird.

GELD-. BANK- UND BORSENWESEN.
Die Technik des Bankbetriebes. Ein

Hand- und Lehrbuch des praktischen 
B ank-und Börsenwesens. Von B ru n o  
B u c h w a ld .  Sechste, vermehrte und 
verbesserte Auflage. Berlin 1910, Julius 
Springer. M 6,—.

Die Organisation des Banken-Groß- 
betriebes und seine Technik bilden ge
w isserm aßen den Rahmen des Buches. 
Der Stoff ist nicht nach der üblichen 
theoretischen Einteilung der Bank
geschäfte gegliedert, sondern danach, 
m it welchen Einrichtungen sie praktisch 
betrieben werden. Die Darstellung ist 
leicht verständlich und flüssig. Beim 
Leser sollen nach Absicht des Verfassers 
möglichst w enig Vorkenntnisse voraus
gesetzt werden, woran letzterer auch im 
einzelnen fes’gehalten hat. Aus der Er
w ägung, daß das Buch für die Praxis ge

schrieben ist, sind theoretische Er
örterungen nach Möglichkeit einge
schränkt worden. Wertvoll sind die 
Ausführungen über die Bilanz, von 
denen besonders der Abschnitt »Wie 
liest man eine Bankbilanz?« ein
gehend behandelt worden ist. Man 
wird mit dem Verfasser der Meinung 
sein, daß bei der Vielseitigkeit des 
Bankgeschäftes eine bis in alle Einzel
heiten reichende Schilderung auch den 
Raum eines W erkes, das heute schon 
auf 450 Seiten angewachsen ist, über
steigen würde. Die Durcharbeitung des 
Buchwaldschen Buches verbürgt jedoch 
reiche Kenntnisse praktischer Natur, 
die bei dem Studium theoretischer 
Werke nur von Nutzen sein können.

Geld-, Bank- und Börsenwesen. Von 
Dr. G e o r g  O b s t. Sechste, umgear-
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beitete und verm ehrte Auflage. Leip- leicht verständlicher'Form  vorgetragen-
zig 1910, Carl Ernst Poeschel. 4,80 M. Der zweite Teil um faßt das B ankw esen,

U nter den kaufmännischen Unter- zu dessen D arstellung der V erfasser
richtswerken nehm en die Bücher des um som ehr geeignet ist, als er selbst
in Kreisen der Praktiker und Theore- praktisch bei großen Banken tätig war.
tiker w ohlbekannten Verfassers eine In einem dritten Teile w ird eine U eber-
hervorragende Stellung ein. Von dem sicht über die O rganisation der Börse,
W erk »Geld-, Bank- und Börsenwesen« der an ihr gehandelten Papiere und des
liegt heute die sechste, bis auf die letzte Börsengeschäftes gegeben. Auch die
Z eit ergänzte Auflage vor; sie berück- Tätigkeit des V erfassers als D ozent an
sichtigt sowohl die Ergebnisse der der Berliner H andelshochschule und des
neuesten Statistik wie die neuen Ge- Bankbeamtenvereines kom m t der Dar
setze und Verordnungen. Im ersten Teile Stellung, die sich vor allem durch
w erden das Geld und seine Surrogate, außerordentliche Klarheit auszeichnet
Scheck, Papiergeld und W echsel, behan- und vortrefflich W ichtiges von Unwich-
delt; das ausländische Geldw esen und tigern zu unterscheiden w eiß, zugute-
die W ährungsfrage w erden dem Leser in —1

FABRIKORGANISATION UND -VERWALTUNGo
Fortbildungskurse für M onteure und 

W ärter elektrischer Anlagen regt der 
Verband D eutscher Elektrotechniker an. 
Er hat eine Anzahl Leitsätze aufgestellt, 
die Aufgaben und Ziele dieser Fort
bildungskurse näher umschreiben.

Die Leitsätze besagen:
Ziel der Fortbildungskurse ist es, den 

mit der Einrichtung und W artung elek
trischer Starkstromanlagen betrauten 
M onteuren, M aschinisten und W ärtern 
ein besseres V erständnis für diejenigen 
M aßnahm en zu geben, welche zur 
Sicherheit der mit solchen Anlagen in 
Berührung kommenden Personen und 
für eine ordnungsgem äße Betriebs
führung erforderlich sind. W eiterhin 
ist anzustreben, dem natürlichen Inter
esse für die in Betracht kommenden 
V orgänge durch Aufklärung darüber 
Rechnung zu tragen und hierdurch die 
Berufsfreudigkeit zu erhöhen.

Zur Teilnahme an den Fortbildungs
kursen sollen nur M onteure und W ärter 
zugelassen w erden, welche bereits 
praktisch in dieser Eigenschaft längere 
Zeit hindurch tätig waren.

Es sollen nur solche G egenstände in 
den Kursen behandelt w erden, welche 
die Ausführung der praktischen Arbeiten 
fördern. Theoretische A useinander
setzungen sind grundsätzlich zu be
schränken.

Das Program m  der Kurse soll vor 
allen Dingen auf den Stoff der Errich- 
tungs- und Betriebsvorschriften sowie 
der Anleitung zur ersten Hülfeleistung 
bei Unfällen im elektrischen Betrieb 
und der empfehlenswerten M aßnahm en 
bei Bränden Rücksicht nehmen. W ei

teres richtet sich nach örtlichen V er
hältnissen.

Es ist anzustreben, daß die V ortra
genden in der Praxis stehen oder in 
enger Berührung mit ihr sind.

Bei allen Kursen sollen möglichst 
akademische V orträge verm ieden 
werden. D er Stoff soll vielmehr in 
Besprechungen, V orführungen und Ue- 
bungen (gegebenenfalls bei A usflügen) 
behandelt werden.

Es empfiehlt sich, den Einfluß d e r  
V orträge dadurch nachhaltiger zu ge
stalten, daß man den H örern kurze 
Auszüge aus ihnen gibt. A ußerdem  
hat es sich als vorteilhaft heraus
gestellt, den H örem  geeignete B ücher 
nachzuweisen und, w enn möglich, zu er
m äßigten Preisen oder kostenlos zu r 
V erfügung zu stellen.

Es sollen grundsätzlich keine Zeug
nisse, sondern lediglich Teilnahm e
bescheinigungen ausgestellt werden, aus- 
denen hervorgeht, welche G ebiete m 
dem Kursus behandelt w orden sind.

Die Fortbildungskurse m üssen so 
eingeteilt werden, daß die H örer ih re  
Erwerbtätigkeit nicht zu unterbrechen 
brauchen.

Seitens der A rbeitgeber ist eine För
derung der Kurse erwünscht.

Die zum V erbände gehörigen elektro
technischen Vereine sollen dafür be
sorgt sein, daß in ihrem Bezirke Kurse 
abgehalten werden, die den vom Ver
bände D eutscher Elektrotechniker auf
gestellten Leitsätzen entsprechen.

Die Kurse sollen m öglichst als stän
dige Einrichtungen ausgebildet w erden-



SOZIALES 763

ORGANISATIONEN DER ARBEITGEBER UND -NEHMER.
Der Bund der technisch-industriellen 

Beamten hat auf seinen diesjährigen 
Versammlungen, dem 4. Bundestag im 
März und dem 5. Bundestag im Oktober, 
eine Reihe von Entschließungen ange
nommen, in denen die Richtlinien für 
seine w eitere sozialpolitische Tätigkeit 
zu erblicken sind. Das Programm wird 
durch folgende Forderungen gekenn
zeichnet:

1. bedingungslose Sicherstellung des 
Koalitionsrechtes,

2. Ausbau und Vereinheitlichung des
Angestelltenrechtes und des 
Rechtsweges,

3. wirksame gesetzliche Interessen
vertretung.

Im einzelnen tritt der Bund ein für: 
Beseitigung der Konkurrenzklausel, 
Bestrafung der heimlichen Kon

kurrenzklauseln und der Ab
nahme des Ehrenw ortes im 
Dienstvertrag,

Aenderung des Zeugnisrechtes, 
Ausdehnung der Zuständigkeit der 

Qewerbegerichte,
G ew ährung einer Mindestruhezeit, 
Regelung der Sonntagsarbeit, 
Fortzahlung des Gehaltes w äh

rend militärischer Uebungen, 
Vertretung der technischen Ange

stellten in Arbeitskammern.
Die Pensionsversicherung für Privat

beam te will der Bund innerhalb der 
Reichsversicherungsordnungdurch einen 
systematischen Ausbau der Invaliden
versicherung verwirklicht wissen.

Auf beiden Bundestagen wurde be
sonders eingehend die Frage des Min

destgehaltes für technische Privatange
stellte behandelt. Der Bund fordert als 
monatliches M indestgehalt 150 M , zu 
dem noch Ortszuschläge kommen sollen. 
Zur Durchführung dieser Forderung hat 
der Bund den Ausbau der Stellenlosen- 
Unterstiitzung und der Auskunftei und 
die Schaffung einer besonderen Solida
ritätsunterstützung in Angriff genom 
men. Als Endziel der ganzen Bewe
gung wird der Abschluß von Tarifver
trägen hingestellt.

U nter den vom Bund herausgegebe
nen Schriften hat das J a h r b u c h  f ü r  
d ie  s o z i a le  B e w e g u n g  d e r  I n 
d u s t r i e  b e a m te n  auch in wissenschaft
lichen Kreisen Anerkennung gefunden; 
besonders die Abschnitte: »Dokumente 
zur Sozialpolitik« und »Parlamentsbei
lage«, welche Gesetzesvorlagen und Ver
handlungen des Reichstages und der 
Einzellandtage, soweit sie für die An
gestellten von Interesse sind, im W ort
laut enthalten, sind als brauchbares Ur
kundenmaterial sehr willkommen.

Die Bestrebungen einer Verschmel
zung des D e u ts c h e n  T e c h n ik e r y e r -  
b a n d e s  und des B u n d e s  d e r  t e c h 
n i s c h - i n d u s t r i e l l e n  B e a m te n  zu 
einem einheitlichen gewerkschaftlichen 
Verband haben bislang noch nicht zum 
Ziele geführt. Die Hindernisse liegen 
wesentlich in der Zusamm ensetzung des 
Deutschen Technikerverbandes, der, aus 
Arbeitgebern, öffentlichen und privaten 
Beamten bestehend, nicht die Gleich
schichtigkeit aufweist, die für eine solche 
Organisation erforderlich ist.

SOZIALES.
Zur Geschichte des Versicherungs

wesens. Auf dem 1. Deutschen Ver
sicherungsbeam tentage, der vom 15. bis 
17. August in Frankfurt a. M. veran
staltet wurde, hielt Dr. Wilhelm Schäfer 
vom Lehrinstitutfür Feuerversicherungs
technik in H annover einen Vortrag über 
die wirtschaftlichen und sozialen Grund
lagen und V oraussetzungen des Ver
sicherungsw esens, aus dem folgende 
Ausführungen über die geschichtliche 
Entwicklung des Versicherungsw esens 
von Interesse sein dürften. Der Red
ner führte nach der Köln. Ztg. aus: Das 
Bedürfnis zum Zusamm enschluß in be
sonderen Verbänden zu ökonomischen

Zwecken ist uralt bei der Menschheit;: 
solche Verbände zu einer Art Versiche
rung zu benutzen, ist schon bei den 
norddeutschen Gilden im Mittelalter 
zum Ausdruck gekommen, während 
der Anfang der gewerbsm äßigen Ver
sicherung im Ausgange des 13. Jahr
hunderts bei der Seeversicherung (Ver
sicherung der Schiffsladung) zu fin
den ist, die in den Küstenländern des 
Mittelländischen Meeres gewissermaßen 
als Fortsetzung des Seedarlehens der 
Römer, des foenus nauticum, aufge
kommen ist. Ueber Spanien gelangte 
diese Wurzel der spekulativen Ver
sicherung nach den Niederlanden, und.
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niederländische Emigranten brachten 
d iesen Geschäftzweig nach H am burg, 
w o 1588 die erste Seeversicherung als 
e in  nach kaufmännischen G rundsätzen 
betriebenes Handelsgeschäft eröffnet 
w urde. Ebendort w urde 1591 eine be
rufsgenossenschaftliche Feuerversiche
ru ng  für das Braugewerbe begründet, 
d e r sich bald andere gewerbliche Feuer
kassen auf Gegenseitigkeit anschlossen. 
Ihre geringe Leistungsfähigkeit veran- 
laßte bald danach die H am burger 
Bürgerschaft, dem Vorschläge des 
Senates entsprechend eine G eneralfeuer
kasse zu errichten, die vorbildlich für 
das gesam te Feuerversicherungswesen 
w erden sollte. H andelte es sich bei 
d iesen Mobiliar - Feuerversicherungen, 
die Ende des 18. und Anfang des 19. 
Jahrhunderts m ehr und m ehr von pri
vaten Erwerbsgesellschaften betrieben 
w urden, um etw as, das aus den eigenen 
W ünschen der Bevölkerung hervorging, 
so  w ar es bei der Im mobüiarversicherung 
anders. D ieser stand die Bevölkerung 
m it M ißtrauen und W iderstand gegen
über, als der G roße Kurfürst den Plan 
■faßte, die Städte dafür zu gewinnen. 
E rst Friedrich W ilhelm I. m achte diese 
A nregung zur Wirklichkeit durch Ein
führung einer allgemeinen Im mobiliar
versicherung für Preußen. D er abso
lute Staat hat diese soziale N otw endig
keit erkannt und sie der Bevölkerung 
w ider ihren W illen aufgedrängt. Mitte 
<les 17. Jahrhunderts kamen in Italien 
und Ende des Jahrhunderts in D eutsch
land die Lebensversicherungen als Fort
setzung der Schiffspassagierversiche
rung früherer Zeit auf, einer Versiche
rungsart, die zu W etten dritter Personen 
auf das Leben irgend eines Reisenden 
ausgeartet und von den Staaten durch 
strenge Verbote bekämpft worden war. 
Ende des 18. Jahrhunderts begann der 
eigentliche rationelle Betrieb, namentlich 
der englischen Gesellschaften, durch 
die N utzbarm achung der Sterblichkeits
forschung, und heute ist dieser Zw eig 
des V ersicherungsw esens der bedeu- 
fendste, in dem auch am m eisten Ka
pitalien angelegt sind, und der durch

das Aufkommen der Volksversicherung 
eine soziale Bedeutung erlangt hat. An 
die Stelle der U ngewißheit über das 
Schicksal der Familie trittdas Bewußtsein 
der Sicherheit und der Loslösung der 
Sorge um die spätere Zukunft; das ist 
die ideale ethische Seite dieser Ver
sicherung.

Soziale Tätigkeit der Stadtgemeinden. 
In V erbindung m it Justizrat K arl T r im -  
b o r n  von Dr. O t to  T h is s e n .  4. Auf
lage. M.-Gladbach 1910, Volksvereins
verlag G. m. b. H. M 2,—.

Das Handbuch g ib t einen Ueberbickl 
über die Aufgaben und Leistungen der 
Stadtverw altungen auf dem G ebiete der 
Sozialpolitik im engeren Sinne, d. h. 
m it Ausschluß des Finanz- und Steuer
w esens der eigenen Betriebe und der 
Armen- und W aisenfürsorge. N eben 
der Verpflichtung, die Anstellungs-, 
Arbeits- und Besoldungsverhältnisse der 
Gem eindearbeiter und -beam ten vor
bildlich zu regeln, führt die Forderung 
der Fürsorge für die sozial bedrängten 
Volksklassen den G em eindeverw altun
gen in steigendem  M aße neue Auf
gaben zu. Die Förderung der gew erb
lichen Interessen durch Regelung des 
Arbeitsm arktes und durch eine ver
ständige M ittelstandsfürsorge (Rege
lung des Verdingungs- und Sparkassen
w esens), die öffentliche G esundheits
pflege im w eitesten Sinn, auch nach 
der geistigen und sittlichen Seite hin, 
sind Forderungen, die von dem  Begriff 
einer neuzeitlichen S tadtverw altung nicht 
m ehr zu trennen sind. Die V erfasser 
haben versucht, in zusam m enfassender 
D arstellung zu zeigen, w as auf diesem 
G ebiete bisher geleistet ist und noch 
geleistet w erden kann. D as Buch ist 
w ohl geeignet, das Interesse der G e
m eindeangehörigen an der Entwicklung 
der kom m unalen A ngelegenheiten w e
sentlich zu erhöhen. Es gibt gerade 
dem Ingenieur m anche w ertvolle Auf
klärung und vor allem den H inw eis, 
daß in der Stadtverw altung und den 
S tadtparlam enten für ihn noch ein 
reiches Feld beruflicher und gem ein
nütziger Tätigkeit liegt. H e.

WIRTSCHAFT, RECHT UND TECHNIK.
Sondergerichtshöfe 

für gewerblichen Rechtsschutz.
Der W unsch nach Sondergerichts- 

fiöfen für gewerblichen Rechtsschutz, 
a n  denen neben Juristen auch Tech

niker als Richter tätig  sein sollen, tauchte 
in Deutschland bei der V orberatung 
des Patentgesetzes auf. Seit Beginn 
dieses Jahrhunderts in lebhafterem Fluß, 
w ird die B ew egung hauptsächlich vom
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D e u ts c h e n  V e re in  fü r  d e n  S c h u tz  
d e s  g e w e r b l i c h e n  E ig e n tu m s  ge
tragen.

Am 17. Juni 1908 faßte der Kongreß 
für den gewerblichen Rechtsschutz in 
Leipzig mit einer starken Mehrheit von 
Technikern und Juristen den Beschluß: 

Es ist erforderlich, daß für Sachen 
des gewerblichen Rechtsschutzes aus 
Rechtsgelehrten und technischen Rich
tern zusam mengesetzte Gerichte ein
gerichtet werden.

Gleichzeitig kamen zur Annahme ein 
Antrag H a g e n :

Die Anordnung einzelner deutscher 
Justizverwaltungen, wonach die Strei
tigkeiten aus dem G ebiete des ge- 

. werblichen Rechtsschutzes bestim m 
ten Zivilkammern von Landgerichten 
ausschließlich zugewiesen werden, ist 
zu begrüßen. Zur weiteren Verfol
gung des damit angestrebten Zweckes 
ist es erwünscht, daß im W ege der 
G esetzgebung das ganze Reichsgebiet 
in größere Bezirke eingeteilt wird, 
für welche je ein bestim m tes Land
gericht und Oberlandesgericht für 
die Entscheidung der erwähnten Strei
tigkeiten als ausschließlich zuständig 
erklärt wird, 

und ein A ntrag S e l ig s o h n :
Der Kongreß hält die in einzelnen 

B undesstaaten erfolgte Konzentrie
rung der Patentstreitigkeiten bei ein
zelnen bestim m ten Kammern und Se
naten der Gerichte für zweckmäßig 
und wünscht als vorläufige Abhilfe 
eine weitere Durchführung dieser 
Konzentration mit folgenden M aß
gaben :

1. Bei Besetzung der Patentkam- 
mem  und Patentsenate ist auf die 
Ausbildung und N eigung der be
treffenden Richter Rücksicht zu neh
m en;

2. außer den Parteien m üssen auch 
deren technische Angestellte und die 
Patentanwälte in der mündlichen Ver
handlung zum W ort verstattet werden. 
Der D e u ts c h e  J u r i s t e n t a g  hat

sich mit der Frage in diesem Jahre zum 
ersten Mal beschäftigt. Auf der Tages
ordnung seiner Versammlung vom 12. 
bis 14. Septem ber in Danzig stand die 
Frage: E m p fe h le n  s ic h  S o n d e r g e 
r i c h t s h ö f e  in  S t r e i t i g k e i t e n  a u s  
d em  G e b ie te  d e s  g e w e r b l i c h e n  
R e c h t s s c h u tz e s ?  Die Verhandlungen 
waren durch die Gutachten von C ah n , 
R a th e n a u  und S ta h l  vorbereitet.

Am eingehendsten wird der G egen
stand in dem Gutachten R a th e n a u s  
behandelt. Nach einer geschichtlichen 
Betrachtung nimmt es zunächst Stellung 
zu den beiden Hauptgründen der An
hänger von Sondergerichten:

1. Eine zufriedenstellende Urteils
findung in Rechtsstreitigkeiten, deren 
Entscheidung wesentlich von der Klä
rung technischer Fragen abhängt,, 
verlange technisches W issen und 
Denken, eine Voraussetzung, die bei 
den juristisch vorgebildeten Richtern 
nicht ohne weiteres gegeben ist;

2. bei der zeitlichen Beschränkung 
des Patent- und G ebrauchsm uster
schutzes sei eine schnelle Erledigung 
der Prozesse geboten.
Rathenau erkennt die Berechtigung 

des M ißtrauens gegen die Befähigung ju
ristisch vorgebildeter Richter, in Sachen 
des gewerblichen Rechtsschutzes zu ur
teilen, nicht an. Es sei nicht Sache 
des Richters, technische Probleme zu 
lösen, er solle vielmehr gegebenenfalls 
mit Hülfe der ihm vom Sachverständi
gen beigebrachten Sachkunde die Gren
zen des streitigen Rechtes feststellen. 
Dagegen mangele dem Techniker die 
Erfahrung und Kenntnis des Rechtes, 
die für einen Richter unbedingt erfor
derlich sei. Gegen die Klagen über 
die Verschleppung technischer Prozesse 
führt Rathenau die Statistik ins Feld, 
aus der sich ergebe, daß Rechtsstreite 
auf dem Gebiete des gewerblichen 
Rechtsschutzes schneller erledigt w ür
den als der Reichsdurchschnitt (in erster 
Instanz freilich nur). Da Rathenau 
technische Richter von vornherein für 
die Streitigkeiten des W arenbezeich
nungsrechtes, des Kunstschutzrechtes, 
des Namens- und Firmenrechtes für 
nicht geeignet hält und nur die Prozesse 
die Patente oder Gebrauchsm uster zy 
Gegenstand haben, ins Auge fk, 

kommt er schon an Hand der Stnten 
nach der die Zahl dieser Strei^richt- 
nicht m ehr als Va vH aller I?fage, zu 
liehen Prozesse im Reichewendigkeit 
einer Verneinung der ¡'e von Ver- 
von Sondergerichten. nje angeführten 
fechtern der Sondergg^achenj die G e- 
Kammern für Han,jannsgerichte, die 
werbe- und Kan‘ des Patentamtes, 
Nichtigkeitsabte ., J  österreichischen 
die G e rich tsb rf  lthednes p atentam tes e r 
kennt “  “ "Vorbilder nicht an.
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Die w esentlichsten Nachteile der Son
dergerichte erblickt Rathenau in der 
Gefahr einer Zersplitterung der Rechts
pflege und einer Loslösung des gew erb
lichen U rheberrechtes aus dem organi
schen Zusam m enhänge mit dem ganzen 
Recht, ferner in der aus der Einschrän
kung des Tätigkeitsgebietes folgenden 
W eltentfrem dung der Richter. Die 
D urchführung der Sondergerichte hält 
e r  ohne grundstürzende Aenderungen 
des geltenden Rechtes nicht für m ög
lich.

Z ur Besserung der jetzigen Verhält
nisse innerhalb der bestehenden G e
richtsorganisation schlägt Rathenau vor: 
V erw eisung der Streitigkeiten aus dem 
G ebiete des gewerblichen Rechts
schutzes vor besondere Kammern und 
Senate an bestim m ten Landgerichten — 
e in  V erfahren, das schon von einzelnen 
B undesstaaten eingeschlagen w orden 
i s t ') — , besondere A usbildung der in 
diesen Kammern beschäftigten Richter, 
Erleichterungen für die Heranziehung 
geeigneter Sachverständiger.

Das rechtsvergleichende G utachten 
des Ritter v o n  S ta h l ,  W ien, prüft 
gleichfalls eingehend die Behauptung, 
daß die nicht genügende Sachkunde 
der juristisch vorgebildeten Richter zu 
Fehlurteilen führe. Es sei nicht einzu
sehen, w arum  dem nicht technisch V or
gebildeten eine ausführliche und gute 
D arlegung von sachkundiger Seite nicht 
ü as  ausreichende Verständnis der w e
sentlichen technischen U m stände ver
mitteln könne. Die Tatfrage sei in 
Streitigkeiten andrer Art häufig w eder 
leichter noch w eniger verwickelt. Der 
fachkundige Richter könnte in der ge
heim en Beratung neue fachliche Ge
sichtspunkte für die Urteilsschöpfung 
''orbringen, ohne daß der Partei G elegen

i t  gegeben w äre, hierzu in der münd- 
imn V erhandlung Stellung zu neh- 
die .Stahl befürchtet außerdem , daß 
terstaSthrung eines technischen Rich- 
Kräfte t der Volkswirtschaft wertvolle 

im  Gegeniehen w ürde. Er schlägt 
Streitigkeiten zu Rathenau vor, die 
  _üs allen G ebieten des

') Technik und------------------------------
ü rtschaft 1909 S. 382.

gewerblichen Rechtsschutzes den Kam
mern für H andelssachen zuzuw eisen.

Indem  Gutachten C a h n s  interessiert 
die B ehauptung, daß die ganze Frage 
der Patentsondergerichte herausge
wachsen sei aus der S tandesbew egung 
der Techniker. Zum  Beweise führt 
Cahn die Bestrebungen an, die sich an 
den N am en des Professors Franz 
knüpfen. »Dem Juristenm onopol gilt 
der Ansturm.« Es m uß darauf hinge
wiesen w erden, daß das Franzsche P ro
gram m  mit dieser Frage ganz und gar 
nichts zu tun hat. Franz will dem w irt
schaftlichen G eist in der V e r w a l tu n g  
zum Einzug verhelfen. Er unterschei
det, wie Cahn selbst anführt, ausdrück
lich zwischen V erwalten, Rechtsprechen 
und Konstruieren.

In den V erhandlungen des Juristen
tages schloß sich an die Berichter
stattung der H erren D e g e n ,  I s a y  und 
S e l i g s o h n  ein lebhafter M einungsaus
tausch, in dem  allerdings kaum neue 
Gesichtspunkte vorgebracht w urden 
und w enig neue Redner auftraten. D er 
Juristentag beschloß schließlich m it 
überw ältigender M ehrheit:

D ie  E in f ü h r u n g  v o n  S o n d e r 
g e r i c h t e n  f ü r  S t r e i t i g k e i t e n  a u s  
d e m  G e b ie te  d e s  g e w e r b l i c h e n  
R e c h ts s c h u tz e s  e n t s p r i c h t  n ic h t  
d e m  I n t e r e s s e  d e r  R e c h t s p f le g e  
u n d  i s t  d e s h a l b  a b z u le h n e n .
Bei einer W eiterführung zweckmäßi

ger M aßnahm en der Justizverw altungen: 
V erw eisung der Streitigkeiten aus 
dem G ebiete des Patent- und G ebrauchs
m usterrechtes an bestim m e Kammern 
und Senate und Sonderausbildung der 
Richter für diese Zwecke, w erde sich 
eine befriedigende Lösung der zurzeit 
noch etw a bestehenden Schwierigkeiten 
ergeben.

Im Zusam m enhang hierm it ist es 
in teressant, daß der V e r b a n d  d e u t 
s c h e r  G e w e r b e -  u n d  K a u f m a n n s 
g e r i c h t e  auf seiner T agung am 
15. Septem ber dieses Jahres in Köln 
sich für eine Zusam m enziehung der 
bestehenden Sondergerichtsgruppen und 
ihre Erw eiterung zu einheitlichen Ar
beitsgerichten ausgesprochen h a t

H e llm ic h .
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